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30 . öffentliche Sitzung
am Mittwoch, den 25 . Juni 1918, vormittags 9 Uhr.

Tagesordnung .
Anzeige neuer Eingänge . Sodann
1 . Mündlicher Bericht der Haushaltskommisfion und Be¬

ratung über den Gesetzentwurf, die Burgschaftsüber¬
nahme für ein Darlehen der Stadtgemeinde Kehl durch
den Staat betr . (Drucks . Nr . 38 ) ,

Berichterstatter Abg . lamm .
3. Begründung und Beantwortung der Interpellationen

n. der Abgg. Dr . Kraus u . Gen ., die Sozialisierungin Baden betr . (Drucks . Nr . 26 ) ,
d. der Abgg . vr . Koenigsberger u . Gen ., die Re¬

form der UniversitätSverfaffung betr . (Drucks .
Nr. .19),

c . der Abgg . Heurich u . Gen ., die Wohnungsfragebetr . (Drucks . Nr . 10a ) .
3. Berichte der Kommission für Justiz und Verwaltung

und Beratung über
a. die der Gutheißung des Landtags vorbehaltene Ver¬

ordnung des Ministeriums des Innern vom 6.
August 1918, die Erhebung von Taxen für die
staatliche Genehmigung zur , Ausgabe von Teilschuld-
verschretbungen und Vorzugsaktien sowie zur Errich¬
tung von Aktiengesellschaften usw . betr . (Drucks .
Nr . 38 ) ,

Berichterstatter Abg . Schneider -Heidelberg;
b. die Bitte des Bad . Landeswohnungsvcreius und des

Bad . Landesverbandes deutscher Bodenreformer , die
Organisation für das Wohnungswesen betr .,

Berichterstatter Abg . Geck .
Berichte der Petitionskommission und Beratung über
die Petitionen
a . des Michael Kuhn in Friedrichsfeld um vorzeitige

Entlastung seines Sohnes aus der Schule,
Berichterstatter Abg . Ihrig ,

b. des Adam W e b e t> in Oberdielbach im gleichen Be¬
treff,

Berichterstatter Abg . Ihrig .

Am Regierungstisch : Arbeitsminister Rückert, Geh. Ober¬
sfinanzrat Zimmermann und Ministerialrat Franz .

Präsident Kopf eröffnet nach 9% Uhr die Sitzung und
gibt folgende Eingänge bekannt : .

^ . Petitionen :
1 . Eingabe und Denkschrift über die soziale Notlage der

kriegsteilnehmenden Lehramtskandidaten der Universitäten
Frerburg und Heidelberg.

2. Anregungen des Reichsausschuffes für Konsumenten -
interessen in Form von Anträgen betreffs der Errichtung von
Berbraucherkammern und der Vertretung der Verbraucher -'ftoß im Rätesystem .

Diese beiden Eingaben werden der Petition § kommis -
sion überwiesen.

3. Bstte des SparkastendirektorS a . D . I . Sauter in Frei¬
burg , angeblich im <Änne und Auftrag einer Anzahl von
Fürsorgekassenmitgliedern um Erhöhung der Teuerungs¬
zulagen derselben.

4 . Bitte einer Anzahl von zur Ruhe gesetzten Staatsbeam¬
ten um Erhöhung des Ruhegehalts , insbesondere auch der
Altpensionäre.

5 . Entschließung einer Vertreterversammlung des Badischen
Eisenbahnerverbandes , Bezirksobmannschaft Mannheim , we¬
gen Bemessung des Ruhegehaltes ,

6. Telegraphische Eingabe und Entschließung einer Ver¬
sammlung aus Beamtenkreisen in Mannheim in Betreff der
chnen in Aussicht gestellten Ausgleichszulage.

7 . Schreiben des Ministeriums des Innern vom 20 . Juni
1919 mit einer an den Vollzugsausschuß des Arbeiterrates
Mannheim gerichteten und von diesem befürwortend dem Mi¬
nisterium vorgelegten Eingabe der Siebenerkommission der
Volkswehrleute in Mannheim wegen Gewährung von Lohn-
zuschlägen.

Die Petitionen Ziff . 3 bis 7 werden der HquShaltS -
kommission überwiesen.

8. Beitritt der Ortsgruppe Heidelberg des Bundes tech¬
nischer Berufsstände zu der Bitte der Vereinigung technischer
Vereine in Karlsruhe , die Stellung der Techniker in den
städtischen Verwaltungen betr .,

9. Telegraphische Eingabe des Vorstandes des Ausschusses
für Volksaufklärung mit der Forderung sofortiger restloser
Beschlagnahme der Kriegsgcwinne , Veröffentlichung der
jüdischen Sondergesetze, Entfernung der Juden aus den
öffentlichen Ämtern , Trennung des jüdischen Gerichtswesens
von dem deutschen und Einsetzung von deutschen Laien¬
gerichten.

10. Bitte der Handelsgenossenschaft Wertheim um Ein¬
schränkung des Verbots der Sonntagsarbeit .

Die Petitionen Ziff . 8 bis 10 werden der Kommission
für Justiz und Verwaltung überwiesen .

8 . 1 . Schreiben des Ministeriums des Kultus und Unter¬
richts mit zehn Abdrücken der - Rede des Rektors der Uni¬
versität Freiburg , Geh . Rats Professor vr . Finke , zu Ehren
der gefallenen Angehörigen der Universität .

2. Schreiben von vr . Arnold Rüge , derzeit Dozent an
der Universität Heidelberg mit Abdrücken einer von Bürgern
und Studenten daselbst auf Grund eines von ihku gehaltenen
Vortrages gefaßten Entschließung gegen dio Annahme des
uns zugemuteten Gewaltfriedens .

3 . Schreiben des Fürstlich Löwenstein-Wertheim -Rosenber -
gischen Domänendirektors Eckert mit einer Denkschrift „Zur
Frage der Aufteilung des Großgrundbesitzes", ,

4. kurzerhand eingegangene Denkschrift „Fürstliche Standes¬
herrschaft Fürstenberg " , verfaßt im Aufträge des Fürsten Max
Egon zu Fürstenberg von der Fürstlich Fürstenbergischen Kam¬
mer in Donaueschingen,

6. Sonderheft der Nummern 19/21 von Jahrgang IV der
Europäischen StaM . und Wirtschaftszeitüng , behandelnd «Ost.
deutschland"

»
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8. Schreiben des Vorstandes des Badisch -lknterländer Fi -schereibcreinS mit der Drucksache : »Mitteilungen und Jahres¬bericht für das Jahr ISIS",
7 . Schreiben der Expeditur des Ministeriums des Innernan das Archivariat mit dem Jahresbericht der Landeskredit¬

kassenabteilung der Rheinische ^ Hypothekenbank Mannheimfür 1918 .
Für diese Gaben wird der Dank des Hauses ausgesprochen.
C. Anzeigen der Abgg . Koelblin,Otto und Kräutervon ihrer Verhinderung am Erscheinen durch Krankheit , bezw .unverschiebliche Geschäfte.Der Urlaub ist erteilt .
D . Mitteilung des Ministers des Innern vom 20. Juni , wo¬nach er zur Beantwortung der Kurzen Anfrage der Abgg .Ziegelmaier - Oberkirch und Gen ., vom 25. März , denMangel an Kinderschuhen betr ., bereit ist.
L . Kurze Anfragen :

,1 . der Abgg . Rausch und Maier - Heidelberg, die Mitz -stände in den badischen Lungenheilanstalten betr .
2. der Abgg . vr . Königsberger , Fleig und Spieß ,Verbot des öffentlichen Verkaufs jugendyerderbender Schund¬literatur betr .
8. der Abgg . Dr . König sherger und Gen ., das Haltenvon Kühen . (Pensionskühen ) durch Nichtlandwirte betr .
Hierauf wird in die Tagesordnung eingetreten .
Zu Ziff . 1 derselben : Mündlicher Bericht der

HauShaltskom Mission und Beratung überden Gesetzentwurf, die Bürgschaftsübernahme für ein Darlehender Stadtgemrinde Kehl durch den Staat betr . (Drucks . Nr . 36)« hält das Wort : . ,

Berichterstatter Abg. Marvm (Soz .) :
Ich werde namens der Haushaltskommission einen sehr kur»gen Bericht zu erstatten haben. Die Verhältnisse, wie sie durchden Waffenstillstand in Kehl geschaffen wurden , ebenso diejeni¬gen, wie sie durch die in Verfolg des Waffenstillstands spätervorgenommene Besetzung des HanauerlandeS eintraten , sindIhnen bekannt . Die Verbindung von Kehl mit dem badischenMutterlande ist aufs äußerste erschwert worden . Dadurch sindaber auch die finanziellen Verhältnisse der Stadt Kehl außer ,ordentlich erschwert. Große Nöte haben sich darau » ergeben,daß die Stadt nicht im Besitze der flüssigen Mittel gewesenist, die sie brauchte, um die insbesondere infolge der Besetzungnotwendigen Ausgaben zu bestreiten . Es handelt sich da umAufgaben, die einmal zu Zwecken der Arbeitslosenunterstüt¬zung , dann aber auch zum Zwecke der Notstaudsarbeiten sowiefür andere soziale Ausgaben erforderlich waren .

(Die Stadt Kehl hätte nun Gelegenheit gehabt, von den Ban¬ken des gegenüberliegenden Stratzburgs sich flüssige Geldmit¬tel zu verschaffen; das ist aber natürlich in politischem In¬teresse nicht erwünscht gewesen. Im Gegenteil haben wir alles
Interesse daran , den Zusammenhang mit dem Hanauerlandund dem badischen und deutschen Lande festzuhalten und derStadt Kehl zu helfen, ihren Verpflichtungen nachzukommen.

Deutsche Banken waren bereit , die notwendigen Mittel , die
Kehl brauchte, vorläufig eine Million Mark , dann zur Ver-
fügung zu stellen , wenn Kehl die notwendigen Sicherheitengewährt . Es wäre nun denkbar gewesen, daß Kehl etwa durchVerpfändung von Werten der Sparkasse Sicherheit leistete,Aber im Interesse der Einleger der Sparkasse war das nichtangängig , sondern Kehl hat sich an den badischen Staat gewen¬det, damit der badische Staat den deutschen Banken gegenüber,die bereit waren , das Darlehen zu gewähren , die Bürgschaftübernehme . Schon die badische Volksregierung hat die Bürg¬
schaft Ende » März ausgesprochen, vorbehaltlich der Genehmi¬
gung der Nationalversammlung . Die Girozentrale der ba.dischen Sparkassen war dann der Auffassung, daß es im In¬teresse der Sicherheit der Bürgschaft erwünscht sei — und auchdie Regierung hat sich dem angeschlossen — daß der badischeLandtag die Bürgschaft übernehme . Infolge der langen Dauerder Verhandlungen ist die Vorlage erst jetzt an uns gekommen.

Durch den DarlehenSvertrag wird der Stadtgemeinde Kehlder Betrag von 1 Million Mark auf 10 Jahre unkündbar von.oer Sparkassengirozentrale zum Zinsfuß von 5 Proz . gewährt.Die Zinsen sind halbjährlich zu bezahlen . Für dieses Darlehene t Zinsen übernimmt der badische Staat die Bürgschaft,
ist der Inhalt des Gesetzentwurfs, wie er sich im einzigen

Paragraphen darstellt. Die Kommission Wägt Ihnen ein¬stimmig vor, diesen Gesetzentwurf anzunehmen . >
Ich habe Ihnen weiter einen Antrag bekannt zu geben, dervon Mitgliedern aller Parteien dieses Hauses gestellt wordenist und der Ihnen vorschlägt, die Frist des § 49 der Verfassungauf 24 Stunden abzukürzen und das Gesetz als ein dringendesnach § 23 der Verfassung zu erklären . Nach § 49 der Ver¬fassung ist es notwendig, daß jeder Gesetzentwurf einer zwei¬maligen .durch eine Zwischenzeit von mindestens einer Wochegetrennten Beratung unterzogen werde. Von dieser Frist kann

durch Beschluß des Landtags abgesehen werden , wenn nichtmehr als 15 Abgeordnete widersprechen. Der Bedeutung derSache und der notwendigen Beschleunigung entspricht es, daßwir nicht erst eine Woche warten , um die zweite Lesung vor¬zunehmen, sondern daß dies schon morgen nachmittag in der
Plenarsitzung geschieht . Außerdem ist es erwünscht, daß die.sem Gesetze nicht die Volksabstimmung folge, und daß ohneRücksicht auf eine spätere Volksabstimmung das Gesetz sofortin Kraft tritt . Es heißt in § 23 Abs . 8 : »Ausgeschlossenvonder Volksabstimmung sind Gesetze zur Erhaltung des öffent¬lichen Friedens , der öffentlichen Gesundheit , Sicherheit und
Ordnung , wenn sie vom Landtag mit Zweidrittelmehrheit als
dringend erklärt sind .

"
'Wir haben es hier zweifellos mit einem Gesetz zu tun , das

zur Erhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung not¬
wendig ist. Wenn die Stadtgemeinde Kehl nicht in die Lagokäme, sich dieses Darlehen zu verschaffen, würde möglicherweisedort die Ordnung nicht aufrecht erhalten werden können. ES
ist deshalb wünschenswert, daß das Gesetz sofort in Kraft trittund nicht erst, nachdem die Frist für das Referendum abge¬laufen ist.

Wir machen Ihnen daher den Vorschlag, daS Gesetz mit Zwei-drittel -Mehrheit als dringend zu erklären , im Übrigen aber da»
Gesetz anzunehmen .

In der Beratung erhält da» Worts

Abg . Dietrich (D . Dem . P .j :
Sie gestatten mir in meiner Eigenschaft als früherer lang¬jähriger Bürgermeister der Stadt Kehl und Vertreter de»Bezirks Kehl, daß ich meiner Freude darüber Ausdruck gebe ,daß diese Vorlage hier eingebracht ist und die Überzeugunganfuge, daß sie auch ohne Widerspruch angenommen werdenwird.
Die Stadt Kehl ist in einer Lage, in der sie der Hilfe des

badischen Staates bedarf, und vor allen Dingen in einer Lage,in der man sie nicht in noch stärkere Abhängigkeit von dem
gegenüberliegenden Straßburg bringen darf . Schon dieserletztere Gesichtspunkt gebietet unter allen Umständen, daßKehl auf dieser Seite oes Rheins Unterstützung findet . Ichwar von vornherein der Meinung , daß man unbedingt helfenmüsse . Wir hatten zwar, als die Frage zuerst auftauchte , dieMeinung , daß es im Laufe der Friedensverhandlungen ge¬lingen sollte , das Schicksal dieser Stadt und des umliegendenGebiets zu mildern . Wir glaubten , diese Hoffnung um somehr haben zu dürfen , als Kehl erst nach Abschluß des
Waffenstillstandes und ohne einen dringenden Grund durchVergewaltigung besetzt worden ist. Leider waren unsereHoffnungen trügerisch. Die Friedensdelegation hatte gefor¬dert , daß Kehl innerhalb 6 Monaten nach Friedensschluß ge¬räumt werden solle. Es ist ihm aber jetzt dasselbe Schicksalwie allen anderen besetzten Gebieten geworden, daß es 15Jahre lang Besatzung ertragen .soll. Sein politisches Schick¬sal ist zugunsten Deutschlands entschieden , sein wirtschaftliches
Schicksal aber ist ungewiß , und zwar nach zwei Richtungenungewiß, zunächst einmal nach der Richtung, welche wirt¬
schaftlichen Folgen die Besetzung haben wird . Von denGegnern Deutschlands ist ein Besatzungsstatut vorgelegt wor¬den, aber dieses Besatzungsstatut ist bis heute , soweit ich unter¬richtet bin, noch nicht unterzeichnet, und eS wird wohl, dashoffen wir, über dieses Besatzungsstatut eine Verhandlungstattfinden , die, das ist unser sehnlichster Wunsch , dazu füh¬ren möge, daß der Stadt Kehl, überhaupt dem besetztenGebiet, unbeschränkter Personen «, Güter - und Briefverkehrmit ihrem alten Heimatstaat gesichert werde.

Ein weiterer Wunsch, den wir bei der Schaffung des Be¬
satzungsstatuts haben, ist der, daß _t>te militärische Besetzungdes. Gebiets eingeschränkt und erträglich gemacht wird . Wirwollen hoffen, daß diese beiden Wünsche im Laufe der Ver¬
handlungen , die wohl nicht auSbleiben» erreicht werdenkönnen.
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Sodann : Die ÄeO.einde Kehl ist an sich keine sehr große Ge-
tneinde . Wer er ist eine Gemeinde, in die der badische
Staat sehr viel Arbeit hineingesteckt hat , und an der der
badische Staat sehr großes Interesse hat auS Gründen , die
ich Ihnen hier nicht näher auseinander zu setzen brauche.
Aus diesem selben Gesichtspunkt heraus , nämlich aus der
Bedeutung KehlS für das Hinterland , ist im Friedensvertrag
auch die Bestimmung enthalten , daß der Hafen in Kehl mit
dem Straßburger Hafen unter eine Verwaltung gestellt wer¬
den soll, eine allgemeine Vereinbarung , die in ihrer Trag¬
weite nicht zu überschauen ist, die aber sicher dre stärksten
Wirkungen haben wird, und eine Vereinbarung , die für die
Stadt Kehl an sich ein« außerordentliche Gefahr bildet.

Deshalb sage ich, das wirtschaftliche Schicksal KehlS ist auS
diesen beiden Gründen unsicher. Aufgabe deS badischen

Staate » wird es sein, der Stadt Kehl und chrer Umgebung
beizustchen, und ich bin fest überzeugt , daß der badische Land¬
tag und die badische Regierung jederzeit das tun wird, mag
kommen was will. Auf der anderen Seite bin ich aber auch
der Überzeugung, daß dann die Stadt Kehl und die Um¬
gebung in der vaterländischen Gesinnug , die fie in diesere eren Zeit bewiesen hat, durchhalten wird bis zu einer

gestaltung und Besserung ihrer Lage .

DaS S ch l .u ß w o r t erhält !

Abg . M a r u m (Soz .) :

Ich hätte keinen Anlaß gehabt, das Schlußwort zu ergreifen ;
auch der Inhalt der Ausführungen des Herrn Abg . Dietrich
gibt mir keine Veranlassung dazu, wohl aber die Tatsache

J
einer Ausführungen . Wir waren gestern in der Kommission
er Auffassung, daß eS das Würdigste und dem Gesetzentwurf

Entsprechendste sei , wenn er ohne Aussprache angenommen
würde. Die andern Parteien haben sich an diese Absprache
gehalten ; ich bedauere, daß sie von einer Partei nicht gehalten
worden ist. i

Kur Geschäftsordnung erhält da» Wort :

^ Mg . Dietrich (D . Dem . P .) :

Ich will zur Geschäftsordnung bemerken, daß mir von Be¬
denken gegen das Reden zu diesem Gegenstand nichts be¬
kannt war , ebensowenig, daß eine Absprache hierüber statt-

K den hat. Zudem habe ich den Herrn Präsidenten gr¬
ob Bedenken bestehen, er hat dies aber verneint .

Präsident Kopsz !
' Mr ist von einer Absprache auch nichts bekannt. Ich hatte
übrigens die Rede deS Herrn Wg . Dietrich auch nicht ver¬
hindern können, da ich keinem Abgeordneten das Wort ver¬
wehren kann.
’ Bei der hierauf folgenden namentlichen Abstimmung wird
der Gesetzentwurf mit 83 Stimmen einstimmig an¬
genommen und entsprechend dem Antrag der Kommission,
die Frist des § 49 der Verfassung für die Beratung deS Gesetz¬
entwurfs auf 24 Stunden abgekürzt sowie das Gesetz als
dringend im Sinne des § 23 der Verfassung erklärt .

Zu Ziffer 2u der Tagesordnung : Begründung
und Beantwortung der Interpellation der Abgg . vr .
Krau » und Gen ., die Sozialisierung in Baden brtr . (Drucks .
Nr . 26) erhält zunächst zur Begründung das Wort :

Abg . Dr . KrauS '
(Soz .) :

Seit wir Ihnen die Interpellation , die Sozialisierung in
Baden betr ., eingereicht haben, ist beinahe ein Vierteljahr
vergangen , und ein Vierteljahr ist in der gegenwärtigen Welt,
geschichte eine große Spanne Zeit . Wir haben in diesem Vier¬
teljahr auch manche wichtigen Fragen und Probleme zu erle¬
digen gehabt; wir haben manches Schwere erlebt und wir wissen ,
daß uns auch noch manches Schwere bevorsteht. Aber nichts ,
was in der Zwischenzeit an uns herangetreten ist, hätte dazu
beigetragen, die Wichtigkeit dieser Debatte irgendwie zu min .
dein . Im Gegenteil , die Dinge , die seit diesem Vierteljahr
vor sich gegangen sind , und vor allem der Friede , den wir vor¬
gestern unterzeichnen mußten , legt es uns mehr denn je nahe,
uns auch hier einmal über die große Frage der Sozialisierung
unseres Wirtschaftslebens auszusprechen.

Denn darüber find wir un» hoffentlich heute wohl all« kl« ,
daß diese Sozialisierungsdebatte heute keine innere Angelegen¬
heit der Sozialdemokratie Mehr allein ist und sein kann , son¬
dern daß eS sich um Fragen handelt , an denen alle Parteien
und alle Gruppen , die am Wiederaufbau unseres Wirtschafts¬
lebens ein Interesse haben ,auch wirklich inneren Anteil neh¬
men müssen . Denn der Inhalt des Friedensvertrages , die
wirtschaftlichen und finanziellen Wiedergutmachungs -Bedin¬
gungen, die uns unsere Gegner auferlegt haben, verlangen —
man mag nun sonst darüber im einzelnen denken, wie man
will, — daß rücksichtslos vom Staate , von der Gesamtheit deS
deutschen Volkes das Letzte aus der Wirtschaft herauSgeholt
und herausgearbeitet und den Gesamtinteressen der Volks¬
wirtschaft zur Verfügung gestellt wird . Denn nur so können
wir daran denken , überhaupt — soweit es im einzelnen mög¬
lich ist — irgendwie den Vertrag einzuhalten und nur so kön¬
nen wir daran denken , auch für die Gesamtheit in absehbarer
Zukunft eine Volkswirtschaft aufzubauen , in der eS sich wieder
einigermaßen leben läßt . Darum begrüße ich eS in diesem
Sinne , daß wir gerade heute unter dem Eindruck des Friedens -
Vertrages in diese Debatte hier in diesem Hause eintreten .

Ich will nun einleitend bemerken; daß ich nicht auf die
weitverzweigten und tiefgreifenden Probleme der Sozialiste .
rung und deS wirtschaftlichen Sozialismus hier eingehen will.
Ich werde mir Vorbehalten, falls die eine oder andere Frage
dieser Art in der Debatte aufgeworfen werden sollte, in
memem Schlußwort darauf zurückzukommen. Ich will zunächst
nur einige allgemeine politische und soziale Fragen der Sozi¬
alisierung vorausschicken , um dann dasjenige , was ich als wich¬
tigste Forderung dessen halte, was auch im Rahmen des Reiches
von uns in Baden in der Sozialisierungsfrage geleistet werden
kann; hier dem Hohen Hause vorzulegen .

Sie wissen alle, daß gerade die revoluttonäre Arbeiterschaft
und die Massen, die seit dem 8. November v. I . in der Re-
volutton in Deutschland stehen, unter dem Banner des Sozia¬
lismus , unter dem Banner der Sozialisierung bis jetzt ge-
kämpft haben und weiter zu kämpfen gewillt sind. Wir wis.
sen, daß sowohl auf der Seite , die für diesen Sozialismus ein>
tritt , als auch auf der Seite , die in diesen Monaten immer
mehr bestrebt war , in Presse und Literatur gegen die So¬
zialisierung Sttmmung zu machen, in dieser Hinsicht sehr viel
mit Schlagworten gearbeitet wird uud gearbeitet worden ist.
Wenn man so die letzten Wochen manch« ! Zeitungsartikel vor
allem der Messe, die Gegnerin der Sozialisierung ist, gelesen
hat , was da über Sozialisierung de» Wirtschaftslebens , was
da über Verstaatlichung und Vergesellschaftung geschrieben
worden ist, so hat man fich manchmal gefragt , ob die Betref¬
fenden, die da» geschrieben haben, und die Betreffenden , die
diese Artikel lesen und dafür eintreten , sich überhaupt jemals
mit den eigentlichen wirtschaftlichen Sozialisierungsftagen be¬
schäftigt haben, seit sie überhaupt in der modernen Debatte
stehen . Aber ebenso haben wir uns auch manchmal geftagt ,
wenn wir über die Räteftage gelesen haben , die gerade oft
von der Seite von ganz links gekommen ist, die, mehr als das,
stündlich das Wort Sozialismus und Sozialisierung im Munde
führen . Darum ist es notwendig, daß wir von allen Seiten
einmal wenigstens die Grundgedanken einer Sozialisierung
des Wirtschaftslebens klar eröäern und vor allem erörtern ,
weil wir eben in absehbarer Zeit gezwungen sein werden, im
Rahmen der Reichsgesetzgebung auch in Baden positiv in der
Sozialisierung vorzugehen.

(Es ist verwunderlich, eS ist oft kaum zu glauben , Me noch
weite Schichten des Bürgertums heute der ganzen Revolu¬
tion deS 9 . November mit einem Unverständnis gegenüber¬
stehen , das man eigentlich nicht für möglich halten sollte. Man
hat der Rebolutton des 9. November fast nur in die Zusam -
menhänge der bisherigen europäischen Geschichte eingestellt,
man hat sie eingestellt im Zusammenhänge mit der großen
französischen Revolution , in die Kämpfe um die polittsche De.
mokratie, die sich in den letzten Jahrhunderten in Europa und
darüber hinaus abgespielt haben . Man hat aber dabei mei¬
stens übersehen, daß dieser Kampf um die polittsche Demokra¬
tie und dieser geschichtliche Zusammenhang mit den Vorgänger!
der europäischen Geschichte der letzten Jahrhunderte nicht der
einzige Sinn der Revolutton des 9 . November ist und sein
kann ; und vielleicht ist es nicht zuviel gesagt, wenn man be¬
hauptet , nicht der Hauptsinn für diejenigen, die in dieser Re¬
volution in erster Reihe gekämpft haben . Sondern was ein¬
mal die „Frankfurter Zeitung " in den letzten Monaten in ei.
nem Leitartikel geschrieen hat , das trifft wohl auf den Sinn
der Revolution , wie Mr sie in Deutschland erlebt haben zu ; daß
der eigentliche Weltgedanke der deutschen Revolution der Ge-
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danke der sozialen Demokratie ist, der Gedanke, der nicht beider politischen Demokratie , bei der politischen Gleichberechti¬
gung, die bisher in Europa , vor allem in Frankreich erkämpftworden ist, stehen bleibt, sondern der diese Demokratie hinauf¬führen will zu einer Demokratisierung des Wirtschaftslebens ,zu einer sozialen Demokratie , die eigentlich erst die inhaltliche
Erfüllung dieser politischen Gleichberechtigungsdemokratie seinsoll. Und das , was da die . Frankfurter Zeitung " als Welt¬
gedanke der deutschen Revolution hingestellt hat, ist dasjenige ,wa- die Masse mehr oder weniger klar und unklar unter dem
Ruf« nach Sozialismus , unter dem Rufe nach Sozialisierungund unter dem Rufe nach dem Räteshstem bisher eigentlich ge¬wollt hat . Ob da- mehr oder weniger klar zum Ausdruck ge¬bracht worden ist, ob diejenigen, die diese Worte im Munde
geführt haben, mehr oder weniger vor allem den geschichtlichen
Zusammenhang wußten , was sie wollten und wollen können —
da- ist jedenfalls sicher für jeden, der sich mit der Maffenpshche
gerads während der Revolution beschäftigt hat : Wenn , da
nach Sozialismus und Sozialisierung , wenn da nach dem Räte¬
system , wenn da nach der Diktatur der Arbeiterräte gerufenworden ist, so war es meistenteils das Gefühl großer Massendes Volkes, und nicht nur solcher , die in der Sozialdemokratie
stehen , sondern weit darüber hinaus , daß die bisherige poli¬
tische Demokratie des Westens dem, was unser deutsches Volk,waS unser arbeitendes Volk fordert , nicht genügt , daß der Rah¬men zu eng ist, daß diese politische Demokratie zu einer so¬
zialen Demokratie und Gleichberechtigung, zu einer Mitarbeit
und Mitwirkung des arbeitenden Volkes nicht nur in der Ge¬
setzgebung, nicht nur im Parlament , sondern aktiv im ganzen
Aufbau des Wirtschaftslebens werden soll .lind ich sage , unter diesem Gesichtspunkt nimmt es einen
Wunder , daß noch weite Schichten vor allem des intelligenten
Bürgertums gerade diesem Rufe nach dem Rätesystem, diesem
jllufe näch der Sozialisierung mit völligem Unverständnis
gegenüberstehen . Sie Griten sich an gewisse Entwürfe des
RateshstemS, die von dem oder jenem gemacht werden , sie hal-
,ten sich an eine gewisse Literatur , die, vor allem auch veranlaßt
durch die russischen Revolutionssührer , nach Deutschland her¬
eingekommen ist, sie sehen aber nicht , daß hinter allen diesen
äußeren Formen , hinter all den Entwürfen , die da vorgeschla -
aen werden, ein Wille des Volkes steht, ein Wille, nicht nur
bei Gelegenheit demokratisch zu wählen und gleichberechtigte
Abgeordnete ins Parlament zu schicken , sondern nun auch im
Wirtschaftsleben real in unserer Volkswirtschaft die Gleichbe¬
rechtigung durchzuführen, die man politisch im Parlament hat,und auf der anderen Seite mitzubestimmen und mitzuarbeiten
.an der Produktion , an der ganzen Organisation unseres Wirt -
Fchastslebens, weil die Arbeiterschaft Deutschlands als die erste
Arbeiterschaft, als die fortgeschrittenste Arbeiter der modernen
Jndustrievölker der Welt eben das Gefühl hat , das ihr vor
allem als Träger des Wirtschaftslebens , als produzierendem
Faktor im Wirtschaftsleben eine ganz andere Bedeutung in
einer wahren Demokratie zukommen muß , als sie die Arbeiter¬
schaft in den Demokratien hat , die bisher in Europa und dar¬
über hinaus geherrscht haben.

Wenn wir nun diesen Sinn , gleichsam diese beiden Seiten
der Sozialisierungsfragen verstehen wollen, auf der einen
Seite das Problem der gemeinwirtschaftlichen Organisation
unserer Wirtschaft und auf der anderen Seite die Forderung
»ach einer ganz neuen und andren Wirtschaftsverfassung ,
nach einer Demokratisierung unseres Wirtschaftslebens , da
müssen wir, wenn auch nur ganz kurz in ein paar Sätzen , zu¬
rückgehen auf denjenigen, den man wohl mit Fug und Recht
nicht nur als Sozialdemokrat , sondern als Volkswirtschastler
als den Begründer der eigentlich modernen wissenschaftlichen
Ökonomie ansprechen darf , auf Karl Marx . Darüber sind
sich auch schon Gelehrte , die den sozialistischen Parteien heute
gar nicht nahe stehen -klar , daß Karl Marx , wenn nicht der,
so doch mindestens einer der größten Begründer der eigent¬
lichen Wirtschaftslehre , der eigentlichen Wissenschaft der Öko¬
nomie, der politischen Nationalökonomie , wie man sie nennt ,
ist. Denn , was auch vor Karl Marx geleistet worden ist —
und eS ist ein großer Teil , ohne den auch Karl Marx felbst
nicht hätte arbeiten können — : es war doch mehr oder we¬
niger nicht die Begründung einer wissenschaftlichen Ökonomie.
ES wurden von Führern in England und Frankreich wohl die
Momente und Faktoren deS Wirtschaftslebens : Kapital , Ar¬
beitslohn usto., in ihrem Wesen, in ihren Zusammenhängen
miteinander erforscht. Was aber nicht geleistet worden ist
u>id doch eigentlich in der Volkswirtschaftslehre in erster Lime
geleistet werden mußte , das ist die Aufzeigung und Heraus -
arbeitung der Zusammenhänge , der gesetzmäßigen Zusammen¬
hänge, in denen alle diese Faktoren im Wirtschaftsleben mir-

einander stehen, und vor allem, in denen der Mensch steht.Denn darüber sind sich alle, die Karl Marr etwas näher ge .
sehen haben, klar ; woraus eS Karl Marx in seiner ganzen
Soziologie, in seiner ganzen Kritik der Nationalen Ökonomie
vor ihm ankommt, das ist, zu zeigen, in welchen gesetzmäßigen
Zusammenhängen und Verflechtungen der Mensch in der Wirt¬
schaft, in der Produktion und Konsumtion , drinnen steht.Und der ganze Materialismus , den man ja von verschiedenenSeiten Marx immer borwirst , hat im Grunde genommen garkeinen anderen Gehalt , auch bei Marx selbst, als den, zu zei¬
gen, wie das ganze menschliche Leben, wie der Mensch , auchder Mensch der Kultur , der Mensch der Politik , der Mensch der
Religion , bis ins letzte hinein in all den Formen , die er sich
schafft , verflochten ist mit den Grundlagen seines Wirtschaftslebens , mit den Grundlagen von Produktion und Konsum¬tion . Der soziale Inhalt der Zusammenhänge der Wirtschaft,das ist es, was Marx in seinen kritischen Schriften immer
wieder herauszuarbeiten gesucht hat , und heute sind sich die
Wissenschaftler klar, daß die Hauptleistung , die Marx wissen¬
schaftlich vollzogen hat, die Kritik eben jener liberal -bürger¬
lichen Nationalökonomie war , die vor ihm in England und
Frankreich geleistet worden ist.

Und was hat nun Marx , wodurch er dann zu
seinen sozialistischen Theorien gekommen ist, als Haupt¬
ergebnis dieser Kritik herausgearbeitet ? Er hat her -
auSgearbeitet , daß es nicht genügt , dabei stehen zu bleiben,alle die Faktoren mi 'i Momente des Wirtschaftslebens gleich¬sam als Dinge mit so und so vielen natürlichen Eigenschaftenin ihren Zusammenhängen zu sehen und zu ergründen , son-
djern daß man den Menschen mit seinen sozialen, gesellschaft¬
lichen Aufgaben und Verflechtungen in dieses Wirtschaftsleben
hineinstellen mutz und daß man nun die Naturgesetze dieses
sozialen, dieses gesellschaftlichen Lebens des Menschen in seiner
Wirtschaft und auf Grund feiner Wirtschaft wissenschaftlich
herausarbeiten muß . Mas Marx nun unter der Gegenüber¬
stellung von Kapital und Arbeit , was Marx unter der Gegen-
Überstellung von Kapitalist und Proletariat wissenschaftlich
herausgearbeitet hat , das konzentriert sich alles mehr oder
weniger um dieses Problem des Menschen in der Wirffchast,des Einflusses, der Wirkung der Gesetze des Wirtschaftslebens
auf den Menschen und die Gestaltung seines Lebens und sei¬
ner Zusammenhänge . Marx hat sich die Ergründung der Ge¬
setze deS Wirtschaftslebens , des Wesens von Kapital und Ar -
heit, von Kapitalismus und Proletariat nicht so einfach und
so leicht werden lassen , wie das heute nach den Schlagwörtern
oft scheint . Nachdem einmal « ne Arbeiterpartei in der So¬
zialdemokratie erstanden war und natürlich schon der Agitation
zuliebe auch viele kleine Geister, die sehr wenig von ihrem
Marx gewußt haben, hinausgegangen sind, haben sie diese
grundlegenden Momente der Marxfchen Kapitalkritik : Kapital ,
Proletariat , Gesellschaft, zu Schlagwörtern breitgetreten , die
nicht mehr den weitverzweigten und tiefschürfenden Inhalt ha.
ben und gehabt haben , wie sie ihn bei Marx in seiner wissen¬
schaftlichen Leistung haben ; denn Marx wußte sehr wohl, daß
die Bedeutung , daß die Zusammenhänge , daß die Gesetze deS
Kapitals in der Wirtschaft und daß aus der anderen Seite das
Wesen und die Zusammenhänge des Menschen, des Proleta¬
riats , deS Arbeiters viel tiefer reichen und viel weitverzweigter
sind , als daß man sie mit einigen Schlagworten abtun kann.
Mer auf der andern Seite hat Marx vor allem das eine her¬
ausgearbeitet , was heute sehr oft gerade von sozialistischen
Schriftstellern , vor allem von Agitatoren übersehen wird und
weshalb auch sehr viele, sonst diesem Gedanken Nahestehende
auf der anderen Seite nicht zu der richtigen Würdigung der
ganzen sozialistischen Wirtschaft, wie sie Marx wenigstens in
den Grundzügen aufgezeigt hat, kommen; das ist das, daß es
nicht daraus ankommt, ein bestimmtes Dogma , ein bestimmtes
Wirtschastsprogramm aufzustellen , sondern darauf , die jewei¬
lige Wirtschaft kritisch daraufhin zu besehen , wie der Mensch
im Zusammenhang der betreffenden Wirtschaftsorganisation
steht und wie durch Kritik positiv der Weg gezeigt werden
kann, wie der Mensch aus der Umklammerung dieser Wirt¬
schaft herauskommt zu dem, was er als Mensch und als mensch .
liche Gesellschaft eigentlich im Wirtschaftsleben sein soll (Abg.
Dr . Wirth : Damit entsteht aber noch keine Sozialisierung !
Warten Sie einmal , waS ich Ihnen noch zu erzählen habe!
Damit entsteht selbstverständlichnoch keine Sozialisierung .

Karl Marx ist nicht nur der Materialist , als der er immer
hingestellt wird . Wir wissen , daß Marx vor allem von der
idealistischen deutschen Pbilosophie herkommt, und der Begriff
des Menschen und der sittlichen Bedeutung des Menschen, den
gerade unsere deutsche idealistische Philosophie herausgearbeitet
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Hak feie keine andere , zieht sich wie «in roter Faden durch das

ganze Werk von Karl Marx . Und Marx mag noch so materia -
listi,ch scheinen in den Ergründungen der Gesetzlichkeiten des
Kapitals , der Arbeit usw ., immer ist ein Interesse , das bei ihm
im Zentrum seiner ganzen Gevankenwell steht , das ist der
Mensch , der Mensch als ethisches Wesen, der Mensch als etwas ,
was nicht ALaschine, was nicht gleichsam Sklave der Arbeit
und der Wirtschaft sein soll , sondern der Mensch, der sich die
Wirtschaft formen soll, zu einem menschenwürdigen Dasein ,
dasjenige, was wir heute oft mit dem Schlagwort und Sprich¬
wort sagen : der Mensch ist nicht da zum Arbeiten , sondern er
hat zu,arbeiten , um zu leben. Der Mensch als Mensch und
die menschliche Gesellschaft als menschliche Gesellschaft steht
über der Wirtschaft. Und wenn Marx dann auf Grund seiner
reinwiffenschastlichen Arbeit zu dem glühenden Revolutionär
geworden ist, zu dem, der im Proletariat gleichsam die Masse
gesehen hat , die in Zukunft das Wirtschaftsleben von dem be¬
freien soll, was es eben unter dem Drucke des modernen Ka-
pstalismus menschenunwürdig niederhält , so ist er dazu ge.
kommen, weil ihm wieder jener Mensch der idealistischen deut.
schen Philosophie über der Wirtschaft und über den ehernen
Gesetzlichkeiten dieser Wirtschaft steht. Aber Marx , und das
ist nun der Unterschied , geht nicht den Weg, den die sozialisti¬
schen Utopisten vor ihm gegangen waren , daß er glauvce, ledig¬
lich damit die Wirtschaft und den Menschen von dem Druck
der Wirtschaft befreien zu können, wenn man ihm ein ideales
Paradies ausmalt , wie schön es wäre , wenn die Menschheit so
leben könnte und sich gleichsam auf eine Zukunft vertröstet,
wo es einmal anders sein wird, sondern er suchte die Gesetz¬
lichkeiten des kapitalistischen Wirtschaftslebens selbst zu benut.
zen, um zu zeigen , wie mit ihrer Hilfe die Befreiung des Men¬
schen von dieser kapitalistischen Wirtschaft selbst geschehen
kann, und die findet er nun genau so, wie wir in unserer mo¬
dernen Technik gleichsam die Befreiung von den Gesetzen der
Naturwissenschaft gefunden haben . Unsere moderne Naturwis¬
senschaft hat uns die Gesetze der Elektrizität aufgezeigt , sie hat
uns gezeigt, wie all diese Dinge zustande kommen, wie all diese
Kräfte wirken, und die Technik ist nun daran gegangen, dre
Gesetze, die die Wissenschaft unS herausgearbeitet hat, in den
Dienst der Menschheit zu stellen. Sie ist z. B . daran gegangen,
dass sie mit Hilfe des Blitzableiters die Menschheit vor den ver¬
hexenden Wirkungen des Blitzschlages bewahrt. Aber vorher
mutzten die Gesetze der Naturwissenschaft eben überhaupt da
sein , um sie tn der Technik zugunsten der Menschheit benützen
zu können. Und s» möchte ich sagen, dass der Sozialismus
und die sozialistische Wirtschaft , die Marx herausgearbeitet
hat , und die wir als Nachfolger von Marx heute mehr denn je
herausarbeiten müssen, nichts anderes ist, als eine soziale
Technik , eine Benutzung der Gesetze des Wirtschaftslebens und
eine Benutzung der Errungenschaften der kapitalistischen Wirt ,
schaft zugunsten des Menschen und zugunsten der gesamten
Menschheit. Nachdem wir durch die moderne Nationalökonomie
nicht in letzter Linie durch Marx selbst , die Gesetze dieses Wirt¬
schaftslebens, nachdem wir vor allem durch die Geschichte
der modernen Menschheit die verheerenden Wirkungen dieser
Wirtschaftsorganisation kennen gelernt haben, haben wir heute
genau wie dort auf naturwissenschaftlich-technischem Gebiete
in unserer Soziologie und in unserer Wirtschaftspolitik die
Aufgabe, die Gesetze, die uns diese Wissenschaft erarbeitet hat ,
zu benutzen, um sie im Interesse des Menschen und im Inter¬
esse der Menschheit nun in unserer Wirtschaftspolitik anzuwen¬
den . Seit Karl Marx gelebt hat , haben sich in unserer wirt¬
schaftlichen Organisation Dinge vollzogen, die Marx nicht ge¬
kannt hat , die Marx gar nicht sehen konnte. Während zu Marx
Zeiten gleichsam noch die liberale , kapitalistische Weltwirtschaft
da war , eigentlich ohne Unterschied von Nationen , ohne
Unterschied von Bevölkerungsgruppen , während dort noch im
Vordergrund die Bedeutung i«s einzelnen Unternehmers , .die
Bedeutung des Industriekapitals stand, haben wir inzwischen
in einem wirtschaftlichen Aufschwünge, der sich in wenigen
Jahren in ungeahnter Weise vollzogen hat . die Bildung von
nationalen Wirtschaftsstaaten bekommen . Wir haben die Bil¬
dung von Staatengruppen bekommen, die sich als Wirtschafts¬
mächte gegenüberstehen, und als die Möglichkeit dazu haben wir
den Übergang vom früheren reinen Rechtsstaat zum Wirt¬
schaftsstaat bekommen.

Wenn man heute so oft sagt : Wir müssen aus der Zwangs.
Wirtschaft des Krieges und aus diesen ganzen Ideen des So¬
zialismus wieder zur fteien Konkuxzenzwirtschaft zurück , wie
wir sie vor dem Kriege hatten , so mutz man dem gegenüber
sagen : Ja , haben wir denn vor dem Krieg überhaupt diese
freie Konkurrenzwirtschaft gehabt? Wissen denn die Menschen ,
WÄche diese Forderung aufstelle«, daß seit LÄkzehntea sich in
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unserer kapitalistischen Wirtschaftsorganisation Dinge vollzc -

gen haben, die weit über diese freie , individualistische Wirtschaft
der 50er und 60er Jahre des vorigen Jahrhunderts hinausge¬
schritten sind ? Bereits in den 80er und 90er Jahren . haben
wir die Erscheinung, dass nicht mehr die Individualität des
einzelnen Unternehmers im Vordergründe der Wirtschaft, dap
nicht mehr die Ellenbogen- und Handlungsfreiheit des einzel¬
nen Unternehmers im Vordergrund des Wirtschaftslebens
steht , sondern datz diese Unternehmungen sich zu grossen Kartel¬
len , zu Trusts , zu Syndikaten usw. zusammenschliessen und da ';
vor allen Dingen durch die Entwickelung der modernen Banke: ,
durch die Entwickelung des ganzen modernen Finanzwesen ,
nicht mehr das individuelle Kapital des Einzelnen in der Wirt¬
schaft vorherrschend geworden ist , sondern das Großkapital de ■

Banken ^Sehr richtig! ) . Und was sich bei . uns in Deutschland
vollzogen hat , das hat sich auch in Frankreich, hat sich auch i "

Russland vollzogen , sodah man sagen kann : im Grunde genom¬
men ist in den Jahren vor dem Krieg die ganze deutsche Volk-
Wirtschaft — nicht nur die grossen Aktiengesellschaften und Ur : '
ternehmungen , sondern auch die Einzelunternehmer , der Mit¬
telstand , ja sogar bis herab zu den kleinen Handwerkern mt >

zu .den Arbeitern — von einigen Großbanken in Berlin abhcn -
gig gewesen, die letzten Endes das ganze Wirtschaftsleben in
sicb zentralisiert hatten . So war es in Frankreich,, so war c ■-

auch in Russland (Zuruf beim Zentrum : So ist es heute noch !
— Abg. Fischer -Lahr : Dort mutz man sozialisieren ! ) .
Nur langsam , es kommt alles (Heiterkeit) .

'

Wenn man also sagt, wir müssten wieder zurück zur freier:
Konkurrenzwirtschaft des Einzelnen , so muss man sich — man
mag darüber denken wie man will — doch darüber klar sein ,
datz hier ein Schritt verlangt wird , den die Wirtschaft eines
Staates heute einfach nicht mehr machen kann. Denn die Or¬
ganisation der Wirtschaft ist eine derartig andere und der
Staat ist derart zum Wirtschaftsstaat geworden, dass wir ein¬
fach diesen Schritt zurück in eine Zeit , wo das Alles noch nicht
war , nicht mehr tun können. Für uns handelt es sich heute
um eine ganz einfache und selbstverständliche Frage ; nur weil
sie so einfach und selbstverständlich liegt, sieht man oft gar
nicht , die weittragende Bedeutung , die dieser Frage innewohnt :
Wollen wir auch weiterhin diese ganze Zentralisation und Or¬
ganisation der Wirtschaft in wenigen grossen Kartellen , Syn¬
dikaten usw., in wenigen Grotzbanken und zugunsten dieser
Wenigen — und auf der anderen Seite zur Ausbeutung der
Millionen nicht nur von Arbeitern , sondern des Mittelstandes ,
des Kleinhandwerks und Einzelunternehmer sich weiter ent¬
wickeln lassen? Sollen wir diesen Kampf der grossen Wirt¬
schaftsstaaten in dem Sinne sich weiter entwickeln lassen , wie
er sich zu diesem Weltkrieg entwickelt hatte ? Denn darüber
sind wir uns doch klar , dass dieser Weltkrieg in letzter Linie
die notwendige Konsequenz all dieser großkapitalistischen
Entwickelung der grossen Wirisch«stsstaaten Europas und dar¬
über hinaus gewesen ist und dass, wenn wir daraus nicht her¬
auskommen, dieser Weltkrieg nicht der letzte , sondern nur der
Anfang zu noch weiteren Tragödien war .

Ich sage, dann haben wir uns einfach die Frage vorzulegen,
ob wir das wollen oder ob wir die Errungenschaften dieser mo¬
dernen kapitalistischen Organisation nun in den Dienst der bis¬
her Unterdrückten, in den Dienst der Gesamtheit der Volkswirt,
schaft , in den Dienst der gesamten Gesellschaft stellen wollen.
Das ist die einfache Frage , um die es sich tweht. Darüber dür¬
fen sich alle klar sein, auch diejenigen , die dem Gedanken der
Sozialisierung heute noch fernstehen . Dass man irgendwie die
Entwickelung zu diesen großen Syndikaten , Trusts , Kartellen
usw. und wie man tzgs Alles heisst , wieder zur „freien Bewe-
gung des Einzelnen " zurückschrauben könnte, daran glaubt
wohl selbst tm Ernste niemand , wenn , man gerade die Entwicke¬
lung beobachtet , wie sie sich in den letzten Wochen und Mona¬
ten beispielsweise bereits in der Eisenindustrie Belgiens zeigt,
wo Zusammenschlüsse ganz grosser wirtschaftlicher Organisatio¬
nen wieder stattgefunden haben . Und wenn man beobachtet,
wie man jetzt sogar daran ist, die Zusammenschlüsse zwischen
grossen Wirtschaftsstaaten zu vollziehen, so müssen wir uns
•eben diese selbstverständlicheFrage vorlegen , ob wir unS in den
Dienst der Gesamtheit stellen, oder ob wir die Entwickelung
weiter gehen lassen wollen, wie sie gegangen ist, und zwar mit
dem Erfolg , vor welchem heute die Menschheit nach diesem
Weltkrieg steht.

Ich habe gesagt, Ser Staat ist aus einem Rechtsstaat zum
Wirtschaftsstaat geworden. Wie hat sich zu den Zeiten von Karl
Marx der Staat gestellt der Wirtschaft gegenüber ? Nicht um-
sonst haben wir jene englische Theorie der Freihandelsschule
gehabt, deren Sehren darauf hinausgingen , bezüglich der Frage
„Staat und Wirtschaft " möglichst dahin zu antworten , der
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Staat , die Gesellschaft , die Gesamtheit habe sich so wenig al»
möglich überhaupt um die Wirtschaft zu kümmern, Hab« sich so
wenig als möglich gesetzgeberisch in die Wirtschaft einzumischen,das solle der Initiative jedes Einzelnen überlaffen bleiben !— Und was haben wir auf Grund dieser Theorien in den 79er
und Mer Jahren bis zum Ausbruch des Weltkriegs erlebt ? Wi^,haben den rücksichtslosesten , den brutalsten , egoistischsten Wirt .
schaftSkampf nicht nur Aller gegen Alle, sondern vor allem der
S

roßen Nationalstaaten gegen emander erlebt . Wir haben er-
:bt, wie nicht nur diejenigen, die wirtschaftlich die Tüchtigsten

gewesen sind , nicht nur diejenigen , die wirtschaftlich auf Grund
ihrer Arbeit sich hochgearbeitet haben , sondern diejenigen, die
am rücksichtslosesten waren , die gleichsam ohne Gewissen vor»
gingen , in ihrer Wirtschaft sich hochgearbeitet haben , und wenn
auch Millionen von Existenzen zertreten und zertrampelt wor.
den sind, hochgekommen und dahingekommen sind , Millionen
Anderer , nicht nur Arbeiter , sondern auch Angehöriger der an¬
deren Schichten , wirtschaftlich zu beherrschen. Mix haben die
Herren Rockefeller und Konsorten in Amerika, und ähnlichekönnen wir in Deutschland auch finden und aufzählen . Wir
haben diese Entwickelung gehabt und diese kapitalistische Ent¬
wickelung selbst hat eingesehen, dass unter diesem rücksichtslosenund brutalen Konkurrenzkampf Aller gegen Alle die Wirtschaft
nicht fortschreiten kann, sondern zugrunde gehen muß , und
west sie das eingesehen haben , haben sich die Kapitalisten selbst
organisiert ; sie haben sich selbst in großen Aktiengesellschaften,vor allem in Kartellen , Syndikaten usw., organisiert , um we¬
nigstens bei einzelnen Unternehmungen , auf einzelnen Gebie¬
ten , diesen rücksichtslosen Konkurrenzkampf auszuschalten .

Aber daS war doch nur eine Organisation der Kapitalisten ,das war doch nur eine Organisation der Fiaanzkveise , des Ka¬
pitalismus und allmählich ist auch diese Organisation immer
mehr verschoben worden zugunsten des Finanzkapitalismus
unserer Banken ; allmählich sind auch die großen Organisatio .
nen der Wirtschaft immer mehr in Abhängigkeit von diesen
zentralen Instituten , den Großbanken und den einzelnen Fi -
nanzmagnaten gekommen .

Und nun fragen wir uns : Können wir angesichts der inner -
politischen Lage, angesichts der Tatsache, daß durch die Schu¬
lung und durch die soziale und politische Entwickelung der
letzten Jahrzehnte unsere Arbeiterschaft soweit gekommen ist,
sich nicht mehr einfach diesem rücksichtslosen Ausbeutertum des
Kapitalismus zu beugen , können wir angesichts der Aufgaben,die nach diesem verlorenen Krieg unserer Volkswirtschaft ge.
stellt find, und angesichts der Forderungen , die dieser Friedens »
vertrag an unsere deutsche Volkswirtschaft stellt — können wir
eS «angesichts all dessen verantworten , daß noch weiterhin in
Zukunft diese Entwickelung der Organisation deS Kapitalismus
weiterschreitet und daß «mf der anderen Seite dieser rücksichts¬
lose Kampf gegen all diejenigen weitertobt , die von Tag zu Tag
mehr und mehr durch diese wirtschaftlichen Organisation m un¬
terjocht werden ? Oder müssen wir nicht vielmehr, wenn wir
dcu Geist der Zeit und den Geist unserer sozialen und wirt -
schaftllchen Entwickelung erkennen wollen, in dieser Richtungden Schritt tun , den schon vor Jahrzehnten nicht nur Sozial¬demokraten und nicht nur Schüler von Karl Marx , sondern
auch Andere getan haben, den Schritt , daß wir die Organisationder kapitalistischen Wirtschaft und Industrie uns zwar zu
Nutzen machen, aber sie nicht mehr dem privaten Eigentum der
Herren überlassen, die nun eben vermöge ihrer Robustheit und
ihrer Rücksichtslosigkeit imstande sind , die Anderen zu zertreten ,sondern daß wir sie in erster Linie der Gesamtheit zu Nutze
machen, dem Volke, dem Staat . Denn darüber sind sich un .
sere Arbeiter doch klar : Bekämpften wir früher den Staat ,weil er mehr oder weniger ein Rechtsstaat der herrschenden
Klassen war , so können wir heute den Staat als solchen gar
nicht mehr bekämpfen, weil er im Laufe der letzten Jahrzehnte
zum Wirtschaftsstaat geworden ist, und weil er infolge der poli¬
tischen Demokratie zum Staat aller geworden ist, an dem auchalle, insbesondere das Proletariat , Interesse haben . Ein
Staat , der Wirtschaftsstaat ist , und von dessen Wirtschaftsorga¬
nisation in erster Linie der Arbeiter und das Proletariat ab¬
hängig ist , ein solcher Staat kann nicht bekämpft werden, son.
dern ein solcher Staat muß in den Dienst der Gesamtheit und
vor allem in den Dienst der Arbeiterschaft gestellt werden . Aus
dieser Erkenntnis heraus hat auch die deutsche Sozialdemokra¬tie damals im August 1914 sich zum Volke und hinter die Ver¬
teidigung des Vaterlandes gestellt - Aus dieser Erkenntnis her¬aus hat sie während des ganzen Krieges die Kriegskredite be-
willigt, weil sie wußte , daß der Staat auch der Staat der Ar¬
beiter ist. daß er ein Wirtschaftsstaat geworden ist, von dessen
Wohl und Wehe nun seine ganze Wirtschaft und vor allem auch
pie Existenz der Arbeiterschaft abhängt .

Sre denken vielleicht , diese Ding « gehören alle nicht zu denk,was ich Ihnen jetzt zu sagen habe betreffs der Sozialisierung .Dre Sachen gehören aber notwendig dazu . Denn wenn mandiese Entwicklung der modernen Wirtschaft, die Entwicklungdes Rechtsstaats zum Wirtschaftsstaat , die Entwicklung der
großen Organisationen der kapitalistischen Industrie und desFinanzkapitals nicht begreift, dann begreift man weder die
Forderungen unseres Proletariats , noch auch den Weg denwir in dieser Frage zu gehen haben. Denn darüber dürfenSie sich alle klar sein : Der Weg wird gegangen und die Lö¬sung, diese Indienststellung des Kapitalismus in den Dienstder Gesamtheit wird kommen. Wir haben es heute nur in derHand , entweder mit weit vorausschauendem Blick diesen Wegorganisch zu bahnen und dafür zu sorgen, daß nicht durch einen
plötzlichen Druck von unten uns dieser Weg überhaupt ver¬baut wird, oder die Entwicklung wird über uns hinweggehenund die revolutionären Massen werden, ob nun auf dem rich¬tigen Weg, oder nicht, sich das zu verschaffen wissen , waswir heute als weitblickende Führer auf legalem Wege ihnenschaffen können. Und das , was da kommt, vaS ist die Soziali¬sierung des Wirtschaftslebens . Diese Sozialisierung , um das
gleich von vornherein zu bemerken, hat an sich mit der Ver¬
staatlichung gar nichts zu tun und ich werde Ihnen zu zeigenversuchen, daß im einzelnen die Formen der Sozialisierung somannigfaltig und von dem weit enffernt sein können, wasman bloß Verstaatlichung nennt . Wenn vor ein paar Mona¬ten das „Karlsruher Tageblatt " eine Beilage gehabt hat , inder es sich durch Frage , und Antwortspiel gegen die Soziali -
sierung des Wirtschaftslebens gewendet und, wie das aus je¬dem Sah hervorgeht, nur die bürokratische Verstaatlichung ratAuge gehabt hat, so hat jeder , der das Blatt gelesen hat , ge¬sagt : Was da drin steht, ist vollständig richtig, auf eine staat¬liche Bürokratisierung der Wirtschaft trifft das vollständig zu ;aber derjenige , der da» Flugblatt versaßt hat , bat auch kein«,Ahnung von dem Begriff Sozialisierung und Vergesellschaf¬tung , wie er vor allem in der Sozialdemokratie und in dev
ganzen sozialistischen Literatur seit Marx aufgetaucht und,verfolgt worden ist. Denn daS war e» gerade, was Marzund Engels im SozialisierungSbegriff heraus gearbeitet ha¬ben, daß der alte politische Klaflenstaat , der bürokratische Ver-
waltungSstaat , nicht Träger der wirtschaftlichen Gesetzgebungund noch weniger Träger der wirtschaftlichen Verwaltung seinkann, sondern daß die Gesellschaft selbst , die Gesamtheit der,Produzenten und Konsumenten, die Organisation deS Wirt¬
schaftslebens und die Verwaltung des Wirtschaftsleben- imInteresse der Allgemeinheit in die Hand nehmen muß . Und,gerade Engels hat immer und immer wieder betont : Je mehrder Staat zum Wirtschaftsstaat wird, und je mehr die öko¬
nomische Gesellschaft im Staat wächst und an Bedeutung ge¬winnt , um so mehr stirbt der rein bürokratisch-politischeStaat ab . In dieser Beziehung ist e» grundverkehrt , wennman heute glaubt gegen die Sozialisierung Front machen zukönnen, indem man im einzelnen nachweist, welche Schatten -
seiten eine verstaatlichte Wirtschaft hat. Denn gerade wir
Sozialdemokraten sind die letzten , die der Verbürokratisterungund Verstaatlichung der Wirtschaft daS Wort reden . Aber aufder andern Seite muß erklärt werden, daß der Staat , vorallem wie er zwangsweise durch Len Krieg geworden ist, aller ,
dings in einem innigem Zusammenhang mit der Sozialisie¬rung steht, indem nämlich die großen Gebiete der Wirtschaftabgegrenzt worden sind zu nationalen Wirtschaftskomplexen,und daß die Grundlagen der Wirtschaft der Großindustrie so¬wohl wie der Großftnanss nicht von einzelnen Gruppen , nichtvon einzelnen Unternehmungen sozialisiert werden können,sondern nur von der Gesamtheit der Unternehmungen und
Gruppen , von dem, was wir eben heute den Staat nennen ,und daß es deshalb Aufgabe des Staates ist, die großenGrundlagen unserer Volkswirtschaft nun in den Dienst der
Gemeinwirtschaft zu stellen, und daß in diesem Sinne aller¬
dings die Aufgabe des Staates , die Aufgabe des Reiches inder Sozialisierung an erster Stelle steht.

Man weist darauf hin, daß das Reich bereits eine Gesetz-eung in diesen Dingen in den letzten Wochen und Monatenn eingeleitet hat . Wir müssen aber sagen : Was da bis¬her geschehen ist, reicht in keiner Weise an das heran , was in
möglichst rascher Zeit in dieser Richtung getan werden muß.Wir machen niemandem einen Vorwurf . Denn die Regierungund das Reich , das in den letzten Monaten in innen , und
außenpolitischen KämpAn gestanden hat , das vor der Taffachegestanden hat , daß durch den Friedensvertrag überhaupt und
durch den Ausfall der Entscheidung über ihn das Reich viel¬
leicht nicht mehr im Stande sein wird über seine Wirtschaft
zu verfügen, diese» Reich konnte große Leistungen auf dieser»
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Gebiete nicht vollbringen . Mer jetzt , wo man übersieht, welche
Aufgaben dem Reich gestellt sind , jetzt heißt es, praktisch und

positiv an diese Fragen herantreten . Darüber dürfen wir im

Landtag und Reichstag uns ganz klar sein : Lange wird er
nicht mehr gehen, daß die revolutionären Masten draußen
zuwarten , bis etwas getan wird (Mg . K i e s l i ch : Sehr rich¬
tig !) . Auch da muß gesagt werden, wenn nicht bald positiv
aufbauend etwas geleistet wird, dann wird die Entwicklung
über die Köpfe der Führer hinweg gehen, ob dann zum Wohl
oder Wehe unserer Zukunft , das wollen wir dahin gestellt
sein lassen (Mg . vr . Wirth : Jetzt kommen die Vorschläge! ).
Jetzt kommen die Vorschläge, ich werde Sie Ihnen unterbrei¬
ten und Sie können in der Debatte darauf eingehen . Ich
möchte aber bemerken: Lassen wir es nicht bewenden bei der
sozialisierungsdebatte im Landtag , sondern begeben wir uns

möglichst rasch an die praktische Arbeit, damit etwas Positives
geleistet wird , sonst könnte es soweit kommen, daß jemand
anders diese, Arbeit in die Hand nimmt und uns auf die Seite
schiebt (Abg . vr . Schofer : Rur nicht immer drohen ! ).

Als wir vor einigen Wochen in der Verfassungskommission
die Sozialisierung der Standesherrschaften zur Sprache brach¬
ten , wurde von verschiedenen Seiten betont , wir sollten doch
einmal bei den großen Banken anfangen und nicht bei der
Landwirtschaft ; wir hätten heute gar keinen Grund bei der
Landwirtschaft anzufangen . Wir haben damals auch zugege¬
ben, daß die Sozialisierung in erster Linie da anfangen muß ,
wo unsere Volkswirtschaft mit ihrem Kapital konzentriert istz
und das ist die Großbank . Wer das sind Gebiete , die wir im
Lande hier nicht zu losen haben, das sind Gebiete, die das Reich
als ganzes zu lösen hat , und da muß das Reich die Grund¬
lage und den Rahmen geben, so daß wirk als ein Verwaltungs¬
körper in Deutschland gewissermaßen nur die Ausführung ha¬
ben. (Abg. vr . Schofer : Dann muffen wir etwas stupsenI) .
Gestupst wird genug, und ich bin überzeugt , daß die Masten
draußen das Reich noch genug , vielleicht übergenug stupsen
werden . Aber es gibt Gebiete, wo wir im Rahmen des Rei-

Ss heute schon an die Arbeit gehen können. Ich möchte vor
en Dingen darauf Hinweisen, daß wir uns doch darüber klar

sein muffen : So große Ausgaben das Reich in dieser Frage
hat , eS wird nicht — und vor allem wollen wir das nicht —
eS wird nicht alles zentral von Berlin aus machen können
(Zustimmung ) . Und ich möchte gerade nach der rechten Seite
hinüber eines sagen : Von Ihrer Seite aus sagt man so gern :

.Baden den Badenern ! " und sagt man so gern : Soweit eS
irgend möglich ist, im Rahmen des Reiches Baden frei ver¬
walten und frei bewirtschaften, so gut eS geht, um nicht den Zu¬
sammenhang mit dem Reiche zu lösen. Demgegenüber sage
rch : Hier mit der Sozialisierung ist ein Gebiet gegeben, auf
dem man im Rahmen der Reichsgesetze unter besonderer Be¬
rücksichtigung der badischen Verhältnisse positive Arbeit leisten
kann ! Und ich bin überzeug , daß das Reich nicht die Absicht
hat , nach einem bestimmten Schema F von Berlin aus nun die
gärige deutsche Volkswirtschaft zu sozialisieren, sondern daß
das Reich dankbar ist für jeden praktischen Weg, den ihm seine
einzelnen Bundesstaaten , angesichts der besonderen Struktur
ihrer Wirtschaft usto., zeigen werden , und daß das Reich für jede
organische Mitarbeit der Bundesstaaten in der Durchführung
der Sozialisierung dankbar sein wird.

Wir wollen also in diesen Fragen auch nicht erst abwarten ,
was in Berlin getan wird , sondern einmal hier positiv arbei¬
ten und den Berlinern sagen : Hier hat Baden etwas getan !
So schlagen wir vor, die Dinge bei uns zu machen (Abg. vr .
Wirth : Jetzt kommen die Vorschläge!) .

Da möchte ich zunächst ein Wort über die badische
Landwirtschaft verlieren . Die Landwirtschaft wird ja
jetzt in den Vordergrund unseres deutschen Wirtschaftslebens
rücken . Es gab Zeiten in Deutschland, wo die Landwirtschaft
vollständig oder mehr oder weniger in den Hintergrund ge¬
treten und vernachlässigt worden ist . Nachdem wir diesen
Frieden abschließen mutzten, ist es uns klar , daß nicht nur der
Ernährungsfrage wegen die Landwirtschaft in den Vorder¬

grund treten wird, sondern vor allem deswegen, weil unsere
deutsche Industrie nach dem Frieden nicht mehr das sein
wird, was sie vorher war , und weil große Masten unserer
Arbeiterschaft durch unsere heimische deutsche Industrie nicht

. wehr versorgt werden können. Und da handelt es sich nun
darum , sich zu ftagen : Soll das , was bisher in der Landwirt¬

schaft festzustellen war , die Erscheinung , daß von Jahr zu
Jahr große Masten der landwirtschaftlichen Arbeiter in die

Industriestädte abgewandert sind, oaß von Jahr zu Jahr der

Landwirtschaft gleichsam Kräfte entzogen worden sind zugun¬
sten der Industrie , soll das weitergehen, oder sollen wir nicht

einen Weg finden können, um wenigstens diejenigen , die heute
noch in der Landwirtschaft stehen, mit ihrer Nachkommenschaft
auf dem Lande erhalten zu können (Mg . vr . Schofer : Da

schaffen wir schon lange daran !) Ganz gut , darüber kann
man aber hier sprechen ! Denn gerade dort , wo darati ge¬
schafft wird , sind gerade Meinungen laut geworden, die nicht
der Bedeutung der Sache entsprechen, die ihr in Wirklichkeit
zukommt!

Man macht den Sozialdemokraten gerade in dieser Frage
den Vorwurf , daß sie für die besonderen Aufgaben der Land¬
wirtschaft in der Frage der Sozialisierung sehr wenig Ver¬

ständnis gezeigt haben . Diejenigen , die diese Vorwürfe erheben,
übersehen aber völlig, daß sich seit Jahren hier in der sozial¬
demokratischen Literatur eine Wandlung vollzogen hat . Die
sozialdemokratische Literatur ist in erster Linie aus der Er¬
kenntnis des Großbetriebs hervorgegangen ' und dessen , was
sich in der Großindustrie vollzogen hat . Vor allem standen in
der Literatur die preußischen, die norddeutschen und vor allem
die Verhältnisse im Osten voran , wo die Landwirtschaft wesent¬
lich in großen Gütern und im Großgrundbesitz zentralisiert ist.
Man hat darüber ganz diejenigen Gegenden vergessen, in
denen der kleine und mittlere landwirtschaftliche Betrieb vor¬
herrschend ist, und die Fragen vernachlässigt, die dieser kleine
und mittlere landwirtschaftliche Betrieb stellt. Wer inzwi¬
schen haben sich doch auch andere Strömungen emporgearbei¬
tet . Ich erinnere vor allem daran , daß David als ein Führer
gerade in der Literatur über die landwirtschaftliche Soziali¬
sierung, gegenüber Kautzkh , der den rein großbetrieblichen
Standpunkt vertreten hat , in erster Linie die Fragen , die der
kleine und mittlere landwirtschaftliche Betrieb stellt, eingehend
erörtert und zu ergründen versucht hat . Und wenn wir nun
gerade heute in Badxn an diese Frage Herangehen , so müssen
wir uns sagen : Im Mittelpunkte des Interesses steht bei der
Sozialisierung — die andere Seite der Wirtschaftsverfassung
werde ich nachher noch kurz behandeln — die Organi¬
sation der Produktion . Und Sie werden ' es gehört
und gelesen haben , daß gerade in der Zeit der Revolution in
den letzten Monaten unsere sozialistischen Führer immer mehr
und mehr in ihren Reden und in der Literatur diesen
marxistischen Sozialismus wieder in den Vordergrund und
auch gerade der Arbeiterschaft gegenüber wieder in den Vor¬
dergrund gestellt haben , daß es sich nicht in erster Linie um
den Einzelnen und auch nicht zunächst um das handelt , was
als Anteil des Einzelnen an ver sozialistischen Wirtschaft
herauskommt , sondern darum , daß im Dienste der Gemein -

wirtschast die Produktion so rentabel wie möglich organisiert
wird.

Und nun auf die Verhältniste der Landwirtschaft in Baden
übertragen : Wir haben in Baden ganz wenig Großgrund¬
besitz, wenigstens soweit er für die badischen Verhältniste als

Großgrundbesitz angesprochen werden kann. Der meiste
Grundbesitz beträgt in Baden weit weniger als 100 Hektar.
Wir haben aber vor allem einen sehr zahlreichen Kleim -

grundbesitz . Und wir haben nun das Bild, daß , während
aus der einen Seite zum großen Teil der eigentliche Groß¬
grundbesitz, der auch von Großgrundbesitzern noch selbst be -

wirtschafet wirb und der nicht gerade speziell zu den standes¬
herrschaftlichen Gütern gehört, steht, wir auf der anderen
Seiten den kleinen Grundbesitz • haben , von dem man doch
offen und ehrlich sagen mutz, daß bei ihm nicht mit der In¬
tensität und mit der Rentabilität , die nötig wäre , das Letzte
aus dem Boden herausgewirtschaftet wird , was herausgewirt -

schaftet werden kann . Denn darüber dürfen wir uns keinen
Täuschungen hingeben : Der Kleinbauer : ( Mg . Fischer -

Lahr : Der arbeitet von morgens bis abends ! ) . Sie haben
recht , Herr Kollege , der arbeitet zwar von morgens bis abends ,
und der arbeitet auch mit allen seinen Familienangehörigen
und denen, die tfjt| helfen, von morgens bis abeiÄs ; aber
ihm fehlen nun einmal alle die Mittel , die die moderne In¬
dustrie und Technik ihm zur Verfügung stellen kann und die
nur durch einen organisawrischen und — wie ich nun hier
befürworten möchte — genossenschaftlichen Zusammenschluß
des Kleinbauernstandes ihm zur Verfügung stehen und in den
Dienst seiner Wirtschaft gestellt werden können.

ES haben ja vor allem bei den Besprechungen über die
Sozialisierung in der Landwirtschaft dauernd alle Parteien
betont : WaS uns nottut , ist gerade eine Vergrößerung des¬
jenigen Arbeitsfeldes , das heute so viele Kleinbauern haben ,
das ist ein Zusammenschluß der Gebiete dieser Kleinbauern ,
um die Errungenschaften der Wissenschaft, um die Maschinen,
um daS Saatgut und um alles das in den Dienst der kleinen

Landwirtschaft stellen zu können , was sich der Einzelne nicht
leisten kann (Zuruf aus dem Zentrum : Geschieht jetzt schon !).



Natürlich geschieht eS, denn wir Sozialdemokraten wollen
wirtschaftlich nichts, was in der Lust hängt , sondern nur , wasin der Entwicklung der Dinge liegt , die bereits wirtschaftlicheinen Ansatz gesunden haben . Wir wollen aber, daß vomStaate aus diese Entwicklung etwas formiert wird (Zuruf ausdem Zentrum : Machen wir selber ! ) . DaS machen Sie selber?Wenn Sie eS tun , ist eS gut , aber darüber können wir keineKontrolle übernehmen , sondern daS Kontrollorgan der Wirt¬
schaft ist heute der demokratische Staat , und dieser erlaubt
sich. Ihnen eventuell Richtlinien zu geben und zu sagen, wasim Dienste der Gesamtheit gemacht werden muß , nicht bisKleinbauern von da und Kleinbauern von dort nach einigenJahrzehnten ein Licht aufgeht , daß sie auch da und dort etwasmehr tun könnten ; sondern hier ist es im Interesse der Ge¬
meinwirtschaft gelegen, Richtlinien zu geben (Abg. vr . Schä¬fer : Aber dann nur Praktiker hinstellen !) . Gewiß , nurPraktiker hinstellen ! Ich habe auch nicht behauptet , daß ichPraktiker in der Landwirtschaft bin, sondern nur gesagt, daßdie Sozialisierung der Landwirtschaft eine Aufgabe der Ge¬
meinwirtschaft des demokratischen Staates ist und daß er sichdaS Recht herausnimmt , hier Richtlinien und Gesetze zu ge¬ben« um diese Entwicklung zu forcieren, weil wir es heuteverdammt nötig haben, nicht übzuwarten , bis die Einzelintelli -
aenz diesen Weg geht (Unruhe . — Zuruf aus dem Zentrum :
Machen Sie nur alles hinl ) . Herr Kollege, wenn Sie jetztauf meine Ausführungen sagen können : » Machen Sie nuralles hin", so dokumentieren Sie damit ein Unverständnis ,für daS ich weiter kein Mort übrig habe (Lebhafte Zustim¬mung bei den Sozialdemokraten , Unruhe und Zwischenrufeau» dem Zentrum ).

/ Präsident Kopf (unterbrechend) :
, Ach möchte nach allen Seiten die Bitte aussprechen, diese
Zurufe zu unterlassen . Die Rede wird auf diese Meise sehrViel langer (Heiterkeit). Ich sehe schon, die Debatte über die¬
sen Gegenstand wird sich ohnedies lange hinziehen. Sie ha¬ben alle Gelegenheü, stch zum Wort zu melden, und Sie kön¬
nen da Ihrer Meinung Ausdruck geben. Aber die Zurufekönwyl unterbleiben !

Aba. Dr. Sir tut (fortfichrend ) : Dir können ja nachherin der Diskusston zeigen, ob Sie hier bessere und praktischere
Vorschläge in dieser Richtung zu machen hoben, und dann
find wir Ihnen dankbar dafür .

Sie wissen , daß in der nächsten Zeit dem Landtag ein Ge¬
setz vorgelegt wird, das fich gerade mit diesen Fragen der
Landwirtschaft beschäftigt, das sich mit der Frage der inneren
Kolonisation beschäftigt und mit dem dem Staat daS Rechtüber¬
tragen werden soll, hrer alle Schritte zu tun , die er in der
Landwirtschaft nöttg findet , um zugunsten der intensiveren
Bewirtschaftung und zugunsten oben der Gesamtwirffchaft desVolkes heute Eingriffe in die bestehende Ordnungder Landwirtschaft tun zu können. Das wird sich vorallem darauf beziehen, daß allen Großbetrieben gegenüber , die
nicht rentabel bewirtschaftet werden, überhaupt allem gegen¬über der Staat daS Recht bekommen soll einzugreifen und die¬
sen Besitz zu enteignen und dann Wirtschaften zur Verfügungzu stellen, bei denen er mehr Sicherheit hat , daß sie rentabelund intensiv bewirtschaftet werden (Zuruf des Abg. Weiß¬haupt ). Ich möchte aber von vornherein sagen, daß daSnicht auf die Großbetriebe im ganzen als solche zntrifft , son¬dern wir wissen sehr gut — und wir werden prinzipiell gegenjede .Zerschlagung von Großbetrieben , die hier zum Prinziperheben werden soll, auftreten — wir wissen , daß wir Groß¬betriebe haben , die Musterbetriebe find, die Dank ihrer mo¬dernen Organisation und Dank der Verwendung der letztenMittel der Technik , die die Landwirtschaft hat, auch wirklichzugunsten der Gesamtheit bewirtschaftet werden . Wir habenaber auch gerade in diesen Großbetriebes manche Wirtschafts¬form die nicht bedingt ist durch daS Interesse , das das badi¬
sche Voll an der landwirtschaftlichen Produktion hat, sonderndurch Interessen deS kapitalistischen Geldsacks der Großgrund¬besitzer insbesondere der Standesherrschaften , die solche Jndu -
strien, weil sie rentabler waren , auf ihren Gütern eingeführthaben ! Wir hüben die Tatsache jetzt zu verzeichnen, daß , trotzdemwir doch gerade in erster Linie zur Ernährung des Volkes pro-
duzieren sollen, wir zum Teil weite Gebiete, die nicht nötiggewesen sind, aufgeforstet haben, nur weil in jenen Zeiten ,wo daS geschehen ist, das Holz und der Holzverkauf dem be¬
troffenen Besitzer mehr eingetragen hat , als die landwirt¬
schaftliche Lebensmittelproduktton (Zuruf des Abg. Weiß -
Haupt ) . Und so haben wir viele Gebiete, die eben bewirt¬
schaftet werden, nicht vom Gesichtspunkt der Bedarfswirtschast

für die Allgemeinheit, sondern vom Gesichtspunkt der ProfitWirtschaft für beh betreffenden Großgrundbesitzer.Und hier möchte ich mir auch ein Wort erlauben über dieStandes Herr schäften ; wir haben ja in der Derfas -
sungSkommission schon darüber gesprochen . Worin besteht die
Bewirtschaftung der standesherrschaftlichen Güter ? Die Be¬
wirtschaftung besteht doch darin , daß die StandeSherrfchast fastall ihr Land verpachtet hat, und daß die Bewirtschaftung Mel¬leicht des einzelnen Bauern ganz sicher vom besten Willengetragen ist, das letzte aus dem Boden hevauSzuholen« daßaber das große Ganze von einer Bürokratie der StandeSherr -
schaft verwaltet wird, die nicht die landwirtschaftliche Ren¬tabilität in den Vordergrund ihres Interesses stellt, sonderndie finanzielle Rentabilität für den betreffenden Starides -herrn . Es wird Ihnen nachher in der Debatte von unsere?-Seite auch noch im einzelnen gesagt werden, wo solche Dingeliegen, wie sie liegen und wie notwendig eS ist, daß endlicheinmal der demokratische Staat und das Volk sich um dieseDinge bekümmert, und auch darum , welche Wege eventuellhier gegangen werden können. Und gerade wenn Herr Abg .Weiß Haupt fich vorhin so sehr geglaubt hat» ereifern zumüssen wegen meinen Ausführungen , so muß ich ihn daranerinnern , daß er z. B . damals bei der Beratung über diesesSiedlungsgesetz, gerade für die Gedanken lebhaft Propagandagemacht hat , die ich vorhin betreffs der Unterstützung undder Vergrößerung des kleinwirtschastlichen Grundbesitzes undvor allem des kleinwirtschastlichen Bauern geäußert habe.Ich habe vorhin gesagt: es kommt vor allem darauf an, daßdie Kleinbauern , die nicht im Stande sind , heute , wie esnötig ist, rentabel zu wirtschaften, entweder zusammengeschlos-sen werden oder durch innere Kolonisation und durch Enteig¬nung von unrentablem Großgrundbesitz die Gebiete eichalten,die notwendig sind, um nicht nur rentabel zu Wirtschaften,sondern vor allem sich mit ihren Nachkomme » und Familienauf dem Land im rentablen landwirtschaftlichen Betrieb er¬halten zu können (Zurufe rechts: Da » haben wir schon langegemacht! ) . Gerade Sie find damals dafür eingetreten . Undwenn Me sagen, das haben Sie schon lange gemacht unddaS ist schon lange Ihre Ansicht, dann sage ich Ihnen : Gottsei Dank, daß Sie auch einmal in diesen Dingen mtt unsSozialdemokraten und wir mit Ihnen gchen; denn es kommtbei diesen Fragen heute nicht darauf an, ob die Sozialdemo¬kratie oder andere so etwas machen, sondern ob es im Inter¬esse der Gemeinwirtschast des Volkes ist.
Run kommen wir über auf Dinge , die uns momentan nochviel näher am Herzen liegen, und da» ist das Ernäh -

rungSwesen und das Wohnungswesen . Das find nunGebiete, wo daS Reich nicht sozialisieren wird und kann imGroßen . Das wird wesentlich Aufgabe der besonderenBundesstaaten und vor allem auch der Gemeinden sein, dieihrerseits wieder die Direktive von den Bundesstaaten be¬kommen müssen. Sie wissen , daß ein KommunalisierungS -
gefetz vom Reich erlassen wich und daß dieses Kommunali -
sierungsgesetz den Einzelstaaten und den Gemeinden weit-gehende Rechte zur Vergesellschaftung von Betrieben gibt, diespeziell im lokalen Interesse von Gemeinden oder der be¬sonderen Staaten liegen, vor allem auf dem Gebiete deS Woh¬nungswesens und des Ernährungswesens . Da möchte ichheute schon sagen« möge der badische Staat und der badischeLandtag zeigen, daß, wenn dieses KommnnalisterungSgesetzihm diese Rechte in die Hand gibt, er den Anforderungen ,die unsere heutige Wirtschaft in diesen Fragen draußen stellt,auch wirklich gerecht wird und wirklich gewillt ist, daS Reich im
einzelnen hier zu unterstützen.

Man klagt heute so, daß man im Ernährungswesen gegen¬über der Hamsterei und Schieberei nichts ändern kann , unddas ist auch ganz richtig. Glauben Sie aber nicht , daß dieseDinge heute durch bloßen freien Handel besser werden könn¬ten ! Wie ich überhaupt auch wieder darauf verweisen möchte ;wenn wir in all den Fragen sagen : Kehren wir zum . freienHandel von früher zurück !, so bedeutet das nur : Offnen wirdem rücksichtslosen und brutalen Egoismus des Einzelnen dieBahn , daß er vermöge des Kapitals , das er hat , möglichst vielein rücksichtsloser Weise zertrampeln kann in seinem Interesseaber nicht im 'Interesse der Gesellschaft und des Proletariats
(Widerspruch rechts) . Dos möchte ich vor allem denen sagen,die nachher in der Diskussion diese fteie Wirffchast vertretenwollen. Ich möchte ihnen sagen : Sie werden diese fteieWirffchast nicht lange in Deutschland haben ; die Massen, diedann unter dieser Wirffchast leiden werden , werden Ihnenden Weg zeigen, den sie gehen, um die Wirffchast sich zuNutze mähen zu können. (Abg . Schöpfle : Die Kriegsgesell.I schäften ! ) , über die Kriegsgefellschasten werde ich Ihne » noch
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ein Wort sagen! Wie Sie iai hier in die Debatte werfen
können, nachoenr ich Ihnen vorhin prinzipiell erklärt habe, daß
niemand dieser bürokratischen Zwangsorganffation ferner
steht , als die Sozialdemokratie , ist mir unbegreiflich (Sehr gut !
bei den Sozialdemokraten ). Wir können in diesen Dingen
heute nichts machen, wenigstens nichts Prinzipielles , weil der
Karren verfahren ist und weil die Wirtschaft, die gerade die
Kommunalverbände durch die staatlich-bürokratische Organisa¬
tion getrieben haben, den Schleichhandel und diese Dinge
groß gezüchtet haben . Hätten wir aber z . B . am Anfang des
Kriegs freiwillig oder durch Zwang — aber das war damals
natürlich politisch ganz ausgeschlossen — die landwirtschaft¬
lichen Erzeuger in gewissen Gebieten , Gemeinden , Bezirken
nsw . , zu freiwilligen oder Zwangsgenossenschasten zusammen,
geschlossen, und hätten wir diejenigen, die diese Erzeugnisse
konsumieren sollen mit den Erzeugern zu großen Genossenschas -
len zusammengeschloffen, wo dann beide Teile sowohl an der
Produktion als auch an der Verteilung interessiert gewesen
. >aren , wie die Teile einer Genossenschaftes immer sind, dann,
bin ich überzeugt , wäre das nicht gekommen, was inzwischen
gekommen isst Aber damals hat man gesagt : Wie kann man so
etwas machen ? Ich weiß heute, daß Führer von uns im An¬
fang des Kriegs zur ReichSregierung gegangen sind und ihr
auf dem Gebiete des ErnährungMeftn diese Wege
gezeigt und ihr gesagt haben : Auf diesem Wege, wie Ihr
Vorgehen wollt, läßt sich nichts machen. Man ist öfter den an¬
deren Gang der Gesetze und Verordnungen gegangen, man
ist den Gong der Kommunalverb Lnde gegangen, wo oft an
der Spitze anstatt wirtschaftlich interessierter Personen , vor
allem Personen , die in kommunalen Fragen Bescheid wis¬
sen , Juristen und Leute gestanden sind , die alles andere ge¬
wußt haben , als wie man solche Dinge im Krieg wirtschaftlich
organisieren kann. Und dann sind wir auf den Hund gekom¬
men. auf dem wir heute find, daß, wenn man 2 M . als Höchst¬
preis ansetzt, man noch die Ware nicht hereinbekommt, weil
eben der Schieber eine Mark mehr bezahlt, und hier wäre eS
aber, wie gesagt, notwendig , daß man wenigstens einmal
praktisch auS der landwirtschaftlichen Produktion und aus den
Konsumenten Leute , die in diesen Dingen drinstehen , zusam¬
mensetzt und sie nun einmal Vorschläge machen läßt : Wie
können wir hier auf freiwilligem oder Zwangswege — denn
Hwang wird allerdings vom deutschen Staat und vom badi¬
schen Staat in wirtschaftlichen Dingen ausgeübt werden müs.
sien, wenn er überhaupt wirtschaftlich wieder hoch kommen
ffoll — dadurch, daß die Erzeuger und die Konsumenten sich
organisch zu Genossenschaften zusammenschließen, erreichen,
daß wenigstens die großen Grundschäden und Grundübel bei
Schleichhandels und des Hamsterwesen» vermieden werden?
Denn wenn jetzt die Grenzen aufgehen, dann werden wir
nicht eine Besserung in den Dingen bekommen, sondern, wie
man eS bereits in Berlin und Frankfurt sehen kann, eine
Verschlimmerung der Dinge , indem setzt dem Einzelnen rück-
sichtslos überlassen ist , was er für sich an Lebensmitteln und
an 'Bedarfsartikeln über die Grenzen herüberbringt , und es
auch dem Einzelnen überlassen ist, wieviel er an diesen Din¬
gen verdienen will.

Nun kommt das andere , und das ist das Wohnungs¬
wesen . Wir haben Gott sei Dank damals das Sperrgesetz
gemacht , wodurch wenigstens in den prinzipiellen Dingen mit
der SpekulationSwut im Grundstücks- und Häusevverkauf auf¬
geräumt werden sollte . Wir waren uns aber schon damals
darüber klar, daß auch das genau in demselben Wege liegt,
wie man ihn vom Staate aus durch ZwanaSverordnungen und
Gesetze im Laufe des Krieges gegangen ist, und daß wir da¬
mit wesentliche Besserung wohl nicht erreichen werden, denn
durch Gesetze, Verordnungen und Dekrete wird man auch in
diesen Dingen sehr wenig cmfangen können. Auch hier handeltes sich darum , daß wir durch eine Organisation der
Mieter und Vermieter , durch wirtschaftliche Selbst¬
verwaltungskörperschaften, die gegenseitig an den Dingeninteressiert sind, grundlegend Wcmdel schaffen , und auch das
ist wieder Sozialisierung , nicht Verstaatlichung und nicht
Verstadtlichung, sondern wirtschaftliche Selbstverwaltung derer,die an diesen Fragen unmittelbar interessiert sind, und das
sind im Wohnungswesen die Mieter und Vermieter .. Ich will
an dieser Stelle darauf Hinweisen , daß wir auch in den
nächsten Tagen oder Wochen ein sogenanntes Heimstättenaesetzbekommen sollen, das in grundlegender Weise das ganze Woh¬
nungswesen auf die Grundlage der wirtschaftlichen Selbst¬verwaltung , auf die Grundlage einer sozialisierten Wirt¬
schaft stellen soll, und ich möchte Ihnen , heute schon sagen:Seien Sie sich darüber klar , datz in diesen Fragen auf kei¬
nen cmderen Wegen etwas Wesentliches gemacht werden kann

als durch vollständige Umstellung der ganzen bisherigen Pri¬
vatwirtschaft auf wirtschaftliche Gemeinwirtschaft und wirt¬
schaftliche Selbstverwaltungskörperschaften .

Um nur ganz kurz auf die Kommunalisierungsfrage hinzn -
weifen : Als das Reich sein Kommunalisierungstzesetz her-
ausgegcben hat , da haben verschiedene Bäcker , Schlachter ustv .
auch in Karlsruhe erfahren : Jetzt sollen technisch und organi¬
satorisch , wenn die Gemeinde es für gut findet , gewisse Be¬
triebe der Bäckerei , Schlächterei usv . zusammenaelegt werden,weil eben die Erhöhung der Brotpreise , die ErWung der
Fleischpreise und all diese Dinge immer mehr und Mehr da¬
mit Zusammenhängen daß der eine kleine Betrieb mit seinen
mangelhaften technischen Einrichtungen , der noch heute diese
großen Löhne zahlen muß, die nach dem Tarifvertrag gezahlt
werden müssen und dabei nicht imstande ist, noch um diese
Preise zu Wirtschaften, daß ' er einfach die Preise weiter dr -
höhen muß , während diesen Dingen der Weg verbaut werden
kann, wenn auch hier genossenschaftlicher Zusammenschluß
stattfindet , wo man in der Wirtschaft gemeinschaftlich arbei¬
tet und nicht jeder nun nur seine Betriebskosten herauszu -
schlagen sucht , nicht jeder nur seine Ausgabe allein erfüllt . Es
ist vorgekommen, daß Karlsruher Meßger nicht unterlassenkonnten, den Hausftauen die in der Ärgeret Fleisch gekaufthaben, zu sagen : „Nehmen Sie sich in acht, wenn jetzt die
Kommunalisierung kommen soll! " — und sie gaben ihnen ein
Flugblatt beim Einkauf ihrer Waren , worin diese Dinge
standen — „Dann ist eS auS damit , daß wir Ihnen hinten¬herum Fleisch liefern können ; darüber müssen Sie sich klar
sein." Das hat man hier in den Geschäften den Hausftauen
anläßlich der Beratungen damals in den Ausschüssen in Wei¬
mar gesagt. Ich muß doch sagen : Leute , die in der heutigenLage diese großen Entscheidungen der Reichs- und der Lan¬
desnationalversammlung benutzen, um auf solche Weift Stim¬
mung in dem Konsumentenvolk der Hausfrauen draußen zumachen , find den Aufgaben , die die Wirtschaft heute an uns
stellt, nicht gewachsen , und sie verdienen absolut nicht , daßwir in der Gesetzgebung und überhaupt in der Beratung die¬
ser Dinge irgendwelche Rücksicht auf sie nehmen (Sehr rich¬
tig ! ) be, den Sozialdemokraten ) ; denn heute kommt es nichtdarauf an , ob der eine Metzger dadurch, daß er hintenherum
Fleisch verkauft , etwas mehr daran verdient , als offiziell zu.
gestanden ist , und sich dadurch selbst stärken und sich sellistvorwärts helfen kann , sondern eS kommt daraus an . ob diese
Dinge mit den Preisen noch so weiter gehen können oder obwir da nicht grundlegend Wandel schaffen müssen, dadurch
daß wir eben Wege aufzeigen , bei denen dieses ständigeHÄ êrsteigen und Höherpreffen der Preift vermieden werden
kann (Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten ) .Nun , das kann tatsächlich auf allen Gebieten , wie ich vor¬
hin schon bei dem ErnahrungSwesen gezeigt, wie ich bei dem
Wohnungswesen anaedeutet habe, nur im Kleinen durch die
Genossenschaften geschehen . Nicht umsonst haben große sozial,
demokratische Führer gesagt : Die Genossenschaften sind die
Organisationen , in denen die Sozialisierung von unten herstattfinden muß , und wenn die Sozialisierung der Großindu¬strie und der Großfinanz durch die Verstaatlichung der großenInstitute stattfinden muß , so muß die Sozialisierung und die
Gemeinwirtschaft in diesen kleinen Dingen des Alltags , in
dem Ernährungswesen , Wohnungswesen usw. wesentlich aufdem Boden der Genossenschaften aufgebaut werden (Beifallbei den Sozialdemokraten ).

Wir haben aber auch in Baden verschiedene Industrien , beidenen wenigstens einmal daran gegangen werden kann, wenn
auch nicht positiv vielleicht gesetzgeberisch vorzugehen, ft docheinmal sich zu fragen , wie auch in dar Industrie sozialisiertwerden kann. Ich erinnere daran , daß das ArbeitSminrsterium
sich mit dem Gedanken trägt , unsere badische Hartstein -i n d u st r i e zu sozialisieren . Ich will Sie nur auf eines Hin¬weisen. Ich habe mir in den letzten Wochen die Mühe ge¬macht, mir die badische Hartsteinindustrie etwas näher anzu .
sehen . Ich war vor allem in den Schotterwerken , wie sie dro¬ben in Jmmendingen , in Mülhausen bei Singen , Engen, unddann unten bei Haslach sind. Ich habe mich in die Betriebe
einführen lassen, vor allem in die Kalkulation dieser Betriebe ,in die Preise , di 'e der Staat bei Abnabme des Schotters bezahltusw., und da habe ich, was man früher schon wußte, ftstge-
stellt, daß es möglich ist, daß von den Direktoren dieser Be-
triebe heute dem Staat für den Schotter , den er unbedingtfür den Bau seiner Landstraßen , Kreisstraßen ustv . beziehenmuß , einfach Wucherpreise abverlangt werden, daß Direktorenin den Betrieben , die schon vor dem Kriege große Verdienstefür sich hcrausgewirtschoftet haben, auch heute noch die Lage
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des Staates dazu benützen, hier für ihre Tasche aus dem
Staat Gewinne herauszuwirtschaften (Hört , hört ! bei den So¬
zialdemokraten ). Daß ein solcher Zustand unhaltbar ist, bei
dem der Staat den Schotter, das Material für die Straßen ,
die er heute baut , von Privatunternehmungen , die dabei ihren
Prosit machen , beziehen mutz , ich glaube , das leuchtet jedem
ein . Has stammt noch aus Zeiten , wo der Staat eben kein
Wirtschastsstaat war , wo der Staat sich um die Erhaltung von
Straßen und ähnlichen Dingen eben nicht zu kümmern
brauchte, wo es Privatunternehmern überlassen worden ist,
nicht nur dieses Material zu produzieren , sondern auch die
Straßen selbst zu bauen . Nachdem aber der Staat Wirtschafts¬
staat geworden ist, nachdem die Unterhaltung der Land - und
Kreisstraßen und ähnliche Dinge zur Aufgabe des Staates
gehören, geht es eben nicht mehr an , daß der Staat nun dieses
Material von Privatunternehmungen bezieht, die noch ihren
Profit daran zu machen suchen . Was kommt denn dabei her¬
aus ? Dabei kommt heraus , daß die ganzen Stratzenmeister , daß
die ganzen Land- und Kreisstraßenwärter und daß vor allem die
Verwalter dieser Schotterwerke in Mülhausen , Jmmendingen
und Haslach — in Haslach ist es etwas besser — aber vor allen
Dingen in Jmmendingen und in Mülhausen , tatsächlich
in ihrer Entlohnung auf ein Niveau gestellt sind , wie es heute
einfach unmöglich sein sollte . Das kommt daher , daß der
Staat , wenn er derartig hohe Gelder ausgeben muß , um nur
das Material für den Bau seiner Straßen zu beziehen, eben
seine Straßenwärter und Straßenmeister nicht so entlohnen
rann , und daß vor allem auch diese Gesellschaften ihre Verwal¬
tung nicht so bezahlen können, wie es sich gehört. Sie staunen
vielleicht , wenn ich Ihnen sage , daß der Verwalter des Schot¬
terwerkes in Mühlhausen bei Engen heute noch dafür , daß er
von morgens bis abends im Werke steht, daß er von morgens
bis abends für die Neueinrichtung des Technischen im Werke
die Verantwortlichkeit trägt , noch nicht einmal 300 M . Gehalt
monatlich von dem betreffenden Direktor und der Gesellschaft,
der das Schotterwerk gehört, empfängt . Das sind auch in

diesem Fall wieder Barone , es sind auch in diesem' Falle wie¬
der fürstliche Standesherrschaften .

Ähnlich liegen die Dinge auf dem Gebiete der Elektrizität »-

induftrie . Auch da hat der badische Staat —i trotzdem wahr¬
scheinlich die ganze Energiewirtschaft vom Reiche aus ge¬
meinschaftlich wird verwaltet werden — bereits erkannt daß
doch aucy wir in Batzen hier , wenn auch nur mit Vorschlägen,
positiv Vorgehen können. Es ist auch hier dankenswert , daß
bereits seit Wochen im Arbeitsministerium daran gearbeitet
wird, die Wasserkräfte des Rheines und die ganze Elektrizitäts -

industrie staatlich zusammenzufaffen , um sie dann tatsächlich
auch für den Staat und für die Gesellschaft nutzbar zu machen.

ES gibt noch viele Gebiete , auf denen man zeigen könnte,
daß bei der heutigen Wirtschaft nach diesen Friedensbe -

dingungen , die wir eingehen mußten , einfach die rücksichtslose
Initiative und Energie nicht mehr maßgebend sein kann . Ich
möchte hier , weil es mir verschiedentlich von einzelnen Seiten

zugeraunt worden ist, gerade darüber noch ein Wort sagen,
ich habe zwar schon zu Anfang von diesen Dingen gesprochen .
Wenn Sie glauben, daß die Sozialdemokratie und daß der

Sozialismus daran denke, aus einer sozialisierten Wirtschaft
die private Energie und Initiative irgendwie ausschalten zu
wollen, dann sind Sie vollständig im Irrtum . Niemand hat
es mehr betont , wie die sozialdemokratischeLiteratur und auch
gerate die sozialdemokratische Literatur von einem Land , das

doch heute mehr als irgend ein anderer Staat bestrebt ist, seine
Wirtschaft sozialistisch aufzubauen , nämlich Rußland , —, Sie

dürfen nur die Schriften von Trotzki und Lenin und Anderen

lesen —, daß gerade für die sozialistische Wirtschaft die private
Energie und die private Initiative auSgenützt werden sollen.
Ich weise Sie nur darauf hin , daß der Vorschlag der Soziali¬
sierungskommission in Berlin über die Sozialisierung unseres
Kohlenbergbaus , auch derjenige , der ganz 'Unabhängigen
Ballod und Hilferding, gerade in der Beziehung darauf die
Aufmerksamkeit richtete daß denjenigen , die nun die Leiter
dieser großen vergesellschaftetenJndustriekonzerne werden, ent¬

sprechend auch ein wirtschaftliches Jntereffe an der Leitung
dieser großen Betriebe zugestanden werde. Darauf kommt es
also nicht an , sondern darauf , daß wir die Profitwirtschaft des
Kapitalismus für die Tasche des Einzelnen ablösen wollen
durch die Gemeinwirtschaft für das Volk , für die ganze Ge¬
sellschaft und für den demokratischen Staat , der ja der Staat
Aller ist ; daß wir denjenigen Weg, der bisher gegangen wor¬
den ist, nicht mehr gehen können, sondern daß wir gemein,
schaftlich aufbauen wollen, ohne damit die Techniker und In¬
genieure und die Intelligenz , die im Laufe der Jahrzehnte sich
jm Unternehmertum angesammelt haben, irgendwie gusschal-

ten zu wollen. Das sagen wir ja gerade nachdrücklich, dass
Sozialisierung der Industrie uns nicht etwa bedeutet : Diktatur
der Arbeiter und Ausschaltung der Intelligenz , die sich im
Laufe der Jahre bei Unternehmern , Ingenieuren und Leitern
angesammelk hat, sondern Ausschaltung der Profitwirtschast
des Großkapitals , aber Verwirklichung der Initiative und der
Intelligenz des Einzelnen . Wenn manchmal von verschiedenen
Parteien gesagt wird : Glaubt man , daß diese Kräfte , diese
Intelligenzen , wenn sie nicht ihre persönliche Profitwirtschast
in den Vordergrund stellen, sich interessieren können, sich in
den Dienst dieser staatlichen Wirtschaft stellen, werden, dann
ist es mir interessant , festzustellen, daß es oft gerate Leute
von Parteien sind , die sonst immer den Mund voll haben von
Idealismus (Sehr richtig! links ) , von der „Aufopftrung des
Einzelnen für die Gemeinschaft

", die aber in diesem Punkte
sagen : Glauben wir ja nicht , daß bei Abschaffung dieser
„egoistischen Prositwirtfchast des Einzelnen "

sich noch irgend
Einer in den Dienst der Gesamtheit stellt ! Das glauben wir
Sozialdemokraten eben doch, weil wir an den sozialen Instinkt
des Menschen glauben, und weil wir daran glauben , daß In¬
telligenz, Initiative und andere Kräfte sich einer Wirtschaft
auch dann noch zur Verfügung stellen, wenn sie nicht mehr
für die Taschen einer Aktiengesellschaft oder eines Unterneh¬
mers arbeite , sondern wenn sie für das ganze Volk und
für die Arbeiterschaft tätig ist. Und gerade weil wir daran
glauben , glauben wir auch , daß die sozialisierte Wirtschaft
mindestens ebensoviel Intelligenz in sich begreifen und
mindestens ebenso rentabel schaffen wird , als diejenige , die
heute im Dienste von Einzelnen steht. Da liegen die Dinge
doch anders . Da haben wir die großen Unternehmungen , die
seit Jahren für die Taschen einiger weniger Kapitalisten ge¬
arbeitet haben, die positiv garnicht mitarbeiteten , sondern
lediglich die Aktionäre dieser Betriebe sind (Sehr richtig! ) ;
und diejenigen, welche die Arbeit schaffen , ob sie nun Unter¬
nehmungsleiter oder Techniker' oder Ingenieure sind, sind
schon lang nicht an dem Gewinn beteiligt, den die kapitalisti¬
schen Aktionäre aus den Unternehmungen haben (Sehr rich¬
tig ! ). Diese Letzteren, die in dieser organisierten kapitalisti¬
schen Industrie groß geworden sind, werden sich nach wie vor
m den Dienst derselben Betriebe stellen, weil sie ja persönlich
an den Aktien dieser Aktionäre und an dem Nichtstun dieser
Aktionäre nicht interessiert sind, im Gegenteil ,fie werden sich
sogar erst recht in deren Dienst stellen, wenn sie sich sagen : ich
arbeite heute nicht mehr für den A oder B , der daraus seine
Renten und Dividenden bezieht, fanden heute arbeite ich für
den Staat , für die Gesellschaft ; dasjenige , waS positiv da her-
ausgewirtschaftet wird das verwendet nicht ein Einzelner zu
seinem Luxus , zugunsten einzelner Wohlbemittelter , sondern
das verwendet der Staat für seine Sozialpolitik , das verwendet
der Staat für Maßnahmen , die er für die Gemeinschaft, für
die Gesellschaft , für das gesamte Volk zu ergreifen hat (Bei-
fall links) .

Aus der Erkenntnis all dieser Dinge heraus hat die Lan¬
desversammlung der versammelten Arbeiterräte in Durlach ,
die am 3. Mai getagt hat , ?ine Resolution angenommen , wo¬
rin sie dem Badischen Landtag und der Badischen Regierung
bie

_ Forderung vorlegt, zu erklären , was sie im Rahmen des
Reichsgesetzes für die Sozialisierung der Wirtschaft in Baten
zu tun gedenke und vor allem, wie sie sich auch im Rahmen
des Reichsgesetzes zu dem Problem der Räte , zu dem Pro .
blem der Arbeiterkammern stelle .

Und dazu möchte ich Ihnen zum Schlüße noch kurz ein Wort
sagen. Es dreht sich bei der sozialisierten Wirtschaft nicht nur ,
wenn auch heute gerade in erster Linie , um die Organisation
der Produktion , sondern vor allem um eine vollständig
neue Wirtschaftsverfassung . Genau so , wie die
Diktatur von einer bestimmten Ksaffe in der Politik , wie im
Heere die Diktatur des Offiziers seit dem 9. November beseitigt
sein muß und beseitigt ist, genau so soll in der Wirtschaft die
Diktatur des Unternehmertums beseitigt sein und unsere Wirt¬
schaft demokratisiert werden.

Sie werden mir ja nun entgegenhalten : wir haben doch
schon lange diese Diktatur der Unternehmer und des Unter¬
nehmertums nicht mehr gehabt, seitdem wir die großen Ge¬
werkschaftenhatten , seitdem wir die großen Organisationen ge¬
bildet haben, da war doch der Unternehmer nicht mehr sich
selbst überlaffen , sondern auch er und seine Verbände hatten
sich an die Organisationen und an die Verbände der großen
Gewerkschaften der Arbeiter zu halten . Ganz richtig: auch in
dieser Beziehung ist innerhalb der Entwickelung des Staates
zum Wirtschaftsstaat ein bedeutender Fortschritt gemacht war-
den. Aber, worauf es ankommt, worauf es vor allen Dingen
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1«« geschulten, de« fortschrittlich beulenden Arbeitern von
heute ankommt ist nicht nur , daß er selbst in sozialpolitischenund sonstigen Dingen vermöge der Organisation der Gewerk-
schast vom Unternehmer berücksichtigt wird, nicht nur , daß ihmmehr oder weniger ein Existenzminimum und ein menschen¬
würdiges Dasein garantiert wird, sondern daß er selbst als
Produzent , als in erster Linie in Betracht kommender schaffen¬der Faktor des Wirtschaftslebens mit am Aufbau der Wirt¬
schaft , mit an der Organisation und Verwaltung unserer gan¬zen Volkswirtschaft beteiligt wird . Und diese Mitarbeit , diese
Mitverantwortlichkeit des Arbeiters nicht nur im Betrieb , son¬dern in der Volkswirtschaft als Ganzes , die ist es , was in dem
Ruf nach dem Rätesystem seit Monaten zum Durchbruchgekommen ist und leider — das dürfen wir offensagen, ich glaube , damit nichts auszusprechen, was nicht stimmt,vor allem nachdem ich die Erklärungen unserer Reichsministerin den lohten Tagen in Berlin und Weimar gelesen habe, —
hat die Reichsregierung zu spät diesen Sinn des Rätegedan -
kenS auS der Revolution erkannt . Es sind Streiks im Ruhr -
gebiet, Streiks in Schlesien und Streiks in Berlin
ausgebrochen, die zum großen Teil unnötig gewesen wären ,wenn man rechtzeitig dieser aufstrebenden , revolutionären Ar¬
beiterschaft gesagt hätte : Ihr sollt mitschaffen am Werke des
AufbauS, Ihr sollt mitschaffen neben dem Unternehmer am
Aufbau der Produktion und der Verwaltung der Wirtschaft:wir wollen in der Verfassung in der Tat Eure Mitarbeit ge¬
setzlich festlegen. Es ist vor einigen Tagen von maßgebendenLeuten zugegeben worden ,daß erst auf Grund der Verhand-
lung mit den streikenden Arbeitern und des Sinnes des revo¬
lutionären Willens, de, sich in den Verhandlungen bekundet
hat , die Reichsregierung den Schritt , getan hat, die Arbeiter¬
schaft zum Aufbau beizuziehen, indem sie das Räteshstem mit
in die Verfassung ausgenommen hat . Dadurch bekommt unsere
neue Reichsverfassung ein Antlitz, das noch keine Verfassungeine» großen europäischen Staate » besessen hat . Denn wäh-
rend bisher fast in allen Verfassungen durchweg nur die poli¬
tischen Rechte des Staatsbürgers festgelegt waren , so ist damit,
daß in tz 84a die Schaffung von Wirtschaftsräten und Ar-
betterkammern , die Mitarbeit der Arbeiter in In¬
dustrie und Handel festgelegt ist, dokumentiert, daß in der Re.
volution vom S. November nicht nur die politische Demokratie,
S
ondern auch die soziale Demokratie geschaffen ist, und daß der
lrbeiter nicht nur politisch gleichberechtigt ist, sondern daß

jeder, der Arbeiter ist, ob er Industriearbeiter oder Landarbeiter ,Beamter oder Angestellter, Kopf- oder Handarbeiter ist, positivim Wirtschaftlichen Mitarbeiten soll . Und damit ist gleichsam
ein Grund gelegt für die soziale Entwicklung, die wir in den
nächsten Jahren und Jahrzehnten in ganz Europa und darüber
hinaus bekommen werden (Aba. May er » Karlsruhe : Na,iw ! ) . Na, na ? Ganz bestimmt ! Wenn Sie die soziale Ent -
Wicklung Englands in den letzten Wochen verfolgen, so werden
Sie sehen, wie sehr Lloyd George vernünftiger als bei uns
die Regierungen , die im Kriege und nach dem Kriege diese
Dinge nicht richtig erkannt haben, der Forderung auf Mitarbeit
der Arbeiter in einem Rätesystem nachgegeben hat . Diese
Dinge werden wir in Frankreich auch bekommen, und diese
Entwicklung wird auch in Amerika nicht lange auf sich warten
lassen, nur daß dort in Amerika die Demokratie mehr Nach¬
giebigkeit zeigen wird, als bei uns die Monarchie vor dem
Kriege gezeixst hat (Widerspruch. Zuruf rechts : Abwarten ! ) .
Darum haben die Arbeiter , die draußen in Durlach die Reso¬
lution gefaßt haben, von der Badischen Regierung und dem
Badischen Landtag eine klipp und klare Erklärung verlangt , wie
sie sich z« r Schasfung der Arbeiterkammern und zur Schaffung
deS Rätesystems stellt.

Fa diesem Zusammenhang will ich eines offen und ehrlich
sagen : Ich bin in den letzten Tagen auf dem Sozialisten ,
tag in Berlin gewesen. Da waren nicht die führenden Leute,wie man sagt, der Parteien beieinander , sondern vor allem
die Arbeiter selbst . Und eS hat sich da gezeigt, daß tatsächlich
die Arbeiterschaft selbst von der ganzen Spaltung , die gerade
in den sozialistischen Parteien heute zu verzeichnen ist, aller¬
dings verhetzt durch die beiderseitigen Führer , nichts wissen
will, sondern daß sie dazu drängt , m irgend einer Form sich
zu einigen (Zuruf rechts: Nun , dann setzen Sie Ihre Führer
ab ! ) . Das gehört Nun allerdings . . . (Abg . Goehring :
Gar nicht daher !) . Man kann im Zusammenhang mit so gro¬
ßen Fragen auch einmal etwas sagen, was nicht gerade zu dem
Thema gehört. Ich wollte Ihnen nur sagen, eS hat sich da bei
dem Kampf um das Räteshstem, wo bekanntlich diese zwei
Richtungen vorhanden sind — und das ist ganz gewiß etwas , was
für unS eminent wichtig ist —, nämlich ob die Arbeiterschaft

auf dem Boden der Richtlinien fleht, Ne ihr gemäß der Reichs.
Verfassung zunächst einmal die Mitarbeit von unten her zu¬
sichert, oder ob sie auf dem Gedanken der absoluten Diktatur
des RätesystemS stehen will —>hat hat sich doch bei den meisten
einsichtigen Leuten, die da waren , — und vor allem habe ich
mich sehr gefreut , das auch von den Unabhängigen zu hören,die zwar in der Masse von großem Einfluß sind , aber nichtin der Parteibürokratie —, gezeigt, daß man zunächst entspre¬
chend der geistigen Vorbildung der Arbeiterschaft und entspre¬
chend der momentanen wirtschaftlichen Lage damit zufrieden
sein will, waS im großen und ganzen der Rahmen der Reichs-
Verfassung an Mitarbeit der Arbeiter iw Betriebs - und Wirt¬
schaftsräten zugesichert hat . Es ist von sonst recht links stehen¬den Führern gesagt worden : Wenn wir unS auch für die spä¬tere Zukunft den Umbau des Staates so denken, daß schließ ,
sich die ganze Gesetzgebung und Verwaltung in den Händendieser Kammern des produktiv arbeitenden Volkes liegt, so sindwir doch der Überzeugung, daß wir wenigstens heute, wennwir nicht alles über den Hausen werfen wollen, nur eines
tun können, die Arbeiterschaft im Aufbau der Betriebs - ,Landes - und Reichsräte und der Wirtschaftsräte , die sozialeund wirtschaftspolitische Bedeutung haben , zunächst einmal
Mitarbeiten zu lassen. Wir sind überzeugt , erst dadurch,daß unsere Arlxiterschaft einmal mitarbeitet daß sie die gro¬ßen Fragen der Betriebsorganisation un , der Finanzwirt¬
schaft der Betriebe kennen kernt und verantwortlich in dieserArbeit drin steht, die Leute und die Führer erzogen werden
müssen — ich spreche immer im Namen derer , die das gesagthaben — und in Zukunft das arbeitende Volk einmal imStande sein wird, das Schicksal des Volkes und des Staatesin die Hand zu nehmen . Ich wollte Ihnen das sagen, umIhnen zu zeigen, daß die Verhetzung von gewissen Führern ,denen daran liegt, sich als Führer einer gewissen Partei zuhalten, von den Leuten erkannt wird . Das haben ihnen dieLeute auf dem Kongreß auch gesagt : Ihr habt uns verhetzt ,weil Ihr ein Interesse daran habt. Eure Führerschaft zu be .halten , wir Arbeiter haben das Interesse , mitzuarbeiten am
Aufbau . Diese einfichttgen Elemente haben sich auf den Bodendes Wirtschaftssystems, wie die Reichsverfassung es wenigstensin großen Zügen vorfieht, einigen Wunen, und find wegge¬gangen vom Sctzialistentag mit dem Vorhaben , diese überzeu -
?ung bei ihren Gesinnungsgenossen zu verbreiten . Und sieaben erklärt : Wenn Ihr Führer Euch dagegen stemmt undaus Egoismus eine Sonderpolitik treibt , dann wird die Arbei-
terfchaft in ihrem Interesse über diese Führer hinweggehen.Ich will nicht sagen, daß eS etwa nicht auch andere Gruppengibt, aber daß wir Verständnis haben sollen, daß nach der Re¬volution vom S. November die Arbeiterschaft eine neue Wirt¬
schaft, eine Demokratisierung der Mrtschaft will , daß sie nichtnur im Parlament vertreten sein will, wo Gesetze gemachtwerden, sondern daß sie vom Betrieb an bi» hinauf in die gro¬ßen Organisationen mit dem Staat an der Durchführung der
Wirtschaft und der Erlassung der Gesetze Mitarbeiten will.Und da möchte ich Ihnen als Mehrheitssozialist sagen, wir
sind der festen Überzeugung : Wenn erst einmal unsere Ar-
beiterschaft in den Dingen drinsteht , wenn sie überhaupt ersteinmal mitarbeitet an all den verantwortlichen Aufgaben einesAufbaues der Volkswirtschaft, dann wird dieser ganze, oft sehrunklare Radikalismus , der sich heute in diesen Massen betätig ,sich ganz von selbst abschleifen und wird die Arbeiterschaft da-hin kommen, wohin die Führer des Bolschewismus in Ruß .land heute schon gekommen sind , was Sie sehen, wenn Sie dieSchriften von Lenin und Trotzki lesen : Sie sind im Aufbauihrer ganzen Wirtschaft und im Räteshstem ganz genau aufdie Grundlage gekommen, die heute in der Reichsverfassungals Mitarbeit vorgeschlagen ist. Und darum , sage ich , wollenwir verhüten , daß die Zerschlagung der Mrtschaft und die
Zerschlagung des politischen und kulturellen Leben» bei un»kommt , wie sie in Rußland gekommen ist , wollen wir verhüten ,daß die revolutionären Arbeitermaffen auf demselben Wege— ob klar oder unklar sich ihr Recht zu erkämpfen suchen.Wollen wir . daS verhüten , so können wir eS nicht dadurch tun ,daß wir uns gegen die neuen Gedanken stemmen, können wires nicht dadurch tun , daß wir von Sozialisierung , von Rätenund von Mitarbeit der Arbeiterschaft nichts wissen wollen,sondern Wnnen wir e» nur dadurch erreichen, daß wir der Ar¬
beiterschaft den Weg öffnen , um da, wo es notwendig ist, die
Wirtschaft auf gemeinwirtschastliche Grundlage zu stellen, und
daß wir auch die Mitarbeit der Arbeiterschaft in dem Arbeiter -und WrtschastSräteshstem — vom Lande hinauf bis zumReich — heöanzieben.

Und darum möchte ich den Rednern , die nach mir dafür oder
dagegen hier sprechest wollen, einen Gedanken ans Herz lege»
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' 4iit!S sagen : Die Arbeiter , die als LanLesbersammlun ^ in Dur .

lach diesen Gedanken aufgeworfen und mich gleichsam als

Sprecher hierher ^ schickt haben , erwarten , daß wenigstens aus
dem Munde der Mehrheit des Landtags der Wille hier aus .

gesprochen wird , den Geist der Zeit und das Drängen der Ar¬

beiterschaft in dieser Richtung zu erkennen, den Willen , ihm
in dieser Richtung Wege zu öffnen , daß man bereit ist, die

Gemeinwirtschaft so weit zu organisieren , wie sie notwendig
ist im Interesse der ganzen Gesellschaft und aber auch im In¬
teresse der Arbeiterschaft, und daß man aber auch bereit ist,
die Arbeiterschaft bis zum Letzten mitverantwortlich am Auf¬
bau unseres Wirtschaftslebens heranzuziehen . Ich bin über¬

zeugt, wenn das als Wille gerade dieser Volksvertretung hier
ausgesprochen wird, wird es uns ein Leichtes sein , wenigstens
die Einsichtigen unter den Arbeitern 'dahin zu bringen , daß
sie erkennen : Nur , wenn wir auf diesem Wege, auf dem Wege
positiven, praktischen Schaffens und organischen Aufbauens
gehen, nur dann werden wir auch in Zukunft für die Wirt ,

schaft und für die Arbeiterschaft etwas erreichen, das errei¬
chen, was wir wollen. Aber ich möchte davor warnen , die
Leute etwa dadurch abzüstoßen, daß man ihnen , verblümt oder
unverblümt , zu erkennen gibt , daß man —■ sei es aus Jnter -

esie, sei es aus Unverständnis , sei es aus anderen Gründen —
weder von Räten noch von Mitarbeit der Arbeiterschaft noch
von Sozialisierung des Wirtschaftslebens etwas wissen will

(Lebhafter Beifall bei den Sozialdemokraten ) .

Zur Beantwortung der Interpellation erhält
das Mort :

Arbeitsminister Rückert :

Die Frage der Sozialisierung hat in der Gegenwart zweifei.

los erhöhte BDeutung erlangt. Sie ist entstandenaus der Er-
tenntnis heraus , daß die bisher herrschende Produktionsweise
die Wohlfahrt für die Gesamtheit der Bevölkerung nicht ge¬
bracht bar. Im besonderen Maße drängte sich diese Erkennt¬
nis während deS Krieges auch solchen Bevölkerunasteilen auf ,
welche knsher diesen Fragen gleichgültig oder ablehnend geaen-

überstanden . Gerade zu dieser Zeit kam eS zum Bewußtsein
nahezu der gesamten Bevölkerung , daß die kapitalistische
Produktion sich in erster Linie unter dem Gesichtswinkel der
Rentabilität vollziehst. Die Bedarfdeckung war dem Ziele der
Rentabilität unterworfen . Die großen Kriegsgewinne , die

, Kriegsgewinnler und Schieber haben in den letzten Zähren ge-
°

radezu demoralisierend auf die Bevölkerung gewirkt . Am Zu¬
sammenbruch Deutschlands haben diese nicht wenig beigetra¬
gen (Sehrgut !)

Die Revolution im November 1918 galt nicht nur dem mili¬

tärischen und politischen , sondern auch diesem System . Es

soll dabei nicht verkannt werden, daß der Kapitalismus auch
seine geschichtlichen Verdienste in der ungeahnten Steigerung der
Produktionsverhältnisse hat . Mein er hat trotzdem die an

lchn geknüpften Erwartungen nicht erfüllen können. Statt

Wohlfahrt und Freiheit hat er viel Not und Unfreiheit gebracht.
Er hat die Menschen von der Scholle weagerissen und sie wie

Ware in alle Weltteile verschickt (Sehr richng !) . Das Familien -

leben wurde massenhaft zerstört (Abg . Vr . Schäfer : Lei¬
derl ). Frauen wurden meistens aus Rot zu Millionen in die

Fabrik getrieben. Obwohl das kapitalistische System oft einen

Uberschuß an Gütern erzeugte , hatten zu gleicher Zeit Millio¬
nen der schaffenden Menschen trotz ihrer Arbeit nicht die
Möglichkeit , ihre dringendsten Bedürfnisse zu befriedigen . Aus

diesem Zustande heraus entwickelten sich in steigendem Maße
politische und insbesondere wirtschaftliche Kämpfe. Die Wirt¬
schaftspolitik der großen Kapitalkonzerne setzte sich immer
mehr in Widerspruch zur großen Mehrheit des Volkes .

Die Tage der unbeschränkten und ungehemm¬
ten Kapitalsvorherrschaft find vorüber . Die Reichs -

rogierung hat die gesetzliche Verankerung von Betriebs - und
Wrrtfchaftsräten bereits angekündigt . Die Arbeiter und An¬
gestellten bekommen damit auf den Gang der Produktion er¬
heblichen Einfluß . Die demokratische und konstitutionelle Fa¬
brik hält damit rn Deutschland ihren Einzug .

Was nun die Sozialisierung der Wirtschastsbetriebe anbe-

trstft . so kann diese gewaltige Ausgabe im allgemeinen nicht
von jeder Gemeinde oder jedem Bundesstaat allein und für
sich unternommen werden. Das Reich als politische und Wirt,
schastliche Einheit muß daher in den Fragen der Sozialisierung
führend sein und den gesetzgeberischen Rahmen schaffen . In

• diesem Rahmen wird auch die Badische Regierung im Interesse
der Wohlfahrt des Volkes Mitarbeiten . Darüber Hinaus wird

sie ernsthaft prüfen , wo in Baden die Voraussetzungen zur
Sozialisierung gegeben, find. Vorarbeiten hierzu sind im
Gange .

Der Sozialismus kann seine historische Auftabe bei uns
aber nur dann erfüllen , wenn unsere deutsche Wirtschaft wie -
der auf festen Füßen steht . Kein Zweifel , der furchtbare
Friede , den zu unterschreiben die maßlosen Sieger uns ge¬
zwungen haben, legt den sozialistischen Idealen »ungeheure
Hindernisse in den Weg. Diese Wirtschaft kann nur in harter
und planmäßiger Arbeit bei Zusammenfassung aller Kräfte im
Volke erreicht werden. Es ist eine Wahnidee, zu glauben ,
daß die Verwirklichung des Sozialismus durch Putsche oder
wilde Streiks ' erreicht werden kann . Sozialismus heißt : plan-,,
mäßigste und zweckmäßigste Steigerung der produktiven Kräfte ,
Ausschließung aller nutzlosen Arbeit , um unter Schonung der
menschlichen Kräfte das Höchstmaß an Gütern zu erzeugen . Da
nur die Arbeit die Quelle alles Reichtums ist, kann der gegen,
wärtige Zustand unseres Volkes zu dem hohen Ziele nicht
führen . Nur die ganze und völlige Hingabe an den neuen
demokratischen Staat wird in allmählicher Umbildung aus der
Epoche des Kapitalismus und Imperialismus dem Ziele ent .
gegenführen, das heute ungezählte Millionen beherrscht, dem
Ziele nämlich, daß die Arbeit und alle unsere Tätigkeit diktiert
sein muß von dem hohen sittlichen Gedanken : Immer und in
allem dem Gemeinwohl zu dienen (Lebhafter Beifall ) .

Fm Verlaufe vorstehender Ausführungen hat II . Vize¬
präsident Muser die Leitung der Verhandlungen über¬
nommen.

Abg . D uffn e r (Zentr .) : *

Mit dem, was der Herr Minister soeben ausgeführt hat ,
können wir einig gehen. Sie haben aus dem Beifall , der ihm
auch aus unseres Reihen zuteil geworden ist, das bereits er¬
sehen können.

Der Herr Interpellant hat in seiner nach mehr als einer
Seite hm außerordentlich interessanten Rede warme Worte
gefunden» um die Notwendigkeit der Sozialisierung zu begrün¬
den, ihre Entstehung uns darzulegen , ihre Segnungen recht
kräftig hervorzuheben und die schädlichen Wirkungen , die sie,
wie alle derartigen Neuerscheinungen auf dem Gebiete der
Sozialpolitik für das Volksganze haben mutz, möglichst in den
Hintergrund treten zu lassen. Wir können ober manchem von
de« , was er gesagt hat, zustimmen, und wir begrüßen mit
ihm die Aussprache in diesem Hause, die zweifellos zur Klä-
rmm dieser überaus wichtigen und schwierigen Frage führen
wird.

Der Herr Interpellant ist nicht auf Einzelheiten eingegan¬
gen, und ich vermag nicht zu ergründen , wie es in seinem
Herzen in Bezug auf die Berücksichtigung bestehender berech¬
tigter Interessen bei der praktischen gesetzlichen Durchführung
der Sozialisierung aussieht . Wenn er aber , davon gesprochen
hat, daß die großkapitalistischen Machthaber bei der Verfolgung
ihrer Ziele über Existenzen hinweggegangen sind, Existenzen
zertrampelt haben, dann muß auch die moderne Gesetzgebung
sich wohl davor hüten , diesen Weg, der nur zum Zusammen¬
bruch aller Wirtschaft führen würde, zu gehen (Sehr richtig?
beim Zentrum ) . Nur dann werden wir den anderen Weg
gehen — wir alle gemeinsam, wie wir hoffen —, der zu der
Wohlfahrt führt , die wir auch dem Neubau unseres Staats .
Wesens wünschen (Abg . Dr . Sch oser : Sehr gut ! ) . .

AuS den weiteren Ausführungen des Herrn Interpellanten
wie aus den Ausführungen der Regierung ist mit aller Deut -
lichkest hervorgegangen , daß das Problem , das uAS mit der
Sozialisierung gegenübertritt , ein außerordentlich schwieriges
ist. Und gerade die führenden Männer auch der sozialdemo¬
kratischen Partei haben oft ihre warnende Stimme erhoben und
zur Vernunft gemahnt . Es geht eben mit der Sozialisierung
wie mit vielen anderen politischen Theorien : Wenn man sie
in die Praxis überführen will, dann stößt man auf Hemmun¬
gen (Sehr ' richtig? beim Zentrum ), welche den gewissenhaften
und ernsten Politiker und den Volkswirtschaftler veranlassen
müssen , die gesteckten Ziele erheblich zurückzustecken (Sehr rich¬
tig ! beim Zentrum ) , wenn es ihm in erster Linie um eine nach¬
haltige wirtschaftliche Besserung und nicht um einen äugen-
blickstchen politischen Erfolg zu tun ist. (Sehr gut ! Sehr richtig!
beim Zentrum ) . Der „Vorwärts " hat ja im März — das ist
so lange nicht her — auch geschrieben — und das möchte ich
mir erlauben dem Herrn Kollegen Dr . Kraus zu sagen;
er wird es ja wohl wissen , aber rch darf darauf zurückkommen ,
wenn er vorhin so sehr gedrängt hat mit dem Hinweis auf die
Stimmung draußen — der „Vorwärts " schrieb : «Die Soziali .



; so.
sierungSaesetze lassen sich nicht von heute .auf morgen schaffen .
Die gesetzgeberische Regelung einer solchen Materie stößt auf
große Schwierigkeiten ; denn je tiefer man in ihre Bearbeitung
hineinsteigt, um so mehr Einzelfragen tauchen auf , die geklärt
und beantwortet werden müssen.

" Und diese Einzelfrägen sindes meines Erachtens , die das ganze Gesetz bestimmen müssen
(Sehr richtig! beim Zentrum ) .

Wenn selbst Lenin , der mit seiner Vollsozialisierung das
russische Wirtschaftsleben gründlich ruiniert hat , genötigt ge¬wesen ist, seine wirtschaftspolitischen Dispositionen ganz erheb¬
lich zurückzustecken — und ich glaube ich befinde mich da in
Übereinstimmung mit dem, was Herr Dt . Kraus vorhin
ausgeführt hat , -— dann dürfen doch wohl ' auch
unsere deutschen Wirtschaftspolitiker Anlaß nehmen,aus diesen Vorgängen zu lernen (Sehr richtig !
beim Zentrum ) . Das , was wir in Rußland gesehen ha¬ben und heute noch sehen , die Vorgänge in Ungarn und in
München sind doch .wahrhaftig ein Menetekel, das auch dem
weit- und wirklichkeitsfremdesten siyialpolitischen Theoretikerein Licht aufstecken und ihm zeigen sollte, wohin wir steuern,wenn wir diese nach ihrem ganzen Wesen rein sozialwirtschaft-
liche Frage lediglich nach politischen Gesichtspunkten behan¬deln (Sehr richtig! beim Zentrum .) In München^ist man ja
wohl diesen Gedankengängen gefolgt, als die Regierung den
Vorsitzenden des Zentralwirtschastsamts , Herrn Dt . Neurath
seines Amtes enthob, vr . Neurath hat ja bekanntlich die Voll -
sozialifierung nach russischem Muster empfohlen und seine Maß¬
nahmen in dieser Richtung haben in den Unternehmerkreisender verschiedenen Wirtschaftsgebiete die größte Sorge ausge¬löst. Und in der Tat : Die Durchführung der Vollfozialisie-
rung , wie er sie anstrebte , wäre auch geeignet gewesen, selbstdas in Bezug auf die Lebensmittelproduktion fast unerschöpf¬liche Land leistungsfähig , wirtschaftliob tot zu machen . Nachmeiner Ansicht kommt deshalb auch der Amtsentsetzung desvr . Neurath eine grundsätzliche Bedeutung zu, denn sie be¬
deutet den Bruch mft der Durchführung der Bollsozialifierung.
Auch das gibt Uns Anlaß , vorsichtig zu fein, und nicht zu glau¬ben, daß von der Sozialrsierng alle Heilung der bestehendenRöte zu erwarten ist (Sehr riHig ! beim Zentrum ). Materielle
Sozialisierung allein bringt uns diese Heilung nidf# (Sehr rich¬
tig ! beim Zentrum ) . Wenn sich die

'
Menschen nicht mensch¬

lich näher kommen, die von unten und die von oben , dann wird
sie nicht ein Instrument der Versöhnung sein , sondern nur die
bestehende Kluft weiter vertiefen . Das Aufwerfen der So -
zialisierungssrage hat ja bereits -nach verschiedenen Seiten hineine tiefgehende Beunruhigung in die Bevölkerung hineinge¬tragen , und nicht zu dem Ausgleich geführt , wie er gefordertund erhofft worden ist. In den minderbemittelten Schichtenknüpft man an die Sozialisierung Hoffnungen , die geradezu
utopistisch sind, und di« leider von gewissenlosen Agitatorennoch genährt werden. Man findet dort z- B . die Meinungvertreten , daß das sozialisierte , kommunalisierte , verstaatlichteoder enteianete Land nun stückweise an die Arbeiter verteiltwerde ; und mehr als einer hat sich auch seinen Haushaltsplan
schon auf diese Zukunft hin eingerichtet. Nun geht es nichtrasch genug mit dem Verteilen ; man murrt , weil „dem stürmischemporlodernden Verlangen des werktätigen Volkes nicht raschgenug Rechnung getragen werden kann ", wie der „Vorwärts "
geschrieben hat und mir scheint , es ist die heutige Interpella¬tion auch eine Konzession an diese Stimmung .

Andererseits liegt aber die Frage : Wirst du denn dein Ge-
-schäft , deinen Hof , deinen Betrieb überhaupt behalten Linnen ?-Hat es noch einen Zweck, wenn du arbeitest und dieses undjenes noch schaffst ? lähmend auf der Arbeit und der Initiativevieler Kreise des Bürgertums . Der Herr Abg . vr - Krauswill das nicht, er hat sich gegen diese Erscheinung gewendet;eS ist aber schließlich eine natürliche Entwicklung und in der
menschlichen Schwäche begründet . Aber man begegnet — unddas ist leider Tatsache — häufig genug dem Ausspruch : Ichlasse das liegen , ich .fange das erst gar nicht mehr an , weil mirja doch schließlich alles genommen wird . Diese Stimmung istkeineswegs allein in den Kreisen zu finden , die etwa Fitzer' sogenannter sür die Sozialisierung „ reifer " Betriebe sind ,sondern sie ist auch im Mittelstände , und bei jenen, die sichvon klein herauf gearbeitet haben, vorhanden . Aus diesenKreisen heraus befürchtet man das schlimmste von der Soziali .
fierung und lehnt sie deshalb auch ab.

Dieser doppelte Druck .hat denn auch dazu geführt , daß soviel goldene Arbeitsfreudigkeit in unserem Heimatland ver¬loren ging, eine Folgeerscheinung, die unter allen Umständentief zu beklagen ist, und ich meine , das Wort Sozialisierungwürde sehr viel von seinen Bedenken, ich möchte fast sagen,
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von seinem Schrecken , verlieren , wenn es draußen besser ver¬
standen und wenn nicht so viel Mißbrauchs damit getrieben
würde (Sehr gut ! beim Zentrum ) .

Der Herr Abg . vr . Kraus hat eine Mahnung nach ganzlinks hinüber gerichtet. Ich glaube , es wird kein Fehler fein,
wenn diese Mahnung auch von anderen Seiten , noch in ver.
mehrtem Matze beachtet wird (Zuruf !) Auf allen Seiten !
Wenn die Sozialisierung ein Produkt der Entwicklung ist —
und das soll sie doch wohl sein —-, dann darf sie nicht über¬
stürzt werden , dann dürfgn die . Regievungen auch nicht im
Übermaße dazu gedrängt werden . Freilich scheint mir auch
mit dem Wort Entwicklung mancher . Unfug , getrieben zu wer-
den . Heute ist es doch bald so -. .Was man mcht definieren kann,das sieht man als Entwicklung an (Abg. vr . Schoser : Sehr
gut !) . Sie ist immer da , wenn man sie braucht, , selbst dann,wenn man ihr nicht einmal die Zeit läßt , sich wirklich zu ent¬
wickeln. Man spricht von Entwicklung .und greift ihr bei jeder
Gelegenheit vor. Da mutz ich die Frage aufwerfen : Ist dennder gegenwärtige Zeitpunkt für soziale und wirtschaftliche
Maßnahmen von solcher Tragweite eigentlich der richtige? (Abg.Or . Koenigsberger : Höchste Zeit !) . - Ist es höchste
Zeit ? Gewiß , von politischen Gesichtspunkten aus angesehen,
mögen Sie recht haben, Herr Kollege Vr . Koenigsberger !
Vielleicht , weil die Revolution in den Tagen ihrer höchstenSturm - und Drangperiode sie stürmisch gefordert hat und Sie
jetzt nicht mehr zurück können. Insofern mögen Sie ja recht
haben. Aber ich meine , in einer Zeit , in der der wirtschaft¬liche Zusammenbruch der Volksgesamtheit vor der Tür steht ,in der eine .Vermögensabgabe im Rahmen der bevorstehendendas gesamte Volksvcrmögen bis zur Erschöpfung lähmt —
denn das Geld wird zweifellos nicht nur von dem Entbehr¬
lichen , sondern es wird auch von dem Notwendigen genommenwerden müssen — in einer Zeit , in der unsere Besieger undBedrücker die ganze deutsche Volkslraft für ihre Zwecks so¬zialisieren , da darf man vielleicht doch auch hie Frage , äufwer -
fen : Was ist in der gegenwärtigen blutig ernsten . Zett reif fürdie Sozialisierung , was wollen und was können wir sozialisie¬ren ? Man ist verleitet , die schmerzvolle Antwort zu geben:den Jammer , die Not, , das Elend und das Leid! In einer
Zeit, in der die Hebung der eigenen Produktion als Gebrauchs¬und Zahlungsmittel oberstes Gesetz fein soll , da muH vorsich¬tig an Maßnahmen herangetrrten werden, welche geeignet find,das ganze Erwerbsleben , nicht nur das des Einzelnen , son¬dern auch das der Gesamtheit in seinen innersten Tresen zuerschüttern. Wird aber durch ein rücksichtsloses Vorgehen beider Sozialisierung noch der verbleibende Rest des Bollswohl -
stander vernichtet, dann ist es auch mit der DolkSimchlfahrt aus ,namentlich dann , wenn nicht der Paragraph tfn oberste Stelleim Sozialisierungsgesetz gestellt und dann beachtet wird , der dalautet : Wiederaufnahme des ernstlichen Schaffens ! (Abg. Vr .Schofer : Sehr gut ! ) .

Es gibt zweifellos eine Reihe von Betrieben und Produk¬tionsmitteln , die sich zur Vergesellschaftung, zur Verstaatlichungund Kommunalisierung eignen , dabei die bereits entpersönlich¬ten Betriebe der Grotzaktienunternehmen usw. Wjir sind aber
auch auf den früheren Landtagen schon oft und immer wiederdafür eingetreten , im Verein mit anderen Parteien , daß die
öffentlichen Verkehrsmittel , die natürlichen Kraftquellen usw.verstaatlicht werden sollen. Wir werden uns mit Dtonopolenbefreunden müssen » die wir . früher abgelehnt haben . Wie wiruns vom Zentrum zu diesen Fragen unserer Finanz - und
Sozialwirtschaftspolitrk stellen, das haben wir im Programmder badischen Zentrumspartei auch ausgeführt , wo gesagt ist ,daß jene Großbetriebe des .Handels und der Industrie , dieheute schon Kraft einer kartellistischen Organisation eine Mo¬
nopolstellung zugunsten weniger haben , entweder vom Staatund anderen öffentlichen Körperschaften selbst übernommenoder durch ein Kartellgesetz in den Dienst des Volkes gestelltwerden müssen. Und bezüglich der Landwirtschaft haben wirdort ausgeführt , daß ihre hohe .Bedeutung für alle Volkskreiseim Kriege sonnenklar geworden sei, sie müsse so in die neuenVerhältnisse überführt werden , „daß ihre Produktionsmöglicb -keit und LeistungSfreudigkeit noch gehoben , wird. Stadt undLand find in gleicher Weise an der Lösung dieser Aufgabe in¬
teressiert. Dre Ablösung und Aufteilung des uNwirt .
schaftlichen Großgrundbesitzes wird aus diesem Gedankenvon uns erstrebt ." >Die Sozialisierung aber wahllos ausdehnen auf alle Be¬triebe, auch auf die gewerblichen, auf die laich- und forstwirt¬
schaftlichen , in den Fehler des Schematisterens verfallen, daswäre nichts anderes als ein Experiment , das sich am neuenVolksstaate selbst schwer rächen würde (Sehr richtig! im Zen¬trum ) . Sozialisierung soll doch kein Umsturz de § bestehenden
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Wirtschaftsleben» sein, sondern der Ausbau unsere » Wirt ,
schaftslebens. Gewiß, wir haben genug aufzubauen , was die
letzten 4 grauenvollen Jahre de» Kriege» zerstört haben . Zum
Versuchsobjekt ist aber unser in allen Schichten hungerndes
und der Not preisgegebenes Volk nicht geeignet . Wir dürfen
doch wohl von einem Versuch sprechen, da der ganzen Soziali .
sierungsfrage wirklich jede praktische Erfahrung abgeht. Expe¬
rimentieren kann ein gesunde», nach innen , und außen starkes,
wirtschaftlich unabhängiges Volk und ein wirtschaftlich unab¬
hängiger Staat , nicht' aber ein krankes, verarmtes Staats¬
wesen. *

Es ist uns eine Vorlage angekündigt . Wir warten fie ab und
werden sie leidenschaftslos prüfen . Es wird von dem Geiste
abhängen , der fie beseelt , welchen Eindruck fie macht und welche
Wirkung fie auslöst. Ich hoffe, daß sie so ausfallen wird , was
aus den Ausführungen der Regierung wohl auch hervorging,
daß sie geeignet ist, Beruhigung ins Land zu tragen , daß sie
eine wirklich soziale, volkswirtschaftliche, allen Ständen ge-
vocht werdende, nicht eine politische ist. Meine Fraktion steht
dem Geiste der Zeit , von dem Herr Abg. Dr . Kraus ge¬
sprochen hat , nicht ftemd gegenüber . Sie wird jederzeit bereit
fein, mitzuarbeiten , wenn uns die Sozialisierung in einer
Form ' entgegentritt , welche den Interessen der Volksgesamt¬
heit entspricht, und Wir werden sie fördern , wo immer ihre
Notwendigkeit begründet , wo immer sie berechtigt ist . Wir
sind mit dem Herrn Interpellanten der Meinung , daß diese
Frage keineswegs nur eine innere Angelegenheit der Sozial ,
demokrasie sein darf , und wir werden danach auch unsere Siel -
lung einrichten. Wir werden dann auch die Vorschläge machen ,
von denen Herr Kollege Dr . Kraus gesprochen hat , werden
dann auch gegebenfalls gemachte Vorschläge auf das Maß
zurückführen, wie eS nach unserer Ansicht für eine gesunde Ge¬
setzgebung notwendig ist.

Wa» nun die Anwendung de» SozialifierungSgedankenS auf
sien land - und forstwirtschaftlichen Grund¬
besitz anlangt , so dürfen wir hier von einer gewiffen Sorge
sprechen Ich werde mich darauf beschränken, zu diesem Ge-
genstande noch einige Bemerkungen zu machen. Wenn die
Vorlage kommt, werden wir weiter darauf eingehen kön-
neu . Auf die anderen Punkte werden einige memer politt-
Ich« , Freunde «och zu sprechen kommen,
j Wenn ich sage, dcch wir mit einer gewissen Sorge der So¬
zialisierung de» land- und forstwirtschaftlichen Grundbesitzes
« ityegensehen, dann darf ich wohl darauf Hinweisen, daß in
der DerfaffungSkommission bereits Vorschläge gemacht wurden
di« dann in » Band Hinausgetragen worden find, welche auf
eine Sozialisierung de» Grundbesitzes in dem Sinne hinaus¬
lief« , . daß nur mehr ein landwirtschaftlicher Grundbesitz von
00 Morgen gestattet sein soll (Zuruf de» Abg. Dr . Kraus ) .
Gewiß , Herr Dr . Kraus , es ist sogar von verantwortlicher
Stelle gesagt worden. Ja , das wäre denn doch russische Zer¬
störungspolitik , ich Möchte fast sagen : eine Doktor Eisen-
bart -Boktik an der der Patient zugrunde gehen würde (Abg.
Dr . Schofer : Sehr richtig!), eme Politik , die doch lediglich
von politischen oder theoretischer Anschauungen und zwar ohne
Irgendwelches Verständnis für die Wirklichkeiten des Lebens ,
die wirtschaftliche Gestaltung unserer badischen Heimat und
ohne jede Berücksichtigung der üblen Folgen für die Le-
bensnnttelproduktion im Lande geleitet fein würde . Ich muß
schon sagen, —t nehmen Sie mir das nicht übel —>: Wer
solche Vorschläge machen kann , der hat wahrhaftig keine

hnung von den Grundlagen unserer badischen Landwrrtschaft
. Zentrum ) . "" m -

(Sehr richtig! im 60 Morgen Getreideland , 60 Mor¬
gen Gemüseland oder 60 Morgen Täbakland , das mag ein an
und für sich sehr wertvoller Besitz sein. Ja , wird er. wertvoller ,
wird er namentlich produktiver, wenn er sozialisiert ist ? (Sehr
lgutl im Zentrum und bei der Deutsch-Nationalen Volks-
Partei ). Die Frage ist von vornherein zu verneinen , weil er
einmal teurer bewirtschaftet und , weil ihm da» Eigentums -
intereffe abgeht, unproduktiver und überhaupt schlechter be-

,stellt werden wird (Sehr richtig! im Zentrum und bei der
Deutsch-Rationalen VolrSpartei ). Dann ein Hof auf dem
Scfwarzwald bis zu 60 Morgen ! Was stellt man sich darunter
eigentlich vor ? Da » ist ja überhaupt kein Besitz , der als groß
bezeichnet werden kann. Er wird vielleicht mühsam von sei¬
nem Besitzer bewirtschaftet; er wird ihn und seine Familie
ebenso mühsam ernähren . Personal hat der Besitzer eines solch
kleinen Anwesens ja kaum. Der Besitz besteht auch durchaus
nicht au» 60 Morgen leistungsfähigem und produktivem Acker -
und Wiesenland. Da sind Weiden, da ist Reutfeld , da sind Kul.
turen und Wald dabei. Es kann ein armseliger Zwergbetrieb
sein . Und nun kann man sich vor die Menschen draußen

hinstellen, die ein Glück von btt Küzialifiekuüg ettoWttett, unö
kann ihnen sagen : Jetzt wollen wir in unserem fortgeschritte¬
nen Heimatland « Baden darangehen , solche Zwergbetriebe zu
schaffen. Die Sozialisierung —- ist das nicht auch aus den
Ausführungen des Herrn Kollegen Dr . Kraus herausgeklun¬
gen? — soll doch nicht einem Stande , soll doch nicht einer
Klasse helfen, sondern sie soll der Wiederaufbau und der
Ausbau des gesamten Wirtschaftslebens sein ; fie soll nach
den Ausführungen , die wir gehört haben, die Produktton
stärken, also auch die Produktion der Landwirtschaft. Es
geht ja von der Regierung und von den verantwortlichen Stel¬
len, von Kommunalverbänden , von Konsumentenkreisen ein
Appell nach dem andern an die Landwirte hinaus : Arbeitet
intensiver, leistet mehr ! Ja , glauben Sie , daß man das er-
reicht , wenn man leistungsfähige bäuerliche Betriebe und
Großbetriebe einfach zusammenschlägt, wenn man sie ausein -
anderreißt ? Betriebe, die bisher immer noch in der Lage ge¬
wesen sind, ein erhebliches Maß ihrer Produkte der Allgemern-
heit zuzuführen . Glauben Sie , daß man jenes Ziel erreicht,
wenn man anstelle dieser leistungsfähigen Betriebe Zweig¬
wirtschaften setzen würde, die nach kurzer Zeit zusammenbre .
chen müßten , weil ihnen schon die natürlichen Grundlagen für
einen dauernden Bestand fehlen? (Zuruf von sozialdemokrati¬
scher Seite ) . Herr Kollege Mar um , ich hätte diese .Sache
nicht besprochen , wenn sie nicht gerade von Ihrer Seite in der
Presse und draußen in Versammlungen zum Gegenstand der
Besprechung gemacht worden wäre , und wenn man sich nicht
gewissermaßen darauf festgelegt hätte . (Widerspruch bei den
Sozialdemokraten .) O ja, in einer Versammlung in Mann¬
heim ist darüber gesprochen worden und einer Ihrer verant¬
wortlichen Herren hat sich zu diesem System bekannt ; darum
wende ich mich dagegen. (Zustimmungsäußerungen rechts —
Lebhafter Widerspruch auf der äußersten Linken, — Unruhe ).
Wenn da» nicht der Fall wäre (Lebhafte Zwischenrufe, Mider »
spruch und Unruhe ) . Wenn daS nicht der Fall ist, dann bin ich
falsch unterrichtet ; ich hatte meine Jnformatton der »Konstän.
zer Zeitung " entnommen . Aber auch in der Berfassungskom»
Mission sind diese Vorschläge erhoben und es ist von diesen 20 hx,
das find 60 Morgen , geredet worden.

Ich meine, wir dürfen nicht daran gehen, eine derartige Po -
littk zu machen. Denn daS würde nach meinen Ausführungen !
— und Sie selbst (zu den Sozialdemokraten ) geben daS ja
durch Ihren Widerspruch zu — der Allgemeinheit nichts nüt¬
zen, sondern das müßte ihr zum Schaden « reichen. Wir
müssen vielmehr in den gegenwärtigen Zeitläuften unsere
Land - und Forstwirtschaft mit allen Mitteln stärken (Sehr
richttg!) . Mir müssen helfen, alles zu beschaffen, was ihr nötig
ist, und was ihr nun lahrelana abgeht : Düngemittel , Futter¬
mittel , landwirtschaftliche Maschinen usw., wie daS auch Herr
Kollege Dr . Kraus schon gesagt hat . Die landwirtschaftli,chen
Genossenschaftenhaben in dieser Beziehung vieles gelästet und
vieles getan und ich bin überzeugt davon, es bedarf einer wei¬
teren Anregung nicht , daß sie ihre Organisatton noch nach
allen Seiten hm, soweit es möglich ist, leistungsfähig aus .
bauen (Abg . Dr . KrauS : Das habe ich ja angeregt !) . Ich
nehme es selbstverständlich dem Herrn Kollegen Dr .
Kraus nicht übel, wenn er auch diese Anre¬
gung gegeben hat. Legen wir den größeren
bäuerlichen Betrieben und dem landwirtschaftlichen Großbesitz
die Pflicht auf , noch mehr als bisher ihre Aufgabe in Bezug
auf die Sicherung der Lebensmittelbeschasfung zu erfüllen ,
aber erhalten wir ihn, soweit er nicht unwirtschaftlich ist. Ge¬
ben wir ferner den kleineren und mittleren Betrieben die
Möglichkeit , sich zu stärken und zu vergrößern , statt aus einer
verkehrten sozialpolitischen Theorie heraus leistungsfähige
bäuerliche Betriebe zu proletarisieren . Dann , und nur dann ,
wird man in der Lage sein , auch in der neuen Zeit von einer
Wirtschaftspolitik zu reden , die imstande ist, durch Wiederher-
stellung geordneter, gesunder Lebensbedingungen für die Ge¬
samtheit die Gesundung unseres kranken BolkSkörperS herbei,
zuführen .

Me ist es denn mit den seit dem Kriege entstandenen Zwerg -«
wirtschaften gegangen? Durch die Ernährungsschwierigkeiten
der letzten Jahre veranlaßt , haben sich eine ganze Menge von
Leuten der Landwirtschaft zugewendet, die sonst in weitem
Bogen naserümpfend um die Gerüche des Stalles herumgegan¬
gen sind und mit Mißtrauen auf diejenigen herunterschauten ,
welche die Stallarbeit verrichten mußten (Sehr richtig! ) . Sie
hören aber heute schon aus diesen Kreisen heraus „Wenn wir
erst wieder im Laden kaufen können, was wir für Magen und
Küche brauchen, dann lassen wir diese Landwirtschaft wieder
verschwinden! " (Sehr richttg!) Ich meine, auch das muß un»

«

e
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wieder eine Mahnung sein, Hatz wir nicht Zustände schaffen ,
die nur vorübergehend sein können, die ungesund sind und
die der Gesamtheit nichts nützen. Würden wir so verfahren ,
so wäre das näht , wie Herr Dr . Kraus ausführte , indem er
Dr . David zitierte : „eine Organisation der Produktion ", son .
dein es wäre das Gegenteil davon . Es wäre dann auch nur
das Interesse des Einzelnen , nicht aber das Interesse der Ge.
samtheit gewahrt .

Auf die technischen Unmöglichkeiten einer derartigen „Sozia¬
lisierung " , die in der Landwirtschaft im Allgemeinen und in der
Lebensmittelproduktion im Speziellen nur zur Katastrophe
führen könnte, will ich in diesem Zusammenhänge nicht ein-
gehen. Nur zwei Fragen will ich noch kurz aufwerfen . Glaubt
man , man bezwecke eine Hebung der Produktion , wenn man
den Bauer , der heute als ein freier Mann auf seinem Hofe
sitzt , zum Staatsarbeiter macht ? Und glaubt man , man er¬
reiche dieses Ziel , wenn an die Stelle der freien Wirtschafts¬
weise die viel teuerere und langweiligere Staatsregie tritt ?
Wie die Erfahrung in diesen Dingen doch genugsam lehrt ,
wird das Gegenteil der Fall sein. Es ist deshalb bedauerlich,
wenn, selbst von verantwortlicher Seite , Vorschläge gemacht
werden, die nur geeignet sind, die Köpfe zu verwirren und un¬
erfüllbare Hoffnungen zu erwecken . Um so mehr freue ich
mich, aus dem vorhin erfolgten Zwischenrufe des Herrn Kolle¬
gen .Dr . Kraus und auch aus den Zurufen , die von den
sozialdemokratischen Bänken gekommen sind , entnehmen zu
können, datz man mit einer derartigen Politik nicht einver¬
standen ist. Diejenigen aber , die es angeht, bitte ich, die Rede
des Herrn Dr . Kraus daraufhin nachzulesen: sie werden
gerade in dieser Rede eine recht triftige Kritik derartiger agi¬
tatorischer Reden finden . In dieser Art der Vollsozialisierung
— denn die rücksichtslose Austeilung des landwirtschaftlichen,
also auch des bäuerlichen Grundbesitzes wäre doch nichts an¬
deres — läge übrigens auch ein fchwffer Widerspruch mit der
Haltung , welche die Sozialdemokratie schon seit langem den
Üeinaewerblichen Betrüben gegenüber einnimmt . Diesen ge¬
genüber steht sie doch auf dem Standpunkte , daß diese kleinge-
werblichen Betriebe , also auch das Handwerk, nicht in der
Lage seien, die Welle der industriellen , namentlich der groß,
industriellen Arbeit und Entwicklung zu überdauern , datz sie
weder leistungsfähig bleiben könnten, noch existenzberechtigt
seien ; ich bin diesem Gedankengang in der Unterhaltung mit
Herren Ihrer Partei schon oft begegnet und Ihre Litera ,
tur sagt uns das ja auch. Während man also
auf der einen Seite die gewerblichen Zwergbetriebe , selbst mit
Einschluß der notwendigen Wiederherstellungswerkstätten , ab¬
lehnt , sollen hier nach der Meinung mancher Herren von links
landwirtschastlichen Zwergbetriebe geschaffen werden (Abg . Dr .
Kraus : Das habe ich aber nicht gesagt !) . Nein, das haken
Sie nicht gesagt, Herr Kollege, im Gegenteil ; aber inner¬
halb Ihrer Partei bewegen sich viele Meinungen .in dieser Rich.
tung , und deshalb glaubte ich doch, Veranlassung zu haben,
mich von dieser Stelle aus gegen die Meinungen wenden zu
dürfen . Ich kann Nur erfreut sein, wenn auch Sie eine der.
artige Politik als dem Volksganzen schädlich ablehnen.

Um aber Mißverständnissen vorzubeugen, möchte ich doch
Eines sagen : Wenn ich von Zwergbetrieben gesprochen habe,
sprach ich nicht von landwirtschaftlichen Arbeiterbetrieben mit
Kleintierzucht, die ich nach jeder Richtung hin gefördert wissen
möchte . Es muß bei dem Bau von Siedlungen , von Arbeiter¬
wohnungen unter allen Umständen dafür gesorgt werden , datz
mit der Arbeiterwohnung Gartenland und womöglich auch ein
Stück Feld verbunden ist, damit der Arbeiter Nicht nur der
unproduktive Mitesser ist. Er muh vielmehr in der Lage sein ,
auch einen Teil des für seine Familie notwendigen täglichen
Brotes selbst zu produzieren . Der Achtstundentag gibt ihm
jetzt die Möglichkeit dazu , da ihm genügend freie Zeit bleibt,
um an der vermehrten landwirtschaftlichen Produktion mitzu.
arbeiten . Ich bin auch durchaus kein Gegner der kleinen
landwirtschaftlichen Viehhaltung , im Gegenteil, man soll sie
fördern , wo immer es ohne Schädigung der bereits bestehen ,
den Existenzen möglich ist. Aber, wie gesagt, das wahllose
Zusammenschneiden bereits bestehender landwirtschaftlicher Be¬
triebe auf eine x-beliebig festgesetzte Morgenzahl oder nach
einem beliebigen Kapitalwert — der Herr Kollege Dr . K o e -
nigSberger schüttelt den Kopf ; lesen Sie die Entwürfe
deS Herrn Dr . D i e tz nach, dort stehts drin , es ist dort nur die
Zahl ausgelassen — ich meine das Wahllose -Zusammenschneiden
landwirtschaftlicher Betriebe unter Außerachtlassung der Vor.
auSsetzungen für _

eine nachhaltige und gesunde Wirtschaft
wäre ein wirtschaftlicher Fehler , unter dem nicht nur die in
der Folge vielleicht noch wohlhabenden Kreise , sondern in

allererster Linie das werktätige Volk zu leiden haben wurde«
und zwar in rascher Folge.

Die Sozialisierung des Waldes würde zum
gleichen Ende führen . Der Wald ist für den Schwarzwald¬
bauern das finanzielle Rückgrat. Er gibt ihm die Mittel , über

landwirtschaftlich wenig rentable oder ganz unrentable Jahre
hinwegzukommen. Nimmt man den Bauern dieses Mittel ,
dann schneidet man ihm das Rückgrat durch , dann ist er wirt¬
schaftlich geliefert . Der badische Privatwald ist übrigens , dank
der Aufsicht, der staatlichen Forstämter im allgemeinen gut und
nachhaltig bewirtschaftet worden ; wo es noch fehlt, da kann
sehr nach dem Rechten gesehen werden , damit auch der Privat¬
wald seine Aufgaben als Glied unserer Volkswirtschaft in
vollem Umfang zu erfüllen in der Lage ist - Die Sozialisierung
des Waldes aber gäbe dem größten Teil unserer heimischen
Landwirtschaft,namentlich dem klimatisch ungünstig gelegenen
Teil , den Todesstoß und nähme ihr die Diöglichkeit , ihre Auf¬
gabe als Versorgerin des Landes mit Lebensmitteln in aus¬
reichendem Matze zu erfüllen . Sie würde also das Gegenteil
dessen erreichen, was sie anstrebt , statt Hebung Schwächung
unserer landwirtschaftlichen Produktion .

Herr Dr . Kraus hat die vielen Aufforstungen Ge¬
klagt . Ich gebe ihm unumwunden recht, so weit es sich um
Aufforstungen handelt, die lediglich vom Profitstandpunkt
aus gemacht worden sind . In der Richtung ist auch auf dem
Schwarzwald kolossal viel gesündigt worden (Sehr richtig ! ) .
Dort sind von großkapitalistischen Unternehmungen , von reich
gewordenen Leuten Höfe niedergelegt und vorzügliches, produk¬
tives Land , Acker - urst» Wiesenland lediglich als Kapitalan¬
lage aufgeforstet worden (Zuruf : Auch der Staat hat diesen
Fehler gemacht!) . Es wird mir zugerufen : „Auch dex Staat
hat diesen Fehler gemacht! " Es ist auch das richtig. Wir
haben auf früheren Landtagen uns aber oft gegen die Um-
Wandlung produktiver landwirtschaftlicher Anwesen in Wald
gewendet. Auf die Standesherrschasten will ich in
diesem Zusammenhang nicht eingehen . Aber auch dort ist in
einem Vermaß dieser Fehler gemacht worden . Ich darf aber
auf folgendes Hinweisen, wenn Herr DV. ft r ft u S vorhin von
üblen Folgen der Aufforstung gesprochen hat : Ich habe selbst
in der Kommission des Landtags bei der Aufftellung deS Ver¬
mögenssteuergesetzes den Antrag gestellt, datz die Bestimmung,
nach welcher bei der Aufforstung von Reutfeldern eine 30jäh-
rige Steuerfreiheit zugebilligt wird, in all den Fällen nicht an¬
gewendet werden solle , wo die Aufforstung Hand in Hand geht
mit der Stillegung eines landwirtschaftlrchen Betriebes , und
der Niederlegung der landwirtschaftlichen Gebäude, womit
natürlich immer die Abwanderung einer Bauernfamilie ver¬
bunden ist.

Aber ich möchte doch sagen, so ganz allgemein darf man
die Aufforstung nicht ablehnen . Wir haben droben auf dem
Schwarzwald viele Reutfelder gehabt, die nicht nur im Inter¬
esse der einzelnen Besitzer aufgeforstet worden sind , sondern
im Interesse der gesamten badischen Volkswirtschaft. Wir
haben damit auch erreicht , dgß die Landwirte eine intensivere
Art ihrer Bewirtschaftung durchführen konnten . Durch die
Aufforstung wurde der Betrieb mehr zusammengeschoben,
deshalb nachhaltiger und billiger bewirtschaftet und dadurch
gestaltete er sich auch produktiver. Zudem wurde dadurch die
Krediffähigkeit der Bauern ganz erheblich gestärkt. Im Zu-
sammenhang mit dem, was Herr Dr . Kraus vorhin ausgc -
führt hat , wollte ich das nicht unausgesprochen lassen .

Ich kehre zur Sozialisierung zurück und da meine ich: In
der Denkschrift des Fürsten von Fürstenberg und noch mehr
in der Denkschrift des Prinzen Max von Baden , die uns über-
geben worden sind , sind richtige Wege gezeigt, die zur praktischen
Lösung der Sozialisierungsfrage führen können. Wenn diese
beiden Standesherren den Wünschen waldarmer Gemeinden
nach Überlassung von Waldbefitz in wohlwollender Weise ent-

fegenkommen , wenn landwirtschaftliches Gelände der Standes,
errschaften, das bisher als ein ständiger Zankapfel im Eigen-

besitz der Bauern eingeschloffen lag , diesen kaufweise über,
lassen wird , oder wo es vorgezogen wird , auf lange Dauer in
Pacht gegeben wird, wo durch kluge Aufteilung eines Teiles
des Besitzes kulturelle und soziale Aufgaben gelöst werden,
wie das aus eigener Entschließung vom Prinzen Max von Ba¬
den beabsichtigt wird — ich verweise auf die Anregung des
Prinzen , eine landwirtschaftliche Musterfachschule in Salem
droben, die er außerdem mit 100 000 M. ausstatten will, zu er¬
richten, — dann scheint mir da» doch anerkannt werden zu
dürfen als ein Ausgleich der bestehenden Gegensätze. Ein der¬
artiger Ausgleich, der uns gesetzgeberische Maßnahmen im «in-
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zelnen Falls ersparen würde, würde auch versöhnend zu wirken

im Stande sein.
Man hat die Sozialisierung ein Mittel zur sozialen

Versöhnung genannt . Rücksichtslos durchgeführt , wird

sie das nicht sein, weil sie einseitig ist, nur einen bestimmten
Kreis von Besitzenden trifft und neben den Besitzlosen großen

Reichtum und große Einkommen verschont. Sie faßt den In »

dustriellen, sie faßt den Grundbesitz, sie faßt schließlich den

Handwerker, den Kaufmann und den Bauern , sie laßt aber

frei den in sicherer Stellung befindlichen reichen Gelehrten ,
den Künstler , den Beamten , sie läßt frei den Mann der freien

Berufe , die vielleicht über sehr hohe Einkommen verfügen ;
wer das Glück hatte , von seinen Eltern diesen Lebensstellungen
zugeführt zu werden, der braucht nicht zu fürchten» daß er

seiner Existenz verlustig geht. Diese Sorge lastet aber nicht

nur auf den Existenzen eines satten Daseins , sondern sie

lostet «Len auch auf den Existenzen eines arbeitsamen und

nicht auf den Augenblick sondern auf die Zukunft eingestellten
Lebens . Die Vergleiche werden wohl wcht dazu beitragen ,
die Sozialisierten mit der Sozialisierung auSzuföhnen , um so

weniger al - die Sozialisierungsabsichten — ich darf das im

Hinblick auf die Ausführungen des Herrn Dr . Kraus sagen
— bisher sorgfältig an den großkapitalistischen Schöpfungen
der Welt, an den Trusts , der Börse und den Großbanken, vor¬

übergegangen find (Abg. Dr . Kraus : Leiderl ). Herr
Dr. KrauS sagt „leider ", und er hat vorhin
auSgeführt , daß das Reichssache sei . Ich weiß
aber nicht, ob man dort die Hemmungen als überwind -

lich ansehen wird, die sich der Sozialisierung dieser Grotzunter -

nehmungen eNtgogenstellen, und wir wollen sehen, in welcher

Weise gerade dieser Frage auch bei uns nähergetveten wird .
Aber eS will nrir scheinen , daß gerade dort weitaus größere

sozial« Aufgaben zu lösen wären als beim land- und forstwirt¬
schaftlichen Grundbesitz (Sehr richtig! rechts und beim Zen .

trum ), der dem Volks gegenüber in den hinter uns liegenden

schweren und langen KmegSjahren doch wahrhaftig seine Pflicht
« füllt hat !

Ich schließe, indem ich an die Weisheit appelliere , von der

Herr Dr . Dietz in der verfassunggebenden Nationalversamm¬
lung an dieser Stelle auch gesprochen hat . an die Weisheit

vyn unten und vom oben, und ich will bat Vertrauen zu der

Regierung haben , daß sie, unbeirrt von politifch-theoretifchen
Einflüssen, die nötige Weisheit nicht vermißen läßt , wenn sie

an die schwere Aufgabe der Sozialisierung herantritt . Möge
sie dabei nicht vergessen , wenn heute im Zusammenhang mit

der Sozialisierung von de« Interessen der Allgemeinheit die

Rede ist, ein Wort , da» heute aus sehr vielen Lippen schwebt,
daß zu dieser Allgemeinheit auch da» Bürgertum gehört (Sehr

richtig! rechts und in der Mitte ), das Bürgertum , das sich

doch rN seinen breiten Schichten ehrlich auf den Boden der

neuen Berhältniff« gestellt hat . Ihm seine Existenz und Ar-

beitSmöglichkert zu sichern , «S akS einen wertvollen Faktor im

öffentlichen Leben zu erhalten , das muß doch Wohl auch für
eine Volksregierung eine Pflicht- und verstandesgemäße Auf¬

gabe sein, um so mehr als nach meiner festen Überzeugung
diese Aufgabe gelöst werden kann , ohne daß der Aufstieg der

Arbeiterklasse, den auch wir von der neuen Zeit erhoffen und

erwarten , gehindert zu werden braucht (Beifall beim Zentrum ) .

Abg . Dr . Gothein (D . Dem . P .) :

Ich weiß nicht , ob die gegenwärtige Zeitlage , die schlimmste
aller Notlagen , der ganz geeignete Zeitpunkt ist, eine große

akademisch « Debatte über die Frage der Sozialisierung zu

entfesseln, so wie es Herr Dr . Kraus im ersten Telle

seiner Rede getan hat . Ich glaube vielmehr , daß wir uns

jetzt durchaus an die einzelnen praktischen Fragen zu halten

haben.
Der große Zusammenbruch ist gekommen, aber mit der Kc>-

tastrophenHeorie , die die Sozialdemokratie früher entwickelt

hat , hat dieser große Zusammensturz , der von außen her ver¬

anlaßt worden ist, nichts zu tun . Das sozialdemokratische
Programm , insoweit eS eine Sozialisierung infolge innerer

Katastrophen, Übersteigerung der kapitalistischen Wirtschaft,
immer weiterer Übersteigerung der einzelnen Krisen in sich

schließt , ist jedenfalls hier nicht anwendbar . Im Gegenteil .

Wir müsien jetzt die Reste unserer Wirtschaft und unseres

Wohlstandes Zusammenhalten und bei diesem neue Aufb .ru

aufs sparsamste und aufs vorsichtigste verfcchren. Ich bin

überzeugt : es ist das alte marxistische soziale Programm , das

auf die Hochflut und aus die hohe Blüte des Kapitalismus

Rücksicht nimmt » jetzt nicht anwendbar (Sehr richtig! rechts).

Herr Dr . Krau » hat ja , namentlich im zweiten Teile

seiner Rede, eine groß ; Fülle von praktischen Vor¬

schlägen gemacht oder vielmehr angedeutet , und wir wer«

den ja in den verschiedenen Kommissionen und bei
den verschiedenen Gesetzen Anlaß genug haben, die

Einzelheiten dieser Vorschläge zu prüfen . Ich stimme mit

ihm vollständig überein , wenn er der Ansicht ist, daß man

sich gerade hier vor Schlagworten hüten muß, wenn er
anerkannt hat , .daß namentlich von der linken sozialistischen
Seite — der er nicht angehärt — solche SOagworte gegen¬
wärtig in Hülle und Fülle debitiert werden. Seine eigens
Rede habe ich vor allem dahin verstanden , daß er abwiegslt ,
abwisgelt gegenüber derartigen Schlagworten . Es hat sich das *

auch in den Worten ausgesprochen, di« nachher Herr

Duffner gebraucht hat und die ja Herrn Dr . Kraus in

sehr weitem Maße entgegengekommen sind, immex in der

einen Richtung : es heißt jetzt vor allem den Massen — den

doch zum großen Teil irregeleiteten und verhetzten Massen
— Vorsicht und Mäßigung zu predigen . Und die Rede von

Herrn Dr . Kraus war — das will ich ohne weiteres und

gern anerkennen — eine mäßigende und war wich! auch

nach dieser Seite hin gemeint. Denn wir dürfen nicht ver-»

geffen, wie es augenblicklich in Mannheim zugeht, wo nicht

akademisch erörtert wird (Heiterkeit), aber wo wir, von allen

Seiten her , mit Mäßigung auftreten müssen.

Ja , ich verstehe sehr wohl, was die sozialdemokratischen
Kollegen jetzt veranlaßt , diese Debatte einzuleiten . 40 Jahre

lang und mehr ist die Sozialisierung in Aussicht
gestellt worden , ist in Aussicht gestellt worden , daß sie
kommen werde und daß sie kommen müsse . Und heute treten

nun diejenigen, denen das so lange gesagt worden ist, vor

ihre Auftraggeber hin, mit ihrem Schein, mit der Frager

. Was geschieht ? ", und die Herren können nur antworten :

„Es geschieht dasjenige, waS geschehen kann " ; aber dasjenige,
was sie als möglich erklären , ist sicherlich nicht daS, war so

lange Zeit von ihnen erwartet worden ist. Die Wahrheit deS

Goethsfchen Wortes macht sich jetzt wieder einmal geltend:

„Anbete du daS Feuer hundert Jahr , .j

Fällst du hinein, friht 's dich mit Haut und Haar .
"

Das Fe ^xr ist jetzt da . Nun , ich will den Herren , und'

zwar vollständig aufrichtig, in jeder Weise wünschen, daß eS

ihnen gelingt , nach Möglichkeit mäßigend einzuwirken . Daß

eS notwendig ist, daS habe ich auch auS den Worten des

Herrn Dr . Kran » überall herausgehört , wo er sich so ent¬

schiede« g ^ en di« Verhetzung erklärt hat .

Da hat nun Herr Dr . KrauS auf Rußland hingewiesen
und hat hingöwiesen auf Lenin und Trotzki . Ja , in den letzten

Schriften von Lenin finden wir nicht nur , daß er , wie Herr
Dr . Kraus meint , sich etwa auf den Boden stellt, wie ihn
die Reichst) -»rfaffung annimmt , nein , da stellt er sich vielmehr

auf den Boden der allerschroffstcn k a p i t a l i st i f ch e n

Maßnahmen (Sehr richtig! rechts und in der Mitte ) und

sucht in einer We ŝe , die ich bei Lenin in der Tat im höchsten

Maße frivol firü>e, im einzelnen noch die Notwendigkeit der

allerschlimmsten Maßnahmen des Kapitalismus zu recht¬

fertigen . Heranziehung von Prämien für höhere Gewinne

und dergleichen werden hier in Aussicht gestellt, Wege also,

die wir nicht gehen wollen und die am allerwenigsten die

Herren von der Linken hier werden gehen wollen und wer¬

den gehen können, sind dort tatsächlich schon gegangen worden!

Der „Ruf nach den Räten " ist immer wieder hervorgehoben
worden , und es wurde zu gleicher Zeit auch darauf hin-

gewiosen, daß im Reiche alles , was möglich ist, um diesen

Ruf zu verwirklichen, geschehen soll und geschieht. Ich möchte

hier aber doch vor allen Dingen das eine hervorheben, und

ich glaube, da durchaus im Sinne meiner Parteigenossen

zu sprechen : Innere Verwaltung der Fabriken , konstitutionelle

Fabriken — gut ! Es versteht sich das für uns auch ganz von

selbst , nicht nur als eine Forderung der Zeit , fortbern ich

glaube wirklich , daß auch die Entwicklung vor dem Kriege

schon dahin geführt hat ; und ebenso wünschen wir erhöhten

Einfluß der Gewerkschaften in der Gesamtordnung der In¬

dustrie. Ich glaube , in diesen Dinge werden wir uns sehr

Wohl und allgemein verständigen . Aber wenn die Arbeiter¬

räte urw die Betriebsräte nicht bloß die innere Ordnung der »

Fabrik etwa mit beauflichtigen, sondern sich auch in die Ge - s

schäftsführung in stärkerem Maße einmischen wollen, sü

würde ich das nach wie vor für ein großes Unglück halten .

Aber ich kann mir nach wie vor nicht bmlett , daß Arbeiter-

rate die Bilanzen der Fabriken revidieren , die Aufträge , wie

sie die Fabriken bekommmen, verwirklichen sollen« .und vol-
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lends , daß sie Fragen des Export iM geringsten imstande
find, zu durchleuchten, daß sie in solchen Dingen Einfluß
haben sollen. Also gerade auch hier heißt es : Vorsicht , Vor¬
sicht ist jetzt in allen diesen Dingen dasjenige , was wir ackl
notwendigsten haben . Weiter gehen aber allerdings doch wieder
die Forderungen vielfach der Massen, wenn sie an die Ar¬
beiterräte appellieren . Ich will Ihnen eine kleine scherzhafte
Geschichte erzählen . Ich bin in diesen Tagen einmal in un¬
serer Jrrenklinik in Heidelberg gewesen, und da wurde mir
ein Mann vorgeführt , der bei allen seinen Forderungen ,
wenn sie ihm nicht bewilligt wurden , immer sagte : und wenn
daS nicht geschieht , dann gehe ich zum Spartakus . Ich
sagte darauf : Lassen Sie den Mann frei , wenn darin allein
sein Wahn besteht. Denn so mancher hochehrsaute Land¬
bürgermeister hat nur genau da- gleiche gesagt — Herr
Duffner hat vorhin auch darauf angespielt —, sie drohen
fortwährend : wir gehen zum Spartakus , wenn nicht auf¬
geteilt wird, wenn wir nicht dasjenige bekommen, was wir
wollen. Dem müsien wir auch entgegentreten . Und da
möchte ich vor allem sagen : Auch in der Landbevölkerung,der ihrer sonstigen Natur nach ruhigen und konservativen

■ Landbevölkerung, müssen wir diesem Spielen mit dem Feuer ,
diesem Rufen : „Wir pflanzen unter Umständen die rote
Fahne auf, wir wollen uns unsere Stücke holen" entgegen¬
treten . Ich glaube nicht , daß die Gefahr eines Bauernkriegs
kür uns sehr nahe liegt ; aber gespielt wird mit diesem Ge¬
danken unablässig.

Und damit komme ich auf die allerschlechteste Art von Sozia¬
lisierung , die wir uns überhaupt denken können, ein schlechtes
Programm , das auch in kleinbürgerlichen Kreisen heutzutage ,
und vielleicht noch mehr als bei der Sozialdemokratie erörtert
wird . Das ist die Abneigung gegen die größeren Vermögen,
gegen die größeren Einkommen. Da habe ich dieser Tage eine
Schrift von Freiburg glaube ich . von einem Freiburger jeden¬
falls , gelesen. Der möchte nun ohne weiteres die Grenze haben
bei dem Vermögen, das er hat oder zu erwerben wünscht, dar¬
über hinaus soll- keiner etwas besitzen , darüber hinaus soll
alles und jegliches sozialisiert werden . Das ist der Sozialis¬
mus des Philisters und zwar des allerkleinsten und dürftigsten
Philisters . Demgegenübr muß ich schon sagen, ist ein Sozia¬
lismus , der die produktiven Kräfte ins Auge Aßt und eine
Neuordnung der Produktion will, unvergleichlich- empfehlens¬werter . Dahin würde es ja vor allem gehören, wenn man den
Grundbesitz auf ein Minimum beschränkt. Nun habe ich gar
keinen Anlaß , mich der Herren Sozialdemokraten — gegey die
ich ja sonst hier polemisiere — hier besonders anzunehmen
Aber da glaube ich doch , daß Herr Duffner mindestens das¬
jenige nicht verstanden hat, was in der Verfassungskommission
eingehend erörtert worden ist. Es mag draußen hin und wie.
der einer von jenen Philistern , deren eS auch in der Sozial¬
demokratie über - und übergenug gibt lHeiterkeit . — Zuruf
beim Zentrum : In der Regierungsvorlage steht eSl ), diese
Forderung in Volksversammlungen aufgestellt haben, keiner
darf mehr als 20 Hektar besitzen . Was aber in der Verfas-
sungskommission erörtert worden ist, was in der Regierungs¬
vorlage steht, ist etwas anderes . Dort , ist gesagt, eine Ent¬
eignungsmöglichkeit soll vorhanden sein , wo solche Wirtschaften
nicht intensiv bestellt sind . Das ist also eine Drohung , das
ist ein Zaumpfahl , der da aufgepflanzt wird, damit die Leute
intensiv wirtschaften. Für sehr praktisch halte ich diese Droh¬
ung auch nicht. Aber jedenfalls die Meinung , welcheP Sie
waren, stimmt nicht, Herr Duffner , daß die Herren , na¬
mentlich die Regierungsvorlage, 'alles auf 20 Hektar im Maxi¬
mum bestimmt hätten . Das nebenbei gesagt!

Hxrr vr . Kraus hat nun , — und ich freue mich darüber ,— sehr scharf den Unterschied zwischen Verstaatlichung und
Sozialisierung gezogen und .hat sich gegen eine weitgehende
Verstaatlichung ausgesprochen, vielleicht schärfer ausgesprochen,
als wir Demokraten es tun . In unserem Programm , das
wi» vor den Wahlen ausggeben haben, steht wörtlich: „ Wir
fordern Sozialisierung durch volle Verstaatlichung derjenigen
Unternehmungen , die sich zu einer Monopolherrschaft auf Ko¬
sten der Gesamtheit der Verbraucher bereits entwickelt haben
oder entwickeln können" . Nun, die Verstaatlichung ist in der
Tat nicht dasselbe wie die Sozialisierung im richtigen Sinn .
Verstaatlichung wird aber in der Tat überall da eintreten , wo
gemeinsame Grundlagen notweudig sind , auf denen nachher
die individuelle Wirtschaft sich erst fruchtbar und ftei entfalten
kann. Diejenigen Betriebe oder diejenigen produktiven Kräfte
in der Volkswirtschaft, die allen gemeinsam dienen, die im
gemeinsamen Interesse liegen, sollen in der Tat in der Hand
der Allgemeinheit bleiben, gerade deswegen, weil auf solche

Weise die persönliche Wirtschaft der Einzelnen erst recht ge¬
fördert werden kann. Die große Frage ist hier nur : welches
sind derartige Betriebe ? Denn wenn Herr Dr . Kraus nach¬
her inS Einzelne gekommen ist, ist er doch wieder mit der Ver¬
staatlichung gekommen, so, wie auch die Regierungsvorlage .
Bei per Hartsteinindustrie — ich kenne die Verhältnisse in
Jmmendingen nicht persönlich, aber ich kenne sie genau , habe
sie auch wissenschaftlich bereits von einem meiner Schüler be¬
arbeiten lassen — in der Hartsteinindustrie des Odenwalds und
ebenso auch in der Hartsteinindustrie des Rheinlandes . Dort
ist von einer derartigen Überteuerung des Staates und einer
derartigen Ausbeutung nicht die Rede, und aus einem ganz
einfachen Grund kann es gar nicht dazu kommen, weil nämlich
hier der Staat selbst ein großes Werk erworben hat . Ob er es
sehr rentabel betreibt , ist ja eine Frage für sich, aber jeden¬
falls zieht er -damit von vornherein die Grenzlinie für die
private Industrie . Ganz gewiß ! Wo der Staat selbst der haupt¬
sächlichste Abnehmer ist, soll er seine Hand mit im Spiele ha¬
ben ; das wird in den meisten Fällen ausreichen, eine voll¬
ständige Verstaatlichung ist dabei nicht notwendig . Denn wir
müssen immer denken , daß die Hartsteinindustrie auch noch an
andere Leute verkauft und zwar recht reichlich verkauft , und
nicht blos an den Staat (Sehr richtig! bei den Sozialdemokra¬
ten ) , daL sie im übrigen auch an fremde Staaten verkauft , daß
z. B . Württemberg auf unsere Hartsteinindustrie sehr stark
mit angewiesen ist und daß infolgedessen eine Verstaatlichung
seitens des badischen Staates doch ihre starken Bedenken hat .
Dagegen soll der Staat mittun , er soll mithalten in jeder Be¬
ziehung .

In weitgehendem Matze find Sozialisierungen vorgeschlagen
worden auf dem Gebiete der Industrie . Ich biu der festen
Überzeugung, daß auf diesem Gebiete und auf dem des Bank-
Wesens Baden gar nichts tun kann , daß hier das Reich einzig
und allein zuständig ist und daß infolgedessen dieses Vorgrei¬
fen und dieses Vorarbeiten unsererseits da Arbeiten ins Leere
ist . Worum kann es sich denn hier handeln ? Herr vr .
Kraus hat mit großer Entschiedenheit, einer viel zu großen
Entschiedenheit, auf die Bedeutung der Banken , des großen
Finanzkapitals hingewiesen. Gewiß, eS sind außerordentlich
große Einflüsse, die diese auf die Industrie ausüben ; aber man
muß die Banken darauf ansehen , woher ihr Kapital kommt.
Da ist es doch wieder die Großindustrie , die in ihnen vertreten
ist. So ungeheuer ist ja gar nicht der Einfluß der Banken.
Einer der führenden Bankiers hat mir einmal die Rolle, die die
Bank spielt, dahin gekennzeichnet , daß sie vermittelt , -damit
dasjenige Geld, das in der Industrie verdient worden ist, auch
wieder in der Industrie an anderer Stelle angelegt wird . Also
tatsächlich find nicht die paar Finanzgewaltigen in Berlin , die im
Gegenteil nur die Geschäftsführer von anderen find , die Aus¬
schlaggebenden , sondern in demselben Mjaße , wie unsere Groß¬
industrie , zumal im Rheinland immer kräftiger geworden sit,
sind es doch tatsächlich diese Industriellen , die hinter ihnen
stehen . Eine Verstaatlichung der Banken würde bedeuten Ver.
staatlichung der BermittlungStätigkeit und der Verschiebung des
Kapitals . We das ohne eine absolute Vollsozialisierung der
Industrie , von. der wir himmelweit entfernt sind, zurzeit mehr
wie je, geschehen soll, ist mir unverständlich. Ich weiß nicht,
wie man die großen Banken in Staatsbetrieb übernehmen
kann. Wohl aber könnte damit ein anderes , nämlich die Ver .
scheuchung des Kapitals auS Deutschland selbst , noch weiter
vollführt werden . Denn dann haben wir so wie so mit
einer solchen zu rechnen, denn wir müssen eine Steuerpolitik
furchtbarster Art treiben . Die Steuerpolitik unserer Zukunft
wird so sein, daß die Sozialisierung sich schon ganz von selber
macht . Da wird daS weitaus Meiste bereits eingezogen, und
es ist eher die große Frage , in welcher Weise der Staat nach¬
her das . Kapital noch erhalten soll , damit das produktive, das
wirklich tätige Kapital nicht vollständig durch ihn aufgesogen
und nur in den Abgrund geworfen weihe , in den Abgrund der
Schuldentilgung und in den noch viel tieferen Abgrund der
Entschädigungen, die wir an unsere Gegner , unsere bisherigen
Feinde zu leisten haben.

Wie eS bei den Danken ist, so ist eS bei anderen Sachen
auch . Kohlen ! Die Kohle soll sozialisiert werden . Hier
glaube ich auch, eS wird mit einer Sozialisierung auSrsiche*-
und wir brauchen nicht zum Staatsbetriebe zu kommen. Den
habe ich hier von jeher bekämpft und halte ihn auch in Zu .
kunst nicht für angezeigt. Die Sozialisierung aber ist nötig.
Das kann aber kein Einzelstaat machen. Wenn hier irgend
ein Einzelstaat bei den Bergwerken Vorgehen würde , so würde
daS nichts anderes bedeuten, als daß man ganz Wenigen eine
Machtvollkommenheit über alle Anderen einräumte . Das

t
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würde nichts anderes bedeuten, all daß man Preußen oder
einer zukünftigen rheinischen Republik, die wir hoffentlich ver¬
meiden werden, einfach eine ausbeuterische Vormundschaft
über das ganze übrige Deutschland gewährte . Hier ist es also
in der Tat notwendig, daß wir die Reichsgewalt auf alle Weise
stärken. Hier kann und darf kein Einzelstaat für sich. selbst
selbständig Vorgehen .

Und La» gleiche dürste nun auch, etwas modifiziert , bei
der Elektrizität der Fall sein. Da können ggnz gewiß
die Einzelstaaten Vorarbeiten . Aber datz die gesamte Krast -
wirtschpft einheitlich für Deutschland geregelt werden mutz
und datz deshalb hier die Einzelstaaten doch nur die Beauf¬
tragten des gesamten Reiches sein werden und sein müssen ,
das liegt in der Natur der Entwickelung unserer Technik , die
fortwährend mehr dahin geht, unsere ernzelnen Netze zusam-
menzuschlietzen zu einem Ganzen . Das liegt -auch in der ge¬
meinwirtschaftlichen Natur der Benutzung , die gerade die Elek¬
trizitätswirtschaft hat . Also diese Fragen sind in der Tat für uns
zunächst /rkademisch. denn natürlich gilt genau dasselbe von
einer etwa möglichen Sozialisierung der B e r s i ch e r u n g s.
gesellschaften .

'

Dagegen ist nun sowohl von Herrn Dr . Kraus wie von
Herrn D u f f n e r imt vollem Recht immer wieder die Frage
Sei Landwirtschaft in den Vordergrund gesch » en wor¬
den. Diese Frage ist aber auch vorsichtig und doppelt vorsichtig
zu behandeln. Nur 4 Prozent der landwirtschaftlichen Be¬
triebe unserer gesamten Landwirtschaft find Großbetriebe . nein ,
nicht Großbetriebe , sondern Grotzbesitz . Grotzbetriebe — das
müssen wir uns klar machen — haben wir ja überhaupt so gut
wie gar nicht . Die großen Grundherrschaften , die StandeS »
herrschaften haben ja ihr gesamtes Land , fei es in sehr vielen
Kleinpachtungen oder in etlichen Mittelhöfen abgegeben, denn
anders rönnen wir diese Höfe , die im Maximum 100 da be¬
tragen , doch nicht nennen . Wir haben also in der Tat Groß¬
betriebe in Baden nur — und das ist amüsant — bei der Do¬
mäne . Wir hecken sie nur auf den großen Domärien , ore an
Waghäusel an die Zuckerfabrik verpachtet find. Diese find
aber so vorzüglich bestellt , und eS ist so autzerordentlich not¬
wendig für uns , eine Zuckerindustrie im Lande zu erhalten ,
datz wir gerade hier zwar mit einer gewissen Schmälerung
vorgeben könne », wo eS notwendig wird , den umwohnenden
Gemernden noch Land zu Gebote zu stellen, aber mit einer
Aufteilung , mit einer Vernichtung dieser Großwirtschaft nicht
Vorgehen können. Ich habe mir jetzt in dieser Zeit die Ver¬
hältnisse auf diesen Gütern genau angesehen und kann da nun
leider wieder nur bestätigen, datz der Kleinbetrieb , so fleißig,
so arbettSintensiv er ist, hier nicht entfernt daSjenge heraus ,
wirtschaftet, was mit der Maschinenbearbeitung , der Kapital -
Zuführung und dem guten landwirtschaftlichen Systemumtriebe ,
der hier vorgenommen wird, die Großwirtschaft leistet. Also
an und für sich aus Betriebsrückstchten haben wir mit einer
Aufteilung und einer Sozialisierung des Großgrundbesitzes
nicht zu rechnen, sondern ganz im Gegenteil haben wir zu wün-
schen — das ist auch von den beiden Herren Vorrednern her¬
vorgehoben worden —, daß wir die Kleinwirtschaft zusammen-
faffen, und ihnen etliche Vorteile der Großbetriebe — bei allen
ist eS nicht möglich — allmählich zu Gebote stellen. Und da —
ich könnte ja sagen, mit einer gewissen Jronw können wir
das von unserer Seite konstatieren — find die Herren Sozial¬
demokraten auf dasjenige Heilmittel zu sprechen gekommen,
was wahrhaftig nicht sie, in früheren Zeiten , wohl aber andere
unablässig empfohlen haben, nämlich auf stärkere genossen ,
schaftlrche Zusammenfassung (Sehr richtig! bei
den Demokraten ) . Das ist in der Tat für uns auf allen und
jeglichen Gebieten das Entscheidende. Wenn ich mir den posi¬
tiven Gehalt der Rede von Herrn I>r . Kraus überlege , so
war eS eine Genoffenschaftsrede. überall und überall im Be¬
trieb, in der Konsumtion , im Häuserbau usw . ist er immer
wieder auf diese» Heilmittel » Genossenschaft" gekommen. Nun ,

Snz gewiß ist daS auch unser Programm, und ich kann wohl
je« — und darüber freuen wir uns — «S ist jetzt das allge¬

meine Programm . ES im einzelnen durchzuführen , das ist
aber eine recht schwere Aufgabe, denn jede» dieser Gebiete zeigt
wieder ganz ' verschiedene Zugänglichkeit für die
Genossenschaft , und in jedem einzelnen Falle mutz dir Ge¬
nossenschaft auch deshalb anders auSfallen . In diesem Punkte
haben wir eben doch schon sehr vieler' ; gerade auf dem Ge¬
biete der Landwirtschaft haben wir das Beste, und da können
wir einfetzen und brauchen nur weiter zu entwickeln. Da
brauchen wir garnicht prinzipiell etwas Reue» zu schaffeü ,
sondern wir sollten nur die Kompetenzen unserer bestehenden
Terwffenschaften und GenoffenschastSverbände « chöhW und

ihnen neue Aufgaben! nur «och in fKrkerem Matze zuschieben.
Da bin ich auch der Überzeugung, datz der Staat in der Tat
durch gewisse, ich will nicht sagen ZwangSmatzregeln, aber doch
rnter starkem Druck , noch sehr viel tun kann . Hier werden wir
in der Tat das Ziel erreichen, mit dem wir alle einverstanden
ind, datz wir vor allem unsere Rohproduktion erhöhen müs-
en . Wrr müssen jetzt in Zukunft auf eine möglichste Steige¬

rung unserer Rohproduktion sehen . Mr müssen sogar die
Frage der Reinerträge , der reinen Rentabilität , in prrvatwirt -
Ichaftlichen Sinne betrachtet, etwas zurücktreten lassen . Nicht
nur im Kriege, sondern auch jetzt in der nächstkonunenden
Zeit , müssen wir sehen, möglichst viel herauszuwirtschasten ,
>. h . für die Ernährung unseres Volles und auch für die ge- 1
amte Weiterverarbeitung möglichst viel an Rohmaterialien
zu schaffen . . _ _ _ „_ _

Ich komme '
noch einmal auf diese Frage .der Enteignung zu¬

rück. Da ist nun die Frage der Forsten ja vielfach von
beiden Herren besprochen worden. Ich mutz gestehen, ich denke
da etwas skeptischer als sie beide . Ich wüßte nicht , was die
Überführung der großen standesherrlichen Forsten in Staats¬
besitz eigentlich für einen Zweck hocken sollte. Der Staat würde »
ie absolut nicht anders bewirtschaften, als sie bisher bewirt ,
«hastet werden. Fm Gegenteil ! Wir haben in - er Verfassung
die volle Entschädigung bei der Enteignung zugebilligt . Mr
müßten demzufolge den Herren sehr, sehr große Kapitalien in
bar herauszahlen , während wir eine sehr geringe Rentabilität
— Sie wissen, wie gering sich im Ganzen die Forsten verein ,
sen — davon zu erwarten haben , und auf jene Kapitalien ,
wenn es auch hinterher durch die Vermögenseinziehung wieder
wesentlich dezimiert wird wie alles Kapital , können wir eben
nicht die Hand legen, es geht ins Ausland , denn wir werden
die Kapitalflucht inS Ausland in Zukunft nicht verhindern
können. Mr sollten also im Gegenteil darauf sehen , Großbe¬
sitzer im Lande sestzuhalten, damit sie nicht auf diese Weise ,
ihr Kapital nachher der einheimischen Volkswirtschaft entziehen.
Schon aus diesem Grund , — ich will den historischen Grund ,
daß wir auch die Standesherrschaften mit ihren alten histori.
schen Beziehungen zu ihren Landschaften erhalten sollten, gar¬
nicht einmal anführen —, schon aus dem reinwirtschaftlichen
Grunde allein ist e» schon wünschenswert, datz wir diese Grotz¬
betriebe erhalten .

Run haben sich ihre Forsten ganz gewiß .im öaufe der Zeit
autzerordentlich vergrößert . Der Sttat hat das übrigens selber
getan . Ich finde die Sache nicht so ganz einfach, wie sie den
beiden Herren meiner Ansicht nach erschien. Ich glaube , datz
in der Tat in den meisten .Fällen , wo Höfe eingezogen und
zu Wald gemacht worden sind , es geschah , weil fie unrentabel
geworden waren . Da ist die Frage , wie weit wir das jetzt
wiederum rückgängig machen können. Das wird aber auch
davon «ckhängig sein, wie weit nun derartige jetzt «nt Wald
bestaune Flachen wieder rentabel gemacht werden können.
Es wird, glaube ich, in der Tat nötig sein , datz wir einmal
unseren Forstbefitz gründlich einheitlich revidieren , datz wir
eine ganz objektiv verfahrende Kommission einsetzen , die zu
untersuchen hat . wann sich eine Neuordnung vorteilhaft zeigen '
wird. Aber ich fürchte , datz die Ergebnisse garnicht so sehr
große sein werden. Ich glaube , datz auch dann noch in den
weitaus meisten Fällen di« Bauern , die nachher ein solches
„gerodetes" Gut bekommen sollten, sich, selbst wenn sie'S ge¬
schenkt bekämen, vielfach dafür bedanken werden . Mr sollten
hier recht vorsichtig verfahren . Fm Großen und Ganzen ist
der Wald jetzt unsere beste Sparkasse, das im Wald steckende
Kapital bedeutet so ungeheure Summen , bedeutet einen so
ungeheueren Kapitalvorrat , daß lvir froh sein können, densel¬
ben im gegenwärtigen Augenblick zu besitzen . Da sollten wir
nicht von Vorneherein die Bauernlegung , die auch ich im höch¬
sten Matze bedauere , rückgängig machen , sonder« wir sollten
sehen , was für die Zukunft aus dem Walde herauSzuwirtschaf.
ten ist.

Was nun den landwirtschaftlichen Besitz der Standesherr¬
schaften anlanat , so kann der Staat , wenn er in größerem Um¬
fange ihre Höfe « «zieht, fie auch nur verpackten. Ich! glaube
garnicht, daß die bürokratische Verwaltung des Staates sehr
viel sitzialfreundlicher sein würde, als diejenige der jetzigen
Herren , der jetzigen Verwaltungen . Nein, mir scheint etwa»
viel notwendiger zu sein als die Einziehung : Mir scheint
eine durchgängige Reform unseres Pachtrechtes notwendig
zu sein.

Ich freue mich, datz in den Berichten, die von der Fürstlich
Fürtzegbergischen Herrschaft und dom , Ppinzey Rax gekommen
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find, eilte solche Reform bereits in Aussicht genommen ist.
Es ist ja heute auf Lloyd George verwiesen worden. Man
hat uns auf seine Tätigkeit vor dem Krieg , wo er noch als
deutschfreundlich anzusehen war, hingewiesen und auf die
agrarfreundlichen Vorschläge; ich möchte nur einen Gedanken
herausgreifen : Die Neugestaltung des Pachtrechtes. Viel mehr
als in England wird bei unseren Verhältnissen eine sozialere
Gestaltung desselben angebracht sein. Es ist nicht wünschens-
wert , daß wir auch noch in übermäßiger Weise das kleine
Eigentum noch vergrößern . Alles in allem haben wir in
Baden davon genug, aber es ist wünschenswert, daß wir die
notwendige Menge von Pachten, besonders von Kleinpachten
behalten . Denn sie sind der Vorrat , aus dem der kleine Land-
Wirt auch bei verhältnismäßig geringem Kapital seinen Betrieb
vergrößern kann. Für uns ist das Zupachten das in sozialer
Beziehung Wichtigste. Auf svtche Weise müssen wir vor allen
Dingen dahin sehen, daß die wahnsinnige Überteuerung der

?lachten beseitigt werde, che fie durch das Versteigerungswesen
ervopgebracht worden ist. Das bringt auch die Übersteigerung

der Güterpreise mit sich . Hier müssen wir einsetzen, hier müs¬
sen wir mit der Sozialisierung kommen. Darüber werden
wir in der Immission uns bei Beratung der Gesetze des Ge«
neueren zu besprechen haben . Auch hier chrd genossenschaft¬
liches Zusammenhalten von größter Wichtigkeit sein, sei es , daß
die Gemeinden, sei es, daß die Siedelungsgesellschaften , sei es,
daß die Pächter selber ihrerseits als Genossenschaften zusam¬
mengefaßt werden und hier einen Einfluß gewinnen .

Genossenschaftliches Wesen bedeutet Erfüllung mit genossen ,
schastlichem Geiste . Ich habe mich gefreut , daß hier der Herr
Dr . KrauS besonders auch das eigene Interesse hervorgeho¬ben hat — ttt einer Weise, die vielleicht auch als ein auf ;ener
Seite gemachter Fortschritt zu bezeichnen ist . Er hat von Ge¬
nossenschaften gesprochen , wie er sie in der Kriegszeit vermißt
hat , und chat bei Besprechung der Kommunalverbände hervor¬
gehoben, hier wäre das eigene Interesse garnicht in Betracht
gezogen worden, sonst wäre es besser mit unserer NahrungS-
msttelversorgung gestanden. Ich will auf diese Frage , die nun
ja auch zurückliegt, nicht näher eingehen ; in der Tat aber liegt
der Vorteil der Genossenschaften dann , daß sie auf der einen
Seite das eigene Interesse des Genossen vollständig berück,
sichtigen , insofern dieser der Genossenschaft aus der kühlen Er¬
wägung heraus bestritt , weil es hier tatsächlich für ihn vor¬
teilhafter ist, ein Stück der Selbstverfügung abzutreten , um
das Übrige in desto größerem, freierem Matze zu besitzen, daß
aber trotzdem damit ein genossenschaftlicher , ern gemeinwirt¬
schaftlicher Geist gepflegt wird . Das sind geistige Faktoren,ine wir nicht entbehren können. Wir können uns nur freuen ,
wenn bei der Sc«ialisierung auf genossenschaftlichem Wege
in unserem Wirtschaftsstaat , der eben nicht mehr bloß politi¬
scher Staat ist , dieser Gemeinsinn , dieser Bürgersinn großge-
zogen und geschuft wird (Beifall bei den Demokraten ) .

Im Verlauf obiger Ausführungen hat Präsident Kopf
die Leitung der Verhandlungen wieder übernommen .

Arbeitsminister Rückert :

Im Laufe der Diskussion ist darauf hingewiesen worden, daß
in Mannheim von einem „Führenden der Sozialdemokratie "
eine Rede gehalten, nrst» in dieser gesagt worden sei , daß im
Laufe der nächsten Wochen ein Gesetz vorgelegt werden soll
des Inhalts , daß alle Grundstücke, die größer als 20 ha sind,
enteignet werden sollen . Ich habe mich nun bei den Herren
verläffigt und festgestellt, daß ich diese Rede gehalten
und daß ich darauf hingewiesen haben soll, alle Grundstücke
über 20 ha müßten enteignet werden . Daraufhin habe ich
mir den Wortlaut der Rede, wie er in der „Karlsruher Zei¬
tung " erschienen ist, verschafft , und da ist nun folgendes zu
lesen:

„Baden wird gerne im Rahmen des Reiches Mitarbeiten bei‘ der Sozialisierung . Ja , unser engeres Heimatland wird selbst
tatkräftig «ingreifen . Schon nächste Woche wird eine Kom-
Mission für Sozialisierung in Karlsruhe zusammentreten " —
was übrigens unterdessen auch geschehen ist —. „Es sollen
Moor - urw Odländereien kultiviert werden . Ferner ist an die
Sozialisierung solcher Grundstücke über 30 ha gedacht , die nicht
rationell bewirtschaftet werden, um unseren fühlbaren Bedürf¬
nissen auf diesem Gebiete gerecht werden zu können. Der
Staat , die Stadt oder Siedelungsgenossenschaften sollen Eigen-
tümer bleiben und die Grundstückeauf längere Zeit an die klei-
neu Landwirte verpachtet bezw. in Erbpacht gegeben werden,
staostt dies« fie längere Zeit bewirtschaften können. Die gro¬

ßen Grundherrschasten müßten ckensalls betgezogen werden.
Eine Land- und Siedelungsbank wer!« zu errichten sein . Das
Ziel dieser Siedelung ist Steigerung der landwirtschaftlichen
Produktion . Wird das nicht erreicht, so hat die Sozialisierung
keinen Wert . Weste Flächen müssen der Bebauung erschlossen
werden. Aber auch hier kann nur schrittweise vorgegangen
werden ; Überstürzungen brächten nur Schaden .

"

Ich glaube, daß diese Ausführungen wohl etwas ganz Ande¬
res sagen, alS ^das , was vorhin hier in der Diskussion ausge¬
führt worden tst ; im gegenwärtigen Augenblick darf ich also
wohl auf weitere AusfuAungen verzichten.

Nach kurzer Geschästsordnungsdebatte wird ein Antrag des
Abg . Warum , hier abzubrechen, mit Stimmenmehrheit ab-
gelehnt. Es erhält alsdann das Wort :

Abg . Mayer - Karlsruhe (D .-Natl . Pp .) :
Es ist vor einigen .Wochen in diesem Hause geschehen , daßein Mitglied sehr nachdrücklich ausgerufen hat : „Die Masse

schreit nach Sozialisierung ! " Natürlich schreit die Masse nach
Sozialisierung . Seit mehr als 80 Jahren ist sie mit einem
wachsenden Aufwand von Stimm - und Druckmifteln daraus
hingewiesen worden, daß Sozialisierung , Internationalist
rung und ähnliche schöne Dinge die Heilmittel seien gegen die
Schäden dieser schlechten Welt (Sehr richtig ! - links) , und daßin Sonderheit die Sozialisierung sozusagen das Allheilniittel
darstelle. Und nun , nachdem die Masse zur Herrschaft gekom¬men ist und die Führer der Masse auf den Thronen sitzen, da
trftt , und das ist ganz natürlich und begreiflich, die Massezu ihren Führern hin und beruft sich auf ihre Zusage und
verlangt die Einlösung des Versprechens. Sie wollen nun die
Sozialisierung , und jeder einzelne will von der Sozialisierung
auch seinen gemessenen Löffel voll . Man sieht aber recht deut¬
lich, daß die Führer dieser Bewegung gegenüber in Verlegen¬heit geraten . Sie machen die Erfahrung , daß man Menschen ,die man seit so und so viel Jahren <ln eine bestimmte Richtunggejagt hat , in 8 Tagen , auch in 6 Monaten nicht zurückpfeifenkann . Wir haben darin die Erklärung dafür , daß wir die
Führer , von denen wir dachten, daß fie die ganze Macht in
den Händen hätten , immer wieder davon reden hören, daß die
Massen ihnen zu enffchwinden drohen.

Für uns steht die Frage der Sozialisierung einzig und allein
untejp der Erwägung , ob die von der Sozialdemokratie uns
angesonnene Sozialisierung dazu helfen kann, uns aus dem
großen Elend heraus zu retten , in dem wir uns jetzt befinden,oder auch nur auS einem Teil des Elends . Wir , meine Freundeund ich , wir verneinen auf das bestimmteste diese Frage und
lassen unk in dieser Verneinung nicht dadurch irre machen ,daß alle Welt von der Sozialisierung wie von etwas Natür¬
lichem und Selbstverständlichem redet . Wir lassen unk auch
dadurch nicht irre machen, daß man uns sagt , daß die Massen
nach der Sozialisierung schreien . Denn , weiß die Masse , was
Sozialisierung ist ? Und wissen die Führer der Masse was
Sozialisierung ist? Damit , daß man statt Sozialisierung
„ Nationalisierung " oder „Vergesellschaftung" oder sonstwie
sagt, damit ist natürlich nicht gedient . Man möchte doch eine
klare Vorstellung von dem haben , was Sozialisierung ist.
Ist es etwa Verstaatlichung ? Wir haben heute aus dem
Munde des Herrn Interpellanten gehört, daß Sozialisierungund Verstaatlichung zwei ganz verschiedene Dinge seien. Aber
wenn ich mir das vergegenwärtige , was gerade von der Lin¬
ken her über Sozialisierung geschrieben wird, so kann ich mir
das, was da vorgeschlagen wird, namentlich die Wege , die
Maßnahmen , die Mittel , die man ergreift , nicht anders vor¬
stellen , denn als eine Enteignung und Verstaatlichung ; und
man wird immerhin sagen können, daß die Verstaatlichung
die Enteignung auf dem Wege der Sozialisierung liegt . Istder Weg so verlockend , daß wir die Aussicht haben, auf ihm
behütet zu sein vor dem, was jetzt immer wieder und, wie
es scheint, in immer drohenderem Maße unser wirtschaftliches
Leben erschüttern will, ich meine den Streik ? Wir haben
doch auch schon ziemlich viel Staatseigentum und Staatsbe¬
triebe . Aber wir haben vor unseren Augen erlebt , daß gerade
aus dem Staatsbetriebe , der doch der Weg zur Sozialisierung
sein soll, der Streik keineswegs ausgeschlossen ist (Abg .
Hertle : Sehr richtig! ) , so daß keine große Aussicht vor¬
handen ist, daß man auf dem Weg zu dem vielberühmten und
anempfohlenen Allheilmittel komme.

Oder wir stellen uns die Sozialisierung vor in der Horm
gesellschaftlicher : Vereinigungen , die namentlich di« Sozialde»
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mokratie besitzt» und die sich nur immer mehr ausbrsiten müß-
+ejt . Wer gerade in solchen Gesellschaften und» wir wiffen,
gerade in sozialdemokratischen Gesellschaften hat eS immer
wieder Streit und Streik gegeben und die Führer haben oft¬
mals geklagt, wie schwer sie da zu arbeiten hatten . Sieht man
die Forderungen an , die unter der Flagge der Sozialisierung
auf den Tisch des Hauses niedergelegt worden find, so laust

. die Sache, wie ich glaube sagen zu dürfen , auf die Enteignung
hinaus - in einer Form , die mit der Verfassung vielleicht nicht
ganz : in Einklang zu bringen ist . Man will einer Klasse be¬
sitzender Männer , den Fürsten von Löwenstein, von Fürsten -
bsrg und von Zwingenberg u . a . an die Krawatte gehen und
das , was sie an Grund und Boden haben , nehmen . Man
denkt, das ist ein sehr bequemes Mittel , um den Mafien zu
zeigen, daß : man sozialisiere, und um sie wieder für eine Zeit
lang zu befriedigen.

Tatsächlich fehlt eS an einer klaren Vorstellung dessen, was
eigentlich Sozialisierung ist . Es ist mir immer ausgefallen,
daß Kautskh dort, wo er den Versuch macht, die Sozialisie -
inng zu veranschaulichen, kein andere « Mittel findet , als hin¬
zuweisen auf den russischen Mir und auf gewisse Zustände in
südslawischen Volksstämmen. Warum hat er nicht auch auf
diq uns viel näher liegenden Zigeuner hingewiesen ? (Unruhe
link». Das sind doch alles rückständige Kulturzustände ! (Hört,
hört ! und Unruhe links) . Aus dem, was der Herr Kollege
Vr . Kraus dazu gesagt hat , bietet sich für die Landwirte
die Aussicht , daß wir wieder zu einer Art Helotentum zurück¬
kehren , nur mit dem Unterschied, daß der Herr nicht ein per¬
sönliches Wesen sein wird , das doch immerhin ein Herz im Leibe
hat , sondern ein Abstraktum, von dem man nie weiß, zu was für
Entschlüssen es kommen wird ( Abg . Dr . Koenigsberger :
Die Allmendel ) . Andere wissenschaftliche Wortführer der Sozial -
demokratie darf ich doch auch erwähnen . Ich erinnere , was
Talwer neulich hat verlauten lassen in seiner Schrift über die
Produktionspolitik , und ich darf mit Erlaubnis de» Herrn
Präsidenten ein paar Zeilen vorlesen. Sie wiffen, daß Ealwer
sich wesentlich gegen Mathenau und seine wirtschaftspolitischen
Vorschläge wendet, aber auf der andern Seite auch vor Spar¬
takus warnt und vor/der Methode, mit der dieser da» sozia-
liftische Programm zur Durchführung bringen möchte . Bei
Vieser Gelegenheit sagt er : .Die Mafie der Arbeiter , di« auf
die slyialdemokratische Lehne schwört, kann man nicht so rasch
davon überzeugen , daß die Verwirklichung der Programmfor¬
derung gerade auf dem. Gebiete der Vergesellschaftung der
Produktionsmittel undurchführbar sein soll . Nachdem er be,
tont hat , «daß die Befreiung der Ärbeiterklaffe nicht national
sondern international durchzuführen sei

" — wir haben aber
inzwischen an der JnternationalitSt eine große Enttäuschung
erlebt (Abg . Dr . KrauS : Kommt jetzt ! ) — Me find tmmdr
ein schlechter Prophet,Herr KollegeDr . K r au S ! — meint er,
«Die Arbiter sollen sich wohl klar machen, was das bedeutet,
dqß die Revolution in Frankreich , England und Amerika nicht
kommt, " und dann weiter von der Sotzialisierungskommission,
„sie hätte demnach allen Anlaß , ihre Tätigkeit bei der gekenn -
zeichneten politischen Situation gar nicht erst zu beginnen ",
um schließlich den Arbeitern zu sagen , daß dieser Teil des
sozialdemokratischen Programms von der Sozialisierung der
Betriebsmittel unzeitgemäß , unfruchtbar und überholt sei .
Und Sie (nach links) werden Calwer nicht absprechen, daß er
ein Führer der wissenschaftlichen Sozialdemokratie ist (Wider¬
spruch bei den Sozialdemokraten ) . Sie machen es , wie man
es oft macht : Unbequeme Zeugen streitet man ab . Ich möchte

'siebest Ealwer den Genossen Parvu » stellen, der ja in seinen'
Briesest an die Arbeiter sich bemüht, die Arbeiter davor zu
warnen , den Weg des Bolschewismus zu beschreiten, der sich
aber , zu gleicher Zeit auch bemüht , das Sozialisierungsbegeh¬
ren des Arbeiters — und das ist sehr bezeichnend — hinüber¬
zuleiten auf das Gebiet der kulturellen und der ethischen Fra .
gen und Aufgaben.

Und wie steht es mit den politischen Führern ? Es
ist ja wohl der derzeitige Reichspräsident gewesen, der die
Forderung der Sozialisierung eingeschränkt hat auf die „dazu
reifen Betriebe" . Ich kann dahinter nichts anderes als eine
Verlegenheitsauskunft entdecken ! Denn wer will es ent¬
scheiden , welche Betriebe dazu reif sind ? Und werden Sie
in diesem Zustande der Reife verbleiben , in dem Augenblick ,
wo sie fozialisiert werden ? Wird nicht vielmehr der. Fall
eintreten , wo der Apfel verspeist ist, und man eS dann beklagt,
daß nichts anderes übrig bleibt als der Butzen ?

Was aber der Reichsminister Wissel kürzlich über die
Sozialisierung gesagt hat, das. darf ich ZHyM iBSi&l auch vor¬

lesen ; e» ist ein kurze» WSrt . . Üuverketfitbav" — hat er sich
geäußert , wenn ich « ich recht erinnere , ist e» im Reichstag
gewesen — „unverkennbar ist e», daß die mit der Gemein-
wirtschast verbundene Zentralisation die Gefahr der Bürokra¬
tie in sich birgt und da» Aufhören de» Wettbewerbs zur Fplae
hat ; damit wird dann die Feinfühligkeit für die wirtschaftliche
Enstvicklung , die Anpassungsfähigkeit und der Ansporn für
den Fortschritt abgestumpft. Darunter leidet das wirtschaft¬
liche Ergebnis ." Wissel meint dann , daß man durch Selbstver¬
waltung dieser schlimmen Entwicklung Vorbeugen könne . Er
übersieht aber dabei wie mir scheint , daß in dem Maße wie ein
Betrieb sich an Zahl der darin Beschäftigten und auch räum¬
lich ausdehnt , daß dann die Selbstverwaltung auf u« so mehr •
Personen und vielerlei Instanzen gestellt werden muß und
wir zur Bürokratie den Parlamentarismus bekommen, und
daß Bürokratie und Parlamentarismus zusammengenommen
der wirtschaftlichen Entwicklung erst recht nicht Vorteichast sind .

Und endlich die Auffassung der Massen? Wir alle Horen
doch auch in mancher Erörterung , wa» die breiten Massen von
der Sozialisierung halten und wie sie sie sich vorstellen. Sie
machen sich das sehr einfach und lassen sich durch alle theore¬
tischen Ausführungen des Herrn Dr . KrauS nicht belehren ;
sie machen sich das sehr einfach und sagen : „Sozialisieren
heißt teilen , heißt aufteilen , heißt verteilen , so daß auch ich
mein gehöriges Stück davon bekomme ." Und es ist ganz rich¬
tig , worauf auch vorhin Herr Abg . Dr . Gothein gedeutet
hat : die Grenze , überhalb der geteilt werden fall, ist immer
der Pfennig mehr, den der andere hat . Hier wäre eS sehr
gut, wenn einmal ein austlärendes Wort in unser Volk hin-
eingesagt würde über den Reichtum, den wir besitzen, älS
Eigentum und Privatbefttz.

Gewiß wir haben auch in Deutschland reiche Leute, und der
Reichtum mag sich sehr oft recht unangenehm bemerkbar
machen. Wir wollen aber nicht verkennen, daß da» Eigentum
eben doch auch seinen sittlichen Wert hach indem e» im Men¬
schen wirtschaftliche Kräfte weckt und diese wirttchastlichen
Kräfte eben dann dem Ganzen zugute kommen. Aber lassen
wir da» einmal beiseite, denken wir einmal daran , wir könn¬
ten, um die vorhandene Ungleichheit zü beseitigen, in den
großen Sack de» Privatbesitzer und de» Reichtum» überhaupt
hineinlangen : er ist aber nicht ohne Grund , ja wir wären
sehr bald am Grunde dmnich denn so arg viel verteilbarer -
Reichtum ist in Deutschland gar mH vorhanden , und dann
wäre verteilt, aber mtt welchem Erfolg ? Gewiß , Arme und
Reiche gäbe e» bei un » picht mehr , aber e» gäbe dann nicht
etwa eine Mttellinie , einen DurÄchnitt , der erreicht worden
wäre , sondern wir wären eben alle mtt einander arm , und
wir wüttten in unferem Volke den wohltätigen Einfluß ent-
behren, den der sittlich verwaltete Reichtum und der sittlich
verwaltete Besitz eben noch hat (Abg . Dr . Krau » : Da ist
eS immer noch besser, alle sind arm ! ). Wenn wir beobachte «
daß Eigenbesitz in einer Weise verwaltet wird, daß er schä¬
digt , daß er andere in der Armut Mt oder in die Armut
hineindrückt, so hat der Staat andere und bessere Mittel ,
um das zu verhindern , und die soll er nur anwenden . Die
Sozialisierung ist jedenfalls ein verkehrter Weg, den wollen
wir nicht einschlagen. ,

Ich will bei dieser Gelegenheit doch noch ein Wort von der
Sozialisierung im Hinblick auf den Grund
und Boden sagen . ES ist ja ein besonders lebhafter
Schrei der nach „Sozialisierung des Bodens ",/ und damit hat
ja gerade auch der Herr Interpellant sich beschäftigt, ES ist
(mir aufgefallen , daß er über die Sozialisierung des Groß¬
kapitals , das doch in der Tat drückend auf unserem Wirt¬
schaftsleben liegen kann, gang anders als der Besitz von Grund
und Boden, ganz vorsichtig hinweggegangen ist. Ich ße ,
mühe mich nun , in allen Forderungen und in allen An.
sichten, die dargelegt werden, immer den richttgen Kern
herauszufinden , und ich meine, man kann auch in der Forde¬
rung der Sozialisierung des Grund und Bodens ganz gewiß
einen richtigen Kern hcrauSfinden . . Da » ist, wenn ich so
sagen soll, der Schrei des Gemüt - , wieder in den Zusammen -
hang mit der Mutter Erde zu kommen, mtt dem heimatlichen
Boden ; man will ftei werden von der Heimatlosigkeit, man
will herauskommen aus der Massenaushaufung b€z Men¬
schen, wie wir sie - in den großen Städten höben, man will
wieder eine persönliche Heimat uiw einen persönlichen An.
teil an der Heimat haben. Uno diesen Schrei gerade de»
deutschen Gemüts verstehen wir sehr gut , und wir meinen
allerdings , daß alle» geschehen sollte , um diese Sehnsucht nach
Bodenständigkeit und nach Einwurzeluna im vaterländischen
Botzen zu befrichigen (ZustinWUng recht »). Aber das byäucht
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Wele Vorsicht , das braucht viele Mühe und Arbeit und da»
braucht vor allen Dingen viel Geduld ; das kann nicht von
heute auf morgen und daS kann vor allem nicht auf dem
Wege der Sozialisierung geschehen (Abg . Dr . Kraus : Auf
welchem Wege denn ? ) . Ich komme gleich dazu. Ihnen das
zu sagen.

Ich möchte die allgemeinen Betrachtungen hier nicht weiter¬
spinnen, denn , wie vorhin auch schon bemerkt worden ist :
wir werden fort und fort Gelegenheit haben , uns mit ein¬
zelnen bestimmten Sozialisierungsvorschlägen zu befassen , und
dann wird man Anlaß nehmen, das Seinige dazu zu sagen.
Dir haben ja jetzt das Arbeitsministerium , und dieses ist auch
schon dazu veranlaßt worden, mit Plänen und Projekten her-
vorzutreten . Man wird dann die Beobachtung machen , daß
Sozialisierung in der Tat ein Schlagwort ist , und zwar , wie
alle Schlagworte, mit einem Doppelgesicht: einerseits ein sehr
vielsagendes und andererseits ein nichtssagendes Wort .

Und der tiefere Grund ? Der Gegensatz zwischen arm und
rkich ist so alt , als Menschen auf dieser Erde leben, und die
Versuche , das Unangenehme , das Häßliche und das Drückende
dieses Gegensatzes zu beseitigen, sind ebenso alt . Man ist da¬
bei von lange her auf den Gedanken gekommen, eS unter dem
Gesichtspunkte der Gleichheit und der Gemeinschaft zu ver¬
suchen . Aber , Gleichheit und Gemeinschaft, das sind Gesichts¬
punkte, das sind Vorstellungen, die im Grunde genommen
einem ganz anderen Gebiete -entwachsen sind als demjenigen,
aus dem sie jetzt durchgesührt werden sollen , dem wirtschaft¬
lichen. Nicht auf wirtschaftlichem, auch nicht auf politischem Ge¬
biete sind die Vorstellungen der Gleichheit und der Gemeinschaft
erwachsen , sondern ausschließlich auf dem religiösen, und nur
in dem Miaße , als sich die religiösen Werte durchaesetzt haben,
werden diese Vorstellungen auch auf dem politischer^ und dem
wirtschaftlichen Gebiete Erfolge zeitigen . Es ist nicht so, daß
durch die Sozialisierung , wie wir neulich einmal haben an¬
deuten büren , das Paradies auf Erden wird geschaffen wer¬
den , , sondern umgekehrt vielmehr . Wenn wir einmal wieder
das Paradies haben werden — oder, ich will mich in der
Sprache ausdrücken, die doch wohl hier noch auf
allen Bänken verstanden wird , „ ich will mit dem
Apostel Paulus zu reden, . sagen : Denn wir haben
werden den neuen Menschen , der nach Gott geschaffen ist , dann
ist die Zeit zur Sozialisierung gekommen, oder vielmehr, dann
braucht man '

sie gar nicht mehr , denn dann werden
die Unterschiede der Individualität und die weiteren äußeren
Unterschiede für nichts wiegen. Darum , weil wir die Tinge
so anseben , sind wir mit der Antwort , die uns vom Regie-
runMisch gegeben worden ist , auch nicht so ganz zufrieden.
Wir hätten gewünscht , daß sie inhaltsreicher und etwas voll¬
ständiger und gründlicher gewesen wäre . Wir unsererseits kön¬
nen nur sagen : Die Negierung fahre fort , die soziale Gesetz¬
gebung aufrechtzuerhalten , es wird ihr das schwer genüg
fallen. Wir wissen alle, daß unsere soziale Gesetz¬
gebungen ein Gegenstand der Bewunderung und des Neids für
das Ausland gewesen ist . Sie beruhte wesentlich aus dem
blühenden Stand unserer Industrie . Unsere Industrie ist zu-
sammengebrochen, und es wird den Männern in der Regierung
ein schweres Kopfzerbrechen machen , wie sie die soziale Gesetz¬
gebung aufrecht erhalten sollen . Sie bemühe sich weiterhin
um den Schutz der nationalen Arbeit , besonders auch der Land¬
wirtschaft, damit unser deutsches Volk immer mebr auf eigenen
Füßen stehen kann. Sie fahre fort auf dem Wege der inneren
Kolonisation und Siedelnng , den wir bekanntlich schon seit lan¬
gem und mit immer größerem Erfolg eingeschlagen haben,
und sie sorge dafür , daß vor allem auch die Gründung der
.Heimstätten vorwärts schreite . Sie hüte sich dabei wohl vor
Gewalttätigkeiten auch gegenüber besonders hervorragenden Be¬
sitzenden. Denn auch für einen Volksstaat gilt das Wort, daß
Gerechtigkeit allein die Völker erhöht. Dill aber die Regierung
sozialisieren im ernsten, im strengen Sinne de» Wortes ,

nun wohl , d'aNn sozialisiere sie einmal alles das , was man
im guten, im besten Sinne de» Worts die Bürgertugenden
nennt , den Fleiß , die Sparsamkeit , die Ordnung und dre Zu -
ftiedenheit und vor allem auch die Geduld ; denn, wie ParvuS
sagt , ändern lasten sich die wirtschaftlichen Verhältnisse nicht
wie man einen Rock umdreht . Will die Regierung auf dem
politischen Gebiet sozialisieren, so leite sie die Errichtung von
Berufskammern in die Wege. Und ich möchte die Sozialdemo¬
kratie fragen , warum sie sich denn seinerzeit bei der Erstel¬
lung der Verfassung so sehr gewehrt hat gegen das Zweikam.
mershstem und so sehr auf das Einkammersystem gedrungen
hat, daß sie zwei Parteien nötigte , sich auch auf diesen an¬
deren Standpunkt zu begeben. Wir haben unS für daS Zwei,
kammerfystem eingesetzt und haben dabei gerade daran ge¬
dacht aus dem sog. Ratesystem den gesunden Kern auSzuschä -
len dadurch , daß neben der Volkskammer die BerufSkamnier
eingesetzt wird (Beifall rechts).

Hierauf wird abgebrochen.

Zu einer perfönlichen Bemerkung erhält noch daS
Wort : : -

Abg . Duffner (8enJ ^ :
Der Herr Minister R ü ck e r t hat meine Ausführung Wer

die beabsichtigte Enteignung der Grundstücke Wer 60 Morgen
vorhin richtiggestellt» und ich stehe nicht an, zuzugeben, paß
dos , was der Herr Minister Rückert in Mannheim tatsächlich
gesagt hat , etwas ganz anderes ist, als das , wa» jn einem
Teil der Presse steht und was mir Anlaß gegeben fyit, e» in

' gutem Glauben zu zitieren . Grund zu diesen Ausführungen
ist ein Artikel gewesen, der in der „Konstanzer Zeitung "
Nr . 159 vom 14. Juli erschienen ist, der sich allerdings auf die
deutsch - demokratische „Landeszeitung " beruft , und in dem ge¬
sagt ist :

„ In einer sozialdemokratischen VertvauenSmännerversamm -
lung in Mannheim sprach ArbeitSminister Rückert über hie
Sozialisierung . Er betonte dabei, daß Baden gerne mit¬
arbeite bei der Sozialisierung . Schon nächste Woche werde
in 'Karlsruhe eine Kommission zur Sozialisierung der Grund¬
stücke zusämmentreten . Alle über 20 Hektar umfassenden
Grundstücke werden sozialisiert werden . Der Staat soll
Eigentümer bleiben und die Grundstücke au die kleineren
Landniirte verpachtet werden . DaS Ziel der Bestrebungen
sei die Hebung der landwirtschaftlichen Produktion . Eine
Land - und Siedelungsbank werde zu errichten sein." '

Es wird Sache der Presse fein , festzustellen, wie , dieser
Artikel in die beiden Zeitungen gekommen ist, der dann .Grund
zu dem vorliegenden Mißverständnis gab.

Mit meiner persönlichen Bemerkung ist auch zugleich die
Bemerkung erledigt, die im Zusammenhang mit meinen Aus¬
führungen Herr Abg . Dr . Goihein an Herrn Abg . Dr .
Schofcr gerichtet hat .

Der Präsident gibt noch folgende Eingänge be¬
kannt :

1 . Schreiben des Arbeitsministers mtt der Erklärung der
Bereitwilligkeit zur Beantwortung der Interpellation der
Abgg . Weber - Heidelberg und Gen., den Schutz der weK-
lichen Angestellten und Aweiter gegen Erwerbslosigkeit betr .,

2 . Antrag der Abgg . M a r u m und Gen., mit einem Ge¬
setzentwurf, di« Abänderung deS BerwaltungSgefetzeS vom
5 . Oktober 1863 betr .

Der Antrag wird an die Kommission für Justizund Verwaltung verwiesen.

Schluß der Sitzung nach iLL l*.* ’-
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RrduervrrzeichuiS :

» ^ etg« neuer Eingänge :
M Präsident Kopf 1082
1 . Mündlicher Bericht der HaushaktS-Kommisston und Beratung

über den Gesetzentwurf, die Bürgschaft-Übernahme für ein
Darlehen der Stadtgrmrinde Kehl durch den Staat betr. :

Berichterstatter Lbg . Warum (Soz .) 1081 , 1093
» dg. Dietrich (D. Dem. P .> ' 1092, 1093

2 . Begründung und Beantwortungder Interpellation der Abgg.
vr . Krau- u. Gm ., die Sozialisierung in Badm betr. :

» ba. vr . Krau- iSoz.) 1093
ArbeUSminister Mckert » 1111 , 1128
» dg. Duffner (Zentr.) 1112 , 1130

. vr . Gochei« <D . Dem. P .) 1119
„ Maher-Karl- ruhe (D -Ratl. Bp ) 1127

V .

/

Verantwortlich für den Bericht über die Verhandlungen : Dr . Max Dittler .
» ruck und Verlag der G. Braunschen Hofbuchdruckerei . Beide in Karlsruhe.
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